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(Beginn um 9.01 Uhr.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Meine sehr geschätzten Kolleginnen und Kollegen! Tag drei des Gemeinderats ist eröffnet.

Entschuldigt für die heutige Sitzung während des gesamten Tages ist GR DDr Schock, entschuldigt für Teile dieses Tages sind einzelne Gemeinderätinnen und Gemeinderäte. 

Besonders möchte ich darauf hinweisen, weil es für den Sitzungsablauf dann auch wichtig ist, dass die Frau Amtsf StRin Frauenberger von 11.30 Uhr bis 12 Uhr und der Herr Amtsf StR Dr Mailath-Pokorny von 10.30 Uhr bis 14.30 Uhr entschuldigt sind.

Bevor wir zur Fragestunde kommen, möchte ich auch auf eine Aktion hinweisen - und das ist auch der Grund, warum StRin Frauenberger entschuldigt ist -, die heute um 11.30 Uhr hinter dem Rathaus stattfindet und Sie finden ja auf Ihren Plätzen auch diese Hinweise. Es geht darum, dass die UNO vor Jahren schon beschlossen und gebeten hat, dass am 25. November der „Tag der internationalen Solidarität mit Beseitigung der Gewalt gegen Frauen“ ausgerufen wurde. Und genau um dieses geht es heute hier. Leider hat dieses Thema auch heute an Aktualität nichts verloren und deshalb werden möglichst viele Gemeinderätinnen und Gemeinderäte heute um 11.30 Uhr auch bei dieser Aktion „Ich pfeif auf Gewalt" dabei sein und ich bitte auch um Entschuldigung, wir haben das auch in der Präsidialkonferenz entsprechend besprochen, dass beim Schwerpunkt-Verhandlungsgegenstand nicht alle Gemeinderätinnen und Gemeinderäte hier im Saal anwesend sein werden.

Nur auf dieses wollte ich hinweisen, weil dieses Thema so aktuell ist und das Eintreten gegen Gewalt von Männern gegen Frauen, aber auch gegen Kinder, von großer Bedeutung ist.

Wir kommen nun zur Fragestunde.

Die 1. Frage (FSP - 04815-2009/0001 - KFP/GM) wurde von Herrn GR Dr Helmut Günther gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke gerichtet. (Bei den Wiener Linien scheint es einen Betrugsskandal mit einem Schaden von rund 155 000 EUR zu geben. Jahrelang unbemerkt haben Werkstättenleiter und Bedienstete von Zulieferern die Wiener Linien systematisch hintergangen, indem ein schwungvoller Handel mit Waren der Firma betrieben wurde. Eine diesbezügliche Anklageschrift ist bereits fertig. Welche Maßnahmen werden Sie setzen, damit Betrug verhindert bzw. schnellstens aufgedeckt wird?)
VBgmin Mag Renate Brauner: Einen schönen guten Morgen, sehr geehrte Damen und Herren!

Bei der Frage, um die ich hier vom Herrn Kollegen Günther gefragt werde, handelt es sich um einen vermuteten, muss ich der Korrektheit halber sagen, denn die Prozesse sind noch nicht beendet, Betrug bei den Wiener Linien, in den sowohl Bedienstete der Wiener Linien als auch Bedienstete von privaten Unternehmungen verwickelt waren. Ein äußerst, äußerst bedauerlicher Vorfall, von dem ich allerdings nicht erkennen kann, dass er eine Angelegenheit der Gemeindeverwaltung ist, denn eigentlich sind wir hier nur dazu befugt, über Angelegenheiten der Gemeindeverwaltung zu diskutieren.

Ich habe mich natürlich trotzdem über den Fall informieren lassen, möchte aber schon sehr deutlich sagen, dass es sich hier um einen bedauerlichen Vorfall handelt, wie er in vielen Unternehmungen leider manchmal, glücklicherweise selten, vorkommt, weil eben, wo Menschen arbeiten, auch Fehler, schwere Fehlverhalten vorkommen. Das ist, wie gesagt, nun wirklich keine politische Angelegenheit der Gemeindeverwaltung, sondern Fehlverhalten, wie es leider in Unternehmungen privater, öffentlicher und sonstiger Natur vorkommen kann.

Das ist mir schon wichtig, das im Vorhinein zu betonen, weil ich denke, dass wir uns eigentlich schon an die Regeln, die uns unsere Rahmenbedingungen hier geben, halten sollten. Nichtsdestotrotz habe ich mich natürlich über diesen Fall jetzt ein bisschen genauer informieren lassen, der, wie gesagt, sehr bedauerlich ist. Ich möchte in dem Zusammenhang auch anmerken, dass er drei Jahre zurückliegt und vom Unternehmen selbst aufgedeckt wurde. Es wurden logischerweise alle Schritte sofort gesetzt: Anzeige bei der Staatsanwaltschaft, Einleitung eines Disziplinarverfahrens, Suspendierung der betroffenen Mitarbeiter auf der einen Seite und auf der anderen Seite hat die Führungsebene der Wiener Linien das getan, was jeder Unternehmer, jede Unternehmensleitung in so einem Fall tut, sie hat auch Organisationsänderungen eingeleitet, die die Materialwirtschaft, denn dort hat sich dieses Problem abgespielt, herausgelöst und einen eigenen Bereich für die Beschaffung organisiert hat, noch strenger, als es schon vorher war. Das Vier-Augen-Prinzip wurde eingeführt, eine moderne Analyse-Software, wie ich mir berichten habe lassen, und die Einsetzung eines eigenen Materiallogistikcontrollers, damit noch höhere Transparenz und noch verstärktere Kontrolle vorhanden sind.

Ich denke, so bedauerlich dieser Fall ist und durch nichts zu beschönigen ist, so hat doch die Tatsache, dass er vom Unternehmen selber aufgedeckt wurde, gezeigt, dass es ein internes Kontrollsystem gibt. Ich befürchte, wir werden in keinem Bereich, weder öffentlicher noch privater Natur, dafür sorgen können, dass wir zu 100 Prozent ausschließen können - immerhin reden wir hier von über 8 000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern bei den Wiener Linien -, dass es zu Fehlverhalten von Menschen kommt. Die Tatsache aber, wie gesagt, dass es das Unternehmen selber aufgedeckt hat, zeigt, dass es sehr wohl interne Kontrollsysteme gegeben hat, wiewohl sie jetzt optimiert wurden. Es gibt nichts Schlechtes, was nicht auch eine gute Seite hat, dass man auf die Art und Weise draufkommt, was man noch besser machen kann und ich denke, das Management hat in seiner Verantwortung hier auch korrekt gehandelt, indem es eben sowohl die Anzeige an die Staatsanwaltschaft als auch die Disziplinarmaßnahmen als auch die strukturellen Veränderungen vorgenommen hat.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die 1. Zusatzfrage wird von GR Dr Günther gestellt.

GR Dr Helmut Günther (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vizebürgermeister! 

Stimmt, es ist ein Unternehmen. Es arbeiten aber in dem Unternehmen auch noch eine Reihe von Beamten, die ja damals in das Unternehmen übergegangen sind. Ich weiß jetzt nicht, ob diese Damen oder Herren, die das gemacht haben, Beamte oder Vertragsbedienstete oder Angestellte neu waren. Das kann ich nicht sagen. Dass das Unternehmen selbst draufgekommen ist, ist richtig, aber erst nach einigen Jahren. Und das heißt, hier leidet schon auch die Kontrolle, wenn ich erst nach einigen Jahren draufkomme, weil die immer, wie soll man sagen, dreister wurden und das halt immer mehr ausgedehnt wurde.

Und Sie haben gesagt, es ist Gott sei Dank nichts im Bereich der Verwaltung. Jetzt gibt es aber im Bereich der Verwaltung oder in Bereichen der Stadt Wien auch andere Bereiche, wo man Gebrauchsgüter, Verbrauchsgüter, Verschleißgüter, et cetera anschaffen muss. 

Für mich stellt sich jetzt die Frage: Ist in diesen Bereichen das so abgesichert, dass ein derartiger Vorfall nicht stattfinden kann und würden Sie die Hand ins Feuer legen, Sie haben zwar gesagt, das kann man nie, aber würden Sie sagen, dass hier die Kontrollmechanismen im Bereich der Wiener Verwaltung und der nicht ausgelagerten Bereiche so gut sind, dass derartige Vorkommnisse nicht passieren?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeister.

VBgmin Mag Renate Brauner: Ich habe nicht gesagt, dass das nicht in der Verwaltung der Stadt passiert ist. Ich habe gesagt, es ist nicht eine Frage der Gemeindeverwaltung. Ich habe versucht, Sie auf höfliche Art darauf aufmerksam zu machen, dass die Frage eigentlich unzulässig ist, weil sie nicht den rechtlichen Rahmenbedingungen entspricht und überhaupt nichts mit dem zu tun hat, wofür wir zuständig sind. Offensichtlich war ich, das wirft man mir selten vor, zu höflich, denn die Botschaft ist nicht angekommen.

Nichtsdestotrotz ist meine Antwort die, wie sie ist und ich habe sie Ihnen trotzdem gegeben und habe mich eben von der Unternehmensleitung informieren lassen. Aber es ist eigentlich, und ich sage es noch einmal in der höflichen Form, keine Angelegenheit der Gemeindeverwaltung.

Sie wissen, wie viele Tausende Menschen hier bei uns in der Stadt Wien arbeiten. Sie arbeiten sehr gut und Sie wissen, dass unsere Stadt so organisiert ist, dass wir natürlich entsprechende Kontrollmechanismen eingeschaltet haben. Sie werden von mir jetzt sicher nicht hören können, dass ich sage, ich garantiere Ihnen, dass jetzt gerade keiner von den 70 000 Menschen, die im weitesten Sinn für die Stadt arbeiten, ob im Krankenanstaltenverbund, ob in der Stadt Wien selber, ob bei den Wiener Linien, ob in der Wien Energie, im Moment gerade einen Fehler macht. Ich würde auch nicht sagen und ich würde Ihnen auch nicht garantieren, dass nicht irgendjemand da herinnen vielleicht gerade einen Fehler macht. Das kann man nie ausschließen. Aber ich kann Ihnen versichern, dass die Kontrollmechanismen in der Stadt nach bestem Wissen und Gewissen in allen Bereichen, wo es irgendwie möglich ist, auch mit Hilfe von externen Beratern und Beraterinnen, weil man selber ja manchmal zu Betriebsblindheit neigt, auch das ist nichts Typisches für öffentliche Unternehmungen, sondern in jedem Unternehmen so, dass man sich für Strukturfragen auch oft Leute von außen holt, die eben einen anderen Blick und auch einen kritischeren Blick mitbringen, dass also in vielen Bereichen dieser Stadt auch mit Hilfe von externen Beratern nach bestem Wissen und Gewissen Kontrollmechanismen eingebaut sind, damit die vielen, vielen, vielen fleißigen, anständigen, wunderbaren Mitarbeiter des Hauses vor Fehlern der ganz, ganz wenigen, die es manchmal halt überall gibt, auch entsprechend geschützt werden.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 2. Zusatzfrage wird von Frau GRin Puller gestellt.

GRin Ingrid Puller (Grüner Klub im Rathaus): Guten Morgen, Frau Stadträtin!

Ich hoffe, meine jetzige Frage fällt in Ihren Zuständigkeitsbereich. Die Wiener Linien haben ja im Jänner nach einem kritischen Rechnungshofrohbericht ein Gegengutachten an der TU erstellen lassen. Dieses Gegengutachten hat schlussendlich die Fehlverrechnung von rund 9 Millionen EUR auf 740 000 EUR relativiert.

Nun meine Frage: Wie ist Ihre Meinung beziehungsweise welche Folgen hat die Geschäftsführung der Wiener Linien, dass eine öffentliche Stelle wie die Wiener Linien, die eben der Kontrolle des Rechnungshofs unterliegt, einen Prüfbericht mit einem Gutachten, das ebenfalls von Steuergeldern bezahlt wird, zu relativieren versucht?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Frau Vizebürgermeisterin!

VBgmin Mag Renate Brauner: Wenn ich Sie richtig verstehe, dann fragen Sie mich danach, welche Konsequenzen ich daraus ziehe, dass die Führung der Wiener Linien ein Gutachten in Auftrag gegeben hat, ob ihre Verrechnung und das, was sie getan haben, auch korrekt ist und internationalen Standards entspricht, nachdem es vom Rechnungshof kritisiert wurde? 

GRin Ingrid Puller (Grüner Klub im Rathaus): Ja. 

VBgmin Mag Renate Brauner: Aha. Ja, also ich kann wenig Fehlverhalten daran erkennen, dass man externe Experten selbstkritisch anschauen lässt, was es hier an Verrechnungen gab und was nicht. Es ist ja, wenn ich in Erinnerung rufen darf, bei dieser Kritik des Rechnungshofs um verschiedene Ebenen gegangen. Die eine Ebene war, dass manche Rechnungen, in die man dann sieht, im minimalsten Ausmaß im Verhältnis - ich will nicht sagen, dass ein paar Hunderttausend Euro wenig Geld sind, für uns alle miteinander nicht, aber im Verhältnis - zu einem U-Bahn-Bau, wo wir uns in einer Größenordnung von 1,8 Milliarden EUR bewegen, zum Beispiel allein in der vierten Ausbaustufe, also da sind diese Hunderttausenden von Euro im Vergleich dazu natürlich eine relativ geringe Summe. 

Sie wissen alle, dass man bei Planungen auch immer entsprechende Reserven und entsprechende Abweichungen hat, auch hier kein Unterschied zwischen Privaten und Öffentlichen, dass also hier diese Summe festgelegt wurde, dass hier wirklich nicht korrekt verrechnet wurde und zum Teil, soweit ich informiert bin, es auch noch Auseinandersetzungen gibt und zum Teil, nageln Sie mich jetzt bitte nicht genau fest, das weiß ich jetzt nicht auswendig, aber soweit ich informiert bin, manches, ein gewisser Teil dieser Summe von den Unternehmungen, die sich hier verrechnet haben, auch schon korrigiert wurde. Aber das kann ich jetzt nicht mit hundertprozentiger Sicherheit behaupten. 

Das heißt, diese Summe, wo wirklich Fehlrechnungen oder Missverständnisse, ich formuliere es bewusst sehr vorsichtig, da waren - und ein Teil davon ist meines Wissens nach auch schon entsprechend von denen, die diese Rechnungen erstellt haben, korrigiert worden - die große Summe, um die es hier eine Diskussion gegeben hat, war, und das haben wir hier in dieser Runde ja auch schon diskutiert, die Frage, ob die Infrastruktur mit zur Errichtung der U-Bahn gehört. Und ich hatte damals schon an dieser Stelle sehr deutlich gemacht, dass das meiner Meinung nach selbstverständlich dazugehört. Also ich möchte wissen, was die Wiener und Wienerinnen und nicht zuletzt Sie hier herinnen sagen würden, wenn ich als verantwortliche Stadträtin dafür sorgen würde, dass unsere Wiener U-Bahn aus einem Loch und dazwischen zwei Bahnsteigen besteht. Natürlich gehört die Infrastruktur dazu und das ist für mich eine völlige Selbstverständlichkeit, die Geschäfte, die Belebtheit, all das, was sich dort in der U-Bahn aus vielerlei Gründen abspielt, nicht zuletzt auch aus Gründen der Belebtheit und der Sicherheit gerade auch für uns Frauen. 

Dieses war die Diskussion, die es gegeben hat und nicht, dass hier Geld falsch verrechnet oder gar verpulvert wurde. Und sich dazu externer Experten und Expertinnen zu bedienen, liebe Kollegin Puller, daran kann ich keinen Fehler erkennen. Ich sage Ihnen, es ist mir lieber, ich habe eine Geschäftsführung, die sagt, okay, da gibt es unterschiedliche Auffassungen, ich hole mir externe, neutrale Experten oder Expertinnen, als eine Geschäftsführung, die sagt, ich habe immer recht, weil genauso wenig wie ich vorhin gesagt habe, wir können nicht hundertprozentig sagen, dass wir die Weisheit mit dem Löffel gefressen haben, genauso wenig kann das eine Unternehmensleitung. Deswegen kann ich aus der Tatsache, dass man sich externe Experten und Expertinnen holt, um die eigene Position zu hinterfragen oder abzusichern, kein Fehlverhalten erkennen und insofern auch keine negativen Konsequenzen daraus ziehen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die 3. Zusatzfrage wird von Dr Ulm gestellt.

GR Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin!

Wirtschaftskriminalität ist selbstverständlich immer ein Thema bei großen Unternehmungen, ist daher auch ein Thema bei einem riesigen Unternehmen wie der Stadt Wien. Mich sorgt jetzt gar nicht so sehr der konkrete Fall, umso weniger, als er ja tatsächlich von der eigenen internen Revision aufgedeckt wurde, als der Umstand, dass es in dieser Stadt wohl sehr viele strafbare Handlungen geben könnte, die unentdeckt bleiben.

Daher frage ich Sie ganz konkret: Welche präventiven Maßnahmen setzen Sie hinsichtlich einer internen Revision bei den Abteilungen, wo es zu Wirtschaftskriminalität kommen könnte, aber auch übergeordneter Natur oder auch externer Art, damit man solche strafbaren Handlungen, die nicht unplausibel und nicht unwahrscheinlich sind - und auf Grund der großen Zahl und auf Grund der großen Volumina muss man durchaus davon ausgehen, dass die existieren, dass es das gibt -, in möglichst hohem Umfang aufdecken und durch präventives Wirken nach Möglichkeit weitgehend verhindern kann?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeisterin!

VBgmin Mag Renate Brauner: Ich denke, ich habe im Zusammenhang mit der 1. Frage vom Kollegen Günther diese Frage auch schon beantwortet. Es ist bekannt, was es alles an Instrumenten in der Stadt gibt. Wir haben das Kontrollamt, das sich ja nicht nur als eine Ex-post-Kontrolle versteht, wenn irgendwo ein Fehler passiert, sondern es macht auch unangemeldete Überprüfungen und versteht sich auch als begleitendes Controlling, was mir persönlich sehr wichtig ist, weil es auch mit unterstützt, Strukturen zu schaffen. Wie Sie richtig sagen, hundertprozentig kann man nie verhindern, dass bei den Zigtausenden von Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen jemand wo ein Fehlverhalten macht, egal ob Gemeinde Wien, ob öffentliches Unternehmen oder privates Unternehmen. Es geht also darum, einerseits Strukturen zu schaffen, die das möglichst verhindern. 

Gleichzeitig haben wir, wie Sie wissen, eine - ich will nicht sagen, gefürchtete - interne Revision, und für eine interne Revision ist das ja ein Kompliment, die sehr präzise und sehr genau in der Stadt genau diese Strukturen überprüft und wenn es notwendig ist, auch einzelne, wenn wirklich irgendwann einmal so ein Verdacht auftauchen sollte. 

Nicht zuletzt haben wir natürlich die Verantwortung der jeweiligen Führungspersönlichkeiten, die erstens einmal dafür sorgen müssen, dass das durchgängige Vier-Augen-Prinzip, das ja in allen Bereichen vorhanden sein soll - und ich kann Ihnen versichern, das Erste, wenn ich in ein neues Ressort komme, ist, dass ich mir genau anschaue, ob in allen Bereichen, für die ich da jetzt dann zuständig und verantwortlich bin, auch dieses Vier-Augen-Prinzip eingehalten wird, und sollte einmal wo ein Fehler auftauchen, es dann auch entsprechend so gemacht wird. Genauso ist es in der Stadt insgesamt. Und auch hier kann ich Ihnen nicht garantieren, dass nicht irgendwo in einem Subreferat vielleicht noch irgendwas nicht hundertprozentig so strukturiert ist, wie wir es uns beide wünschen würden, aber im Großen und Ganzen weiß ich, und ich hab ja schon einige Ressorts in diesem Haus hinter mich gebracht, dass auch dort dieses Vier-Augen-Prinzip selbstverständlich eingeführt ist und auch so sein muss. 

Also ich denke, wir haben sowohl in der Struktur mit den Einrichtungen als auch mit der Verantwortlichkeit der jeweiligen Abteilungsleiter und mit den brillanten Instrumenten, die ja, glaube ich, auch von niemandem in Frage gestellt werden, interne Revision und Kontrollamt, alle Rahmenbedingungen geschaffen, um nach Menschenermessen zu verhindern, dass es hier zu Fehlverhalten kommen kann beziehungsweise, wenn es wirklich kommen sollte, es so rasch wie möglich zu beseitigen. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 4. Zusatzfrage wird von GR Hursky gestellt, bitte.

GR Christian Hursky (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja, guten Morgen Frau Vizebürgermeisterin!

Es geht ja in solchen Fällen wie immer auch um Menschen. Die FPÖ versucht wie in diesem gegenständlichen Fall immer wieder Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dieses Unternehmens Wiener Linien schlechtzureden. So wurde auch im Zuge der Einführung des neuen Linienservices in einer Presseaussendung der FPÖ vom 20.9. diese Mitarbeiterin wörtlich als „Hansel“ bezeichnet. Frau Vizebürgermeisterin, teilen Sie auch diese entwürdigende Ansicht?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeisterin!

VBgmin Mag Renate Brauner: Ja, natürlich nicht und ich bin auch irgendwie entsetzt darüber, dass Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen eines Unternehmens so bezeichnet werden. Offensichtlich ist da wenig Respekt vor anderen Menschen als Charakterzug im Hintergrund, sehr bedauerlich. Ich halte das, bei allem Verständnis für Kritik, wenn sie sachlich vorgetragen ist, wirklich für eine Art und Weise der Auseinandersetzung, die ich zutiefst ablehne. Es passt wahrscheinlich dann auch dazu, dass die Behauptungen, die hier aufgestellt wurden, auch noch dazu zu 100 Prozent falsch sind. Aber auch das ist vielleicht Teil des Charakterzugs desjenigen, von dem hier diese Aussendung kommt, denn ich darf Sie informieren, dass genau wie angekündigt vom Wiener Linien-Service seit 1. November 40 Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen im Dienst sind. Genauso war es angekündigt. Ab 1. Jänner werden es dann 70 sein und 50 unser zusätzlicher Reinigungstrupp, dessen Spezialität es ja ist, auch während der Dienstzeiten und nicht nur in der Nacht unterwegs zu sein, wo ja vorher schon sehr viel an Reinigungsarbeiten war, sondern auch während des Tages, dass die Leute auch sehen, hier wird etwas für die Sauberkeit getan und damit auch für ihre Sicherheit, dass die auch entsprechend unterwegs sind. 

Sie sind im Übrigen auch in sehr ansprechenden und qualitativ hochwertigen Schulungen. Es ist nicht so, dass hier irgendwelche Frischg’fangten, wenn ich das so sagen darf, geschickt werden, sondern wir haben hier sehr bewusst langjährige und sehr erfahrene Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der Wiener Linien ausgesucht, die dazu dann noch eine wirklich intensive Ausbildung in Theorie und Praxis bekommen. Das sind immer kleine Teams zu acht, die einen Coach und einen Trainer haben, also wirklich auch in Kleingruppen, wo intensiv zum Thema rechtliche Rahmenbedingungen, Deeskalation gearbeitet werden kann, auch praktische Beispiele, damit das auch geübt werden kann. 

Also sowohl die Bezeichnung ist herabwürdigend und ich distanziere mich davon, aber auch der Hintergrund der Kritik ist falsch. Es funktioniert das Wiener Linien-Service sehr gut und wir haben auch viele, viele positive Rückmeldungen. Also es ist wirklich bemerkenswert, wie oft positive Rückmeldungen von den Nutzern und Nutzerinnen der Wiener Linien kommen. 

Erlauben Sie mir auch noch anzumerken, dass das kein Einzelfall ist. Insgesamt wird den Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen der Wiener Linien, den Fahrern und Fahrerinnen ein sehr gutes Zeugnis ausgestellt. Auch hier bedienen wir uns Externer, um uns das entsprechend bestätigen zu lassen, damit man nicht wieder sagt, hier lobt man sich selber. 

Zum einen gibt es einen allerjüngsten Kontrollamtsbericht, der die Arbeit gerade der Fahrer und Fahrerinnen, des Fahrpersonals würdigt. Ich zitiere: „Es wird hier positiv erwähnt: Bei seiner Einschau gewann das Kontrollamt den Eindruck, dass die Wiener Linien ihr Fahrpersonal sorgfältig auswählen, regelmäßige Kontrollen durchführen und sie in besonders belastenden Situationen zu unterstützen versuchen.“ Also ein positiver Befund sowohl für die Wiener Linien als Unternehmen als auch für die Fahrer und Fahrerinnen, die oft belastende Situationen haben. 

Ich persönlich bewundere zum Beispiel jeden Fahrer vom 13er, weil ich tät dort nach drei Minuten die Nerven wegwerfen. Also das wird hier wirklich sehr gut gemacht. Und auch bei der Kundenzufriedenheit, die wir jedes Mal extern beauftragen und jedes Jahr machen lassen, wo eben das bekannte Ergebnis ist, dass 88 Prozent der Nutzer und Nutzerinnen mit dem öffentlichen Personen- und Nahverkehr in Wien zufrieden sind, ist natürlich ein Element der Befragung „Zufriedenheit mit den Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen“, und auch da schneiden sie gut ab.

Ich möchte also die Gelegenheit benutzen, mich bei allen Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen der Wiener Linien auch entsprechend zu bedanken. Sie machen einen tollen Job. Und dass Wien so gut dasteht und der öffentliche Verkehr so gut angenommen wird, ist im hohen Ausmaß ihrer Arbeit zu verdanken.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 5. Zusatzfrage wird von Herrn GR Dr Günther gestellt.

GR Dr Helmut Günther (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vizebürgermeisterin!

Sie haben gesagt, das ist ein ausgelagerter Bereich. Na, selbstverständlich, aber er gehört zu 100 Prozent der Stadt Wien und Sie sind dort Eigentümervertreterin. Darum kann man nicht sagen, es geht uns eigentlich nichts an. Aber zurück zum Kollegen Hursky. Er hat gesagt: „Die Freiheitlichen sind menschenverachtend in ihrer Einstellung zu den Mitarbeitern.“ Ich glaub das so nicht ganz, wie die Personalabteilung in diesem Haus das sieht, denn Datenbespitzelungen haben Freiheitliche noch nie gefordert. Die ist durchgeführt worden und das ist jetzt auch abgestellt worden, nur da haben alle hier im Haus Vertretenen gesagt, so geht es nicht und es ist auch richtig so, dass das abgestellt wurde. Was aber nicht abgestellt wurde und was ständig an uns herangetragen wird, ist, dass in einigen Bereichen der Stadt Wien, nicht nur jetzt bei den Wiener Linien, sondern zum Beispiel auch in der MA 48, Mitarbeitern, die längere Krankenstände haben, dann ein Zettel hingelegt wird und man sagt: „Entweder Sie sind nicht mehr krank oder Sie verlieren Ihren Job.“ Und das ist noch mehr menschenverachtend als vieles andere auch. 

Darum frage ich Sie: Können Sie alles dafür tun, dass derartige Praktiken in den verschiedensten Einrichtungen nicht stattfinden?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeisterin!

VBgmin Mag Renate Brauner: Ich bin heute die ideale Gesamtstadträtin für Vergabefragen, für Personal, für alles. Aber kein Problem, habe ich ja schon alles hinter mich gebracht, war ich alles schon, bin ich heute noch einmal alles.

Zum einen möchte ich Sie wirklich bitten, Herr Kollege Günther, Sie unterscheiden sich in Ihrem Niveau in vielen Fällen von dem mancher Ihrer Fraktionskollegen und ich würde Sie wirklich bitten, das auch so beizubehalten. Sie wissen ganz genau, dass die Fälle, die Sie ansprechen, Uraltfälle sind. Und ich würde Sie wirklich dringend ersuchen im Interesse der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der Wiener Linien, nicht immer diese Skandalisierung und dieses Schlechtreden, das an einigen wenigen längst abgehakten Fällen aufgemacht wird. Das sind Einzelfälle gewesen, die damals im übrigen zu 80 Prozent dazu geführt haben, dass auf die Vorwürfe, die hier überprüft wurden, mit Maßnahmen reagiert wurde, die mir nicht gefallen haben, die sind auch abgestellt, aber die sich dann zu 80 Prozent auch bestätigt haben. Es ist vielleicht auch darauf zurückzuführen, dass halt gerade öffentlichen Unternehmen immer vorgeworfen wird, dass es hier zu viele Krankenstände gäbe und dass hier alle blau feiern. Das kennen wir ja alle, diese Vorwürfe. Und dass dieser Druck dann zu Überreaktionen führt, die, wie gesagt, abgestellt sind, das ist eine Ebene, die wir uns alle üblicherweise nicht - und ich kenne Sie, die ist nicht Ihr Stil - zuschreiben und das sollten wir auch weiter so beibehalten.

Es gibt, ich sagte es vorhin schon, entsprechende Kontrollmechanismen bei uns im Haus. Es gibt bei uns genaue Regelungen in der Dienstordnung, ab wann jemand, wenn ein gewisser Krankenstand eine gewisse Grenze überschritten hat, zu einem Gespräch eingeladen wird. Das hat mehrere Gründe: Zum einen, dass wenn man sich gerade anschaut, was sich in den vergangenen Tagen auch in der öffentlichen Diskussion abspielt mit Menschen, die zum Beispiel Depressionen haben, was niemand erkennt, was auch oft zum Vorteil des Betroffenen sein kann und wenn das eine gute Dienststelle mit einem guten Dienststellenleiter ist und der lasst sich den kommen oder redet mit dem Kollegen oder der Kollegin und sagt „Was ist los, können wir irgendwas tun?“, dann kann das unter Umständen, ich will jetzt nicht pathetisch werden, aber auch Leben retten, wenn man zu jemandem sagt: „Jetzt sag einmal, gibt es ein Problem, können wir irgendwas tun?“ Also das ist der positive Aspekt. 

Der zweite Aspekt ist, dass man natürlich auch in manchen Bereichen schauen muss, ob die Menschen auch wirklich weiter diensttauglich sind und ich bleibe jetzt bei einem Beispiel in meinem Ressort, weil das alles, was Sie mich gefragt haben, ist nicht mein Ressort. Aber in meinem Ressort zum Beispiel bei der Feuerwehr brauchen wir natürlich die Brandtauglichkeit. Das heißt, wenn hier zum Beispiel jemand eine Fußverletzung hat, dann muss man sich anschauen, kann der weiter im Branddienst bleiben oder nicht. Das ist für den Betroffenen natürlich nicht angenehm. Aber für Sie wäre es noch weniger angenehm, wenn Sie im eingeschlossenen brennenden Haus sind und es kann Sie leider der Feuerwehrmann nicht tragen, weil das Knie kaputt ist und Sie leider verbrennen oder Sie ersticken, das heißt, wir wissen, dass die meisten ersticken und nicht verbrennen. Das heißt, es ist einerseits, denke ich, ein vernünftiges Gespräch auch im Interesse des Bediensteten und zum Zweiten ist es in manchen Fällen eben auch notwendig, nach einer gewissen Zeit im Gespräch zu suchen, ob der Betroffene noch diensttauglich ist oder nicht. Das ist dramatischer bei der Feuerwehr, wo es drum geht, dass Leben durch die körperliche Tüchtigkeit des Einzelnen oder der Einzelnen gerettet werden müssen. In anderen Fällen ist es weniger dramatisch. Aber das ist ganz genau in der Dienstordnung geregelt und ich würde wirklich bitten, von diesen verallgemeinernden Vorwürfen der Bespitzelung Abstand zu nehmen. Das dient niemandem und entspricht auch nicht der Realität.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: ich danke für die Beantwortung der 1. Frage. 

Die 2. Frage (FSP - 04813-2009/0001 - KGR/GM) wurde von Frau GRin Mag Vassilakou gestellt und ist an den Herrn Bürgermeister gerichtet. (Laut Medienberichten planen Sie, Herr Bürgermeister, u.a. zu der Frage, ob es einen Nachtbetrieb der Wiener U-Bahn geben soll, eine Volksbefragung durchführen zu lassen. Warum lassen Sie nicht ganz einfach ein Konzept für den Nachtbetrieb der U-Bahn ausarbeiten, welches die Netzabdeckung durch Nachtbusse nicht gefährdet, und der Gemeinderat stimmt darüber ab?) 

Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! 

Sie fragen mich, warum gerade diese Frage des Freitag und Samstag 24 Stunden Betriebes bei den U-Bahnen als Frage bei einer Volksbefragung verwendet wird. Das ist sehr einfach zu beantworten: Ich bin mir nicht einmal sicher, ob wir im Haus in dieser Frage alle derselben Meinung sind, mit Sicherheit ist es nicht die Bevölkerung, denn hier gibt es durchaus unterschiedliche Meinungen, die auch an mich herangetragen wurden. Daher bin ich der Auffassung, dass sich dies auch durchaus als tauglich erweist, dass man diese Frage stellt, die weder eine kommunalpolitische Grundsatzfrage ist noch eine besonders ideologisch behaftete, sondern eine, wo man sehr offen auch herangehen kann. Die Menschen sollen sagen, was sie wollen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 1. Zusatzfrage wird von GRin Mag Vassilakou gestellt. Bitte

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Bürgermeister! 

Ihre Einschätzung hinsichtlich der angeblich unterschiedlichen Einschätzungen in der Bevölkerung kann ich nicht ganz teilen. Also meines Wissens finden Volksbefragungen zu umstrittenen Themen statt, die innerhalb der Wiener Bevölkerung polarisieren. Wenn ich mich so zurückerinnere, ich glaube, es war 91, ja, da war ich bereits in Wien, da hat Herr Bgm Zilk beispielsweise im Zusammenhang mit der EXPO gefragt. Es hat Befragungen im Zusammenhang mit dem Kraftwerk Freudenau und früher noch Flötzersteig gegeben. Das waren Fragen, die tatsächlich polarisierten und wo beispielsweise mindestens die „Kronen Zeitung“ dagegen geschrieben hat. Was die U‑Bahn am Wochenende in der Nacht betrifft, wüsste ich allen Ernstes nicht, dass irgendjemand dagegen kampagnisiert, im Gegenteil. Alle Fraktionen, die hier im Haus vertreten sind, und wir stellen nun einmal nahezu 100 Prozent der Wiener Bevölkerung, sind dafür. Also können wir auch davon ausgehen, dass wir doch unsere Wählerinnen und Wähler von einer sinnvollen Maßnahme überzeugen werden können, Sie ganz besonders, der so wortgewaltig ist. 

Umso mehr möchte ich Sie einmal mehr fragen: Wollen Sie nicht lieber, wenn Sie schon nach so vielen Jahren eine Volksbefragung einleiten möchten, diese für Fragen nutzen, die polarisieren, etwa beispielsweise die Frage, ob aus ganz Wien eine Modellregion für die gemeinsame Schule werden sollte oder im Zusammenhang mit dem umstrittenen Autobahntunnel unter dem Nationalpark Lobau?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Also, Frau Klubvorsitzende, ich darf Ihnen versichern, dass ich bei diesen Überlegungen nicht die „Kronen Zeitung“ befragt habe. Ich schreibe auch keine Leserbriefe in der Causa. Ich weiß auch nicht, was zu den bisherigen zwei Fragen die „Kronen Zeitung“ meint. Ich mache diese Vorstellungen und Vorschläge nicht von einem Medium abhängig, sondern ich denke, dass es wesentlich ist, dass man einfach mit einer derartigen Befragung meint oder zuhört, was hier tatsächlich auch die Meinung ist. Es mag sein, dass wir unterschiedliche Wahrnehmungen haben. Das ist durchaus möglich, ja. Wenn ich beispielsweise zuhöre bei Gesprächen mit jungen Leuten, dann ist die Meinung, was diesen Freitag und Samstag 24 Stunden Dienst betrifft relativ eindeutig. Wenn man mit älteren Menschen zusammensitzt, dann ist die Meinung auch relativ eindeutig, aber in eine andere Richtung.

Daher geht es da einfach darum zu sagen: Ja, das ist mit Mehrkosten verbunden, damit wir nicht wieder fragen oder behaupten müssen, eine Volksbefragung kostet genau so viel, also mit rund 5 Millionen EUR Mehrkosten verbunden. Daher soll man dies letztendlich auch fragen. Ja, ich bin durchaus offen und momentan bekomme ich täglich hunderte Mails mit Vorschlägen auch für Fragen. Selbstverständlich bin ich auch offen dafür, dass man auch andere Fragen stellt. Ich bin selbstverständlich besonders offen für eine Fragestellung etwa aus dem Bildungsbereich, gar keine Frage. 

Also wir werden die nächsten 14 Tage hier sehr offen zuhören, in einen sehr offenen Dialog eintreten und dann im letzten Gemeinderat, wo das ja auch beschlossen werden soll, auch die anderen Fragen dazu vorstellen oder Vorschläge hier dem Gemeinderat unterbreiten.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 2. Zusatzfrage wird von GR Mag Gerstl gestellt.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Bürgermeister! 

Sie haben über Ihren Zugang zu Medien gerade gesprochen, was mich natürlich herausfordert, da auch noch ein anderes Medium zu zitieren. Nämlich gerade im Zusammenhang mit der Volksbefragung schreibt ein anderes Medium: „Die Sache war zwar noch unausgegoren, musste aber offenbar auf der Stelle kommuniziert werden. Überstürzt wurde eine Pressekonferenz einberufen. Geladen wurden nur Michael Häupls vertrauenswürdige Medien im Kleinformat und der ORF Wien. Der Stadtchef musste am Montag schnell zwei von mehreren Fragen seiner für Februar geplanten Volksbefragung unter das Volk bringen, an den anderen wird noch getüftelt. Vielleicht habe die Opposition wieder einmal eine gute Idee, die er sich ausborgen könne, meinte er sinngemäß bei einer öffentlich stattfindenden Pressekonferenz einen Tag danach.“ 

Herr Bürgermeister, ich glaube, Sie haben schon ein gutes Verhältnis zu den Medien, welches Sie sich immer wieder aussuchen. Daher glaube ich Ihnen das nicht, was Sie zuvor gesagt haben, dass Sie noch keine Ahnung haben, was die „Kronen Zeitung“ nun zum 24 Stunden U-Bahn-Betrieb meint. Aber ich habe ja eine andere Aussage von Ihnen sehr bemerkenswert gefunden, wo Sie gesagt haben, Sie akzeptieren jedes Ergebnis. Das heißt, ich kann jetzt auch davon ausgehen, dass Sie davon überzeugt sind, dass die Kosten für den 24 Stunden U-Bahn-Betrieb nicht eine besondere Größe haben, nämlich nur 1,5 Promille vom gesamten Aufwand, den die Stadt gegenüber den Wiener Linien hat und dass die Organisation dieses 24 Stunden U-Bahn-Betriebs kein Problem darstellt. Das wurde auch von manchen Ihrer Kolleginnen und Kollegen aus dem Gemeinderat immer wieder bezweifelt. 

Also Sie denken, dass das durchführbar ist, leistbar ist und Sie werden im Falle eines positiven Ergebnisses das auch sicher innerhalb welcher Frist dann durchführen?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Also, sehr geehrter Herr Gemeinderat, dass Sie ausgerechnet den einzigen und beleidigten Journalisten zitieren, der zu diesem Gespräch nicht eingeladen war, verstehe ich schon. Aber Sie hätten auch eine andere Ihnen durchaus nicht fernstehende Zeitung, etwa den „Kurier“ zitieren können, der dazu selbstverständlich eingeladen gewesen ist und das dort entsprechend kommuniziert wurde. Ob Sie mir das jetzt glauben, was ich vorhin zur „Krone“ gesagt hab’, oder nicht, ist eigentlich für mich - mir ist das relativ wurscht, um das einfach zu sagen. Ich bedaure es natürlich trotzdem, aber ich versuche, Ihnen ein höheres Ausmaß oder ein höheres Niveau an Glauben einzuimpfen, indem ich Ihnen versichere: Der „Kurier“ war dabei, ja? Okay? Also hat das ja letztendlich auch schon etwas und ich hoffe sehr, dass das ein bisschen relativiert, was die vertrauten Journalisten betrifft. Der Journalist im gegenständlichen Fall, zu dem ich ein Verhältnis habe, wie es sich gehört von einem Profi zum anderen Profi, war halt in dem Fall nicht besonders professionell, weil er halt beleidigt gewesen ist. Das bedauere ich. Ich werde versuchen, bei einer nächsten Gelegenheit das wiedergutzumachen, sodass wir wieder zu dem normalen professionellen distanzierten Verhältnis zurückkehren können, das mir im Verhältnis zu den Medien ja letztendlich auch eigen ist. Daher werden wir das auch hinkriegen können. 

Man kann nicht sagen, dass ich in der Sache jetzt der Auffassung bin, dass 5 Millionen EUR nichts sind. Ja, selbstverständlich ist es eine Menge Geld. Das ist überhaupt gar keine Frage. Aber das gilt für viele andere Dinge auch. Wenn die Wiener Bevölkerung der Meinung ist, dass trotz dieser Mehrkosten der 24 Stunden Dienst am Freitag und am Samstag bei den U-Bahnen eingeführt werden soll, dann werden wir das auch machen. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 3. Zusatzfrage wird von GR Dr Madejski gestellt. 

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Bürgermeister! 

An sich geben Sie ja auch immer alles vor und wir im Gemeinderat beschließen dann mit Mehrheit oder mit Ihrer Mehrheit alleine das eine oder andere Sinnvolle, weniger Sinnvolle. Daher verstehe ich nicht ganz, dass dieses Thema – das ist eine „No-na-Frage“ in Wirklichkeit - eigentlich viel zu schade für eine Volksbefragung ist, denn wenn ich das frage, wird natürlich die überwältigende Mehrheit, das wissen Sie genauso wie ich, das wissen alle hier, mit Ja stimmen, wenn es für den Einzelnen ein Nutzen ist. Und wenn es kein Nutzen und kein Schaden ist, wird er trotzdem mit Ja stimmen. 

Sie, Herr Bürgermeister, beziehungsweise die Stadtverwaltung müsste ja eigentlich schon ein Konzept für einen längeren U-Bahn-Betrieb in der Tasche haben. Nur leider haben Sie beziehungsweise Ihre Stadträte oder die Stadtverwaltung nicht auf das geänderte Verhalten der Menschen in den letzten 20 Jahren reagiert. Es ist halt einmal so, dass auf Grund geänderter Beschäftigungsverhältnisse der Arbeitsbeginn später am Morgen oder später am Vormittag ist. Die Leute nehmen das Angebot, was Sie ja immer so loben in dieser Stadt, das vielfältige Angebot auch gerne an, gehen am Abend später weg, gehen später essen, wollen mit dem Auto nicht fahren. Daher ist ein längerer U-Bahn-Betrieb nicht nur am Wochenende, sondern auch unter der Woche sicherlich sinnvoll. 

Daher meine Frage an Sie: Wenn Sie schon diese Frage mit der U-Bahn stellen wollen, bitte nicht die „No-na-Frage“, sondern ich könnte mir vorstellen und das ist meine Frage: Könnten Sie sich eine U-Bahn-Paketfrage vorstellen, wo man auch fragt: Ist es sinnvoll, unter der Woche zum Beispiel um eine Stunde länger zu fahren? Ist es sinnvoll, am Wochenende die 24 Stunden? Ist es sinnvoll oder von Nutzen oder nicht von Nutzen oder fühlen sich die Leute durch Essen in der U-Bahn an sich belästigt? Will man eine U-Bahn-Polizei? Sind die Intervalle okay? Ist die Nachtbuslinie okay oder soll man erweitern? Also ein ganzes Paket, das gehört ja zusammen. 

Wären Sie bereit, wenn Sie schon die Frage stellen, auch dieses Paket vielleicht mit anderen Facetten noch angereichert auch abzufragen?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister!

Bgm Dr Michael Häupl: Zunächst einmal zur Sache: Das derzeitige Nightline-Angebot an den Wochenenden deckt nach den Informationen der Wiener Stadtwerke etwa 93 Prozent der Wiener Stadtfläche ab. Die U-Bahnen decken etwa 33 Prozent der Wiener Stadtfläche ab. Also gar so schlecht war es nicht, was bisher gemacht wurde. Das soll auch in aller Offenheit gesagt werden. Gar so schlecht war das nicht. (GR Dr Herbert Madejski: Das hat ja niemand gesagt! Man kann es verbessern!) Man kann ... Das bestreite ich nicht. Das habe ich auch nie bestritten, das bestreite ich nicht. Daher auch jetzt diese entsprechende Initiative, dass man das sicherlich auch in Ergänzungen machen kann. Ich kann mir jetzt schon vorstellen, ja natürlich, dieser Vorschläge gibt es viele, die eine Volksbefragung eigentlich zu einem kleinen Büchlein machen, das dann gelesen und ausgefüllt werden soll, wenn ich an die Vorschläge denke, die nun an mich auch herangetragen werden dabei. Ich bitte Sie da zur Kenntnis zu nehmen, dass wir eine Volksbefragung machen wollen und nicht eine Meinungsumfrage. Daher ist es mir natürlich auch sehr wichtig dabei, bei allen Überlegungen von einzelnen Aspekten, die jetzt hier auch vorgebracht wurden und ich sage nicht a priori Nein zu einzelnen Fragen auch zu diesem Themenfeld, aber ich bitte Sie jedenfalls zur Kenntnis zu nehmen, dass ich von dem Grundsatz ausgehe, es sollen nur fünf bis sechs Fragen sein. Das ist entsprechend überblickbar und das bedeutet letztendlich auch, dass es in der Tat eine Volksbefragung ist und nicht eine Meinungsumfrage. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 4. Zusatzfrage wird von der Frau GRin Mag Vassilakou gestellt. 

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Herr Bürgermeister, ich finde es zwar grundsätzlich großartig, dass man die Instrumente der direkten Demokratie einsetzen möchte. Nachdem Sie eben jetzt nach immerhin 15 Jahren als Bürgermeister Ihr Herz dafür entdeckt haben, wie stehen Sie dem Vorschlag gegenüber, dass wir Volksbefragungen auch auf Bezirksebene ermöglichen, sodass wir beispielsweise auch dort wichtige und lokal umstrittene Fragen auf diese Art und Weise lösen können. Mir würde zum Beispiel vorschweben, dass wir im 2. Bezirk fragen, ob man mit der Verbauung des Augartens in der Art und Weise, wie sie derzeit ansteht, einverstanden ist. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister!

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! 

Es freut mich, das zu hören, dass Sie das für eine großartige Idee halten. Vorher hörte ich es noch anders. Aber wie dem auch immer sei, es ist gar keine Frage, der Abend ist gescheiter als der Morgen oder, um Adenauer zu zitieren, der einmal gesagt hat: „Was schert mich der Unsinn, den ich gestern gesagt habe.“ Akzeptiere das alles, bin einverstanden, alles im Prinzip okay. Ja, selbstverständlich kann ich mir das vorstellen. Wir haben das doch mit beispielsweise Garagen unter Parks auch hinter uns gebracht. Oder gar nicht einmal unter Parks, sondern unter ganz normalen Plätzen. Wofür ich auch sehr bin, weil die Frage hätte ich mir eigentlich erwartet, dass ich selbstverständlich für eine Normierung bin wie auch solche regionale - und zwar demokratisch klar ausgewiesene Normierung - Befragungen stattzufinden haben. Das ist gar keine Frage. Ja, auf diese Art und Weise kann man sicherlich die Meinung der Bevölkerung dazu einholen, was sie zu bestimmten präventiven Ereignissen – sage ich einmal so ganz allgemein – auch davon halten. Ja, das kann ich mir selbstverständlich vorstellen. Und das Ganze wird sich natürlich schon im Rahmen unserer Möglichkeiten befinden müssen. Das sage ich auch dazu. Es wird mit Sicherheit sehr schwierig sein, über fremdes Eigentum zu entscheiden und es wird sicherlich sehr schwierig sein, über Angelegenheiten zu entscheiden, die sich eigentlich nicht in der Entscheidungsbefugnis der Stadt befinden. Es werden uns sicherlich, sei es auf regionaler Ebene, sei es aber in der ganzen Stadt, jene Grenzen gesetzt sein, die uns letztendlich auch durch die Volksbefragungsgesetze oder durch die entsprechenden rechtlichen Regelungen der direkten Demokratie gesetzt sind. Das bitte ich auch zur Kenntnis zu nehmen. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 3. Zusatzfrage wurde von Herrn GR Dr Tschirf gestellt und ist gleichfalls an den Herrn Bürgermeister gerichtet. (FSP - 04812-2009/0001 - KVP/GM; Sie kündigten vor kurzem eine Volksbefragung zu bestimmten kommunalpolitischen Themen für das kommende Jahr an. Bedeutet das nun, dass künftig deutlich häufiger als bisher diese Instrumente der direkten Demokratie zur Anwendung kommen?)

Bitte, Herr Bürgermeister! 
Bgm Dr Michael Häupl: Das ist die nächste Frage und nicht eine Zusatzfrage. Thematisch könnte das ja stimmen, was der Vorsitzende gesagt hat. Formal glaube ich erlaube ich mir die kleine Korrektur. Wie dem auch immer sei. Diese Frage ist relativ einfach zu beantworten: Ja. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 1. Zusatzfrage hat Herr Dr Tschirf.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Nach 15 Jahren macht Bgm Häupl einen Paradigmenwechsel. Wir hatten in den letzten 15 Jahren noch nie eine Volksbefragung, die hier angeregt worden ist. Ist hier festzustellen, dass der Bgm Häupl jetzt vor hat, überhaupt das Thema Bürgerbeteiligung und Mitwirken der Bürger anders zu behandeln? Meine konkrete Frage: Kann sich Bgm Häupl auch vorstellen, dass er ähnlich wie sein Vorgänger Helmut Zilk eine Enquete macht, wo man ein ganzes Paket an Maßnahmen hier, wie es bei der Stadtverfassung der Fall war, ausarbeitet, damit man gerade in einer Zeit, die darunter leidet, dass die Wahlbeteiligung eine geringe ist und zwischen oben und unten, Verwaltung und Bürger ein Auseinanderklaffen ist, dass wir hier neue Wege finden, um die Bürgerinnen und Bürger stärker mitzunehmen, was die Veränderungsprozesse betrifft? 

Bgm Dr Michael Häupl: Also, Herr Klubobmann, so groß ist der Paradigmenwechsel in meiner Person nicht. Denn ich erinnere mich durchaus mit einem gewissen Vergnügen an die letzte Volksbefragung, die durchgeführt wurde, denn bemerkenswerterweise wird immer über die Niederlage bei der Weltausstellung geschrieben und gesprochen. Aber wenn ich mich dunkel erinnere, war das auch etwas, was Dr Zilk mit Erhard Busek eigentlich vereinbart hatte, dass die Volksbefragung dazu stattfinden soll. Was mir auch recht ist, denn die Parallele zur stattgefundenen Befragung über das Kraftwerk Freudenau verschwindet irgendwie so im Dunkel der Geschichte. Ich sage deswegen „mit Vergnügen“, weil ich damals sehr viel gelernt habe, wie man nun tatsächlich umgeht, auch mit den Diskussionen zu solchen durchaus umstrittenen Themen, denn ursprünglich waren 60 Prozent dagegen. Bei der Befragung selbst waren dann 60 Prozent dafür, dass dieses Kraftwerk hier in Wien errichtet wird. Also auch da kann im Zuge eines solchen Prozesses eine Meinungsbildung und Meinungsveränderung entstehen. Übrigens etwas, was wir nicht ganz so krass, aber ähnlich im Zusammenhang mit der Volksabstimmung über den Beitritt Österreichs zur Europäischen Union erlebt haben, was auch kein uninteressanter Lernprozess gewesen ist und durch diese Diskussion letztendlich auch ausgelöst wurde. 

Aber ich sage noch einmal zu der konkreten Frage: Ja, selbstverständlich. Aber wir haben das vor einem Monat oder etwa, wenn ich mich zurückerinnere, hier auch in der Fragestunde diskutiert. Wenn hier eine entsprechende Initiative - nein, nicht in dieser Fragestunde, sondern in einer Fragestunde des Landtags - von Gesprächen zwischen den Parteien ausgeht, dann wird sicher der Landtag auch das geeignete Forum dafür sein, dass man diese Diskussionen in Form einer Enquete mit Experten oder in einer anderen Form auch entsprechend diskutieren kann.

Ja, selbstverständlich, ich wiederhole mich in dem, was ich vor einem Monat in gleicher personeller Konstellation sagte, natürlich kann ich mir vorstellen, dass man über ein Attraktivieren der Instrumentarien der direkten Demokratie durchaus spricht.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 2. Zusatzfrage wird von Dr Günther gestellt.

GR Dr Helmut Günther (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Bürgermeister, Sie haben auch neben dieser Frage mit der 24 Stunden U-Bahn auch noch angekündigt, Sie können sich vorstellen, die Bevölkerung zu fragen, ob sie wieder Hausmeister wollen oder nicht. Das betrifft an sich ein Bundesthema, weil ja das Gesetz abgeschafft wurde, das heißt, es muss auch auf Bundesebene was geschehen. Ein anderer Bereich ist, es wird nächstes Jahr auf Grund von Bundesaktivitäten die Mindestsicherung eingeführt und da sollte es dazu kommen, dass die Mindestsicherung 733 EUR pro Bezieher betragen sollte. Jetzt gibt es in Wien Sozialhilfeempfänger, die im besten Fall 746 EUR oder 764 EUR bekommen können. Wollen Sie die auch befragen, ob sie lieber die Bundesregelung oder lieber das Wiener Sozialhilfegesetz haben, weil das in eine ähnliche Richtung geht? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister

Bgm Dr Michael Häupl: Nicht schlecht, Herr Gemeinderat. Ich bewundere die Volte, die Sie da dabei geschlagen haben, aber da sag ich gleich dezidiert, das beabsichtige ich nicht. Denn selbstverständlich bin ich der Auffassung, dass jemand, der einen nicht unerheblichen Teil seines politischen Lebens für diese soziale Mindestsicherung auch gekämpft hat, dass dies auch in optimaler Form, sodass es tatsächlich eine Mindestsicherung ist, entsprechend umgesetzt wird. Da haben wir im Zuge der nunmehrigen Einigung mit Kärnten gekämpft, und, wie ich höre, werden wir uns natürlich auch entsprechend bemühen, dass es tatsächlich zu einer optimalen Lösung kommt. Dazu fehlt ja auch noch einiges und das muss man natürlich auch sagen, wenn wir schon über die Sache reden: Der Bundesanteil im wahrsten Sinne des Wortes, nämlich bei der Notstandshilfe, fehlt ja noch, ein aus meiner Sicht heraus gesehen ein durchaus integrierender Bestandteil. Denn die derzeitige Lösung ist ja, einmal unabhängig davon, dass man natürlich auch über die tatsächliche Mindestsicherung diskutieren kann, dass diese natürlich den Nachteil hat, dass ein sehr großer Druck auf die Länder, auf die Landesfinanzen dabei entsteht und damit natürlich auch auf die Gemeinden, wenn dieser Bundesteil bei der Notstandshilfe entsprechend ausfällt. Wem erzähl ich das? Sie sind ja hier in der Tat ein Wissender. Aber vielleicht kann man zur Meinungsbildung auch anderer Mitglieder des Gemeinderats hier auch noch entsprechend beitragen. Also wir haben hier bei Weitem nicht das Ende der Fahnenstange erreicht, wiewohl es zunächst einmal eine durchaus positiv zu sehende Etappe auch ist. 

Also um die Frage konkret zu beantworten: Nein, dazu beabsichtige ich nicht eine Volksbefragung zu machen. Über den Bereich der Hausmeister könnte man diskutieren, ob das tatsächlich eine reine Bundesangelegenheit ist, denn natürlich habe ich hier auch gemeint, ja, eine Bundesangelegenheit wäre es dann, wenn man das von der ÖVP- und FPÖ-Regierung abgeschaffte Hausmeistergesetz nicht in derselben Form, sondern in veränderter Form auch wieder einführen täte. Hier hab ich in vielfacher Hinsicht gehört, dass das auf keine Gegenliebe stößt. Also werden wir natürlich die Fragestellung so machen, dass wir das, was wir auf der Landesebene tun können, nämlich überall dort auch diese Instrumentarien wieder einzuführen, das werden wir natürlich auch tun. So gesehen halte ich diese Frage auch in Wien für legitim.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 3. Zusatzfrage wird vom GR Mag Maresch gestellt.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Bürgermeister! 

Es ist ja wirklich anregend, dass man ein bisschen über direkte Demokratie diskutiert. Es ist relativ lange schon her, 31 Jahre, da hat der Bundeskanzler Kreisky über Zwentendorf abstimmen lassen. Im Vorfeld war es ja so, dass es auch von der Bundesregierung damals eine organisierte Diskussionskultur gegeben hat. Es waren zwar die Gegner bei den Veranstaltungen immer nur mit einer Person vertreten, die Befürworter waren zahlreicher. Aber immerhin, es gab einen Standard, dass es davor vor solchen Abstimmungen eine Debatte gegeben hat und zwar eine Debatte, die von der Bundesregierung damals nicht nur mitfinanziert, sondern auch mitinitiiert worden ist. Der Ausgang war ja für uns beide, nehme ich einmal an, ein erfreulicher. Aber jetzt haben wir eine Situation, langsam bilden sich Standards heraus, zum Beispiel beim Thema Volksgaragen, jetzt heißen sie ja Wohnsammelgaragen oder nicht, und ich höre, dass es da einen Standard geben wird, der von der Regierungspartei mitinitiiert wird.

Aber mir geht es konkret darum, es gibt wieder ein ganz großes Projekt in der Stadt oder um die Stadt herum, das ist die Lobauautobahn oder S1. Wir bevorzugen hier jeweils unterschiedliche Namen. Und das hat auch eine große Bedeutung für die Stadt. Wir sehen das wahrscheinlich verschieden. Und darum glaub ich, Herr Bürgermeister, wäre es an der Zeit, dass wir hier gemeinsam einen Diskussionsprozess angehen und letztendlich darüber auch die WienerInnen, die davon betroffen sind, vor allem die Donaustadt, darüber abstimmen lassen. Wie sehen Sie das?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte Herr, Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! 

Natürlich kann ich mir auch vorstellen, dass man darüber, oder ich kann mir vorstellen, ein großer Diskussionsprozess über diese Frage der Nordostumfahrung, wie man sie jetzt auch nennt, wird stattfinden. Ich füge einmal mehr hinzu, weil es eine Fülle von Bestrebungen gibt, so eine Nordostumfahrung zu bauen, aber nicht in Tunnelform, dass die jedenfalls mit mir nicht stattfindet. Das sag ich auch dezidiert hier und heute. Denn dazu hab ich lange genug auch für diesen Nationalpark Donauauen gearbeitet oder, wie ich lieber sagen würde, Donau-March-Thaya-Auen, aber die March fällt ja leider immer noch raus aus diesem an sich geschlossenen Naturgebilde, das jetzt durch eine Überbrückung, durch eine Autobahn entsprechend zerstört würde. Da sind wir uns möglicherweise einig, wenn wir uns auch nicht einig sind, ob das überhaupt gebaut werden soll. Da sind wir sicher völlig unterschiedlicher Auffassung. Aber darüber sind wir uns jedenfalls einig und das ist mir auch sehr wichtig. Denn es gibt wesentliche Kräfte in unserer Gesellschaft, einschließlich, füge ich gleich hinzu, auch der eigentlichen Erbauer, die sich durchaus die nicht unwesentlichen, ja sehr beachtlichen Mehrkosten, die durch den Tunnelbau entstehen, ersparen wollen. Und da gibt es mit Sicherheit auch noch Auseinandersetzungen, die entsprechend zu führen sind. Auf das sollte nur am Rande auch so hingewiesen werden. 

Natürlich kann ich mir auch vorstellen, dass man am Ende des Tages die Bevölkerung auch fragt, ob sie bereit ist, für diese finanziellen Mehrkosten, die eine derartige Lösung nach sich zieht, tatsächlich auch einzutreten. Wir stehen heute bei Weitem noch nicht davor, denn es sind noch wesentliche Vorarbeiten letztendlich auch dazu zu leisten. Daher sag ich heute, ich kündige das natürlich nicht an, denn es müsste gemeinsam mit Niederösterreich sein und eine überregionale Befragung sein, nicht nur jetzt von Groß-Enzersdorf und der Donaustadt, denn selbstverständlich betrifft ein so hochrangiges Autobahnnetz natürlich den gesamten Ostraum Österreichs. Aber ich schließe es beim derzeitigen Stand insbesondere jener Kräfte, die meinen, dass man dies auch mit einer Brückenlösung machen kann, auch nicht aus.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte die 4. Zusatzfrage wird von Dr Tschirf gestellt.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Bürgermeister! 

Wir stellen hier, wie gesagt, einen Paradigmenwechsel fest. Eine Frage in einem anderen Bereich, ob es da auch einen Paradigmenwechsel beim Bgm Häupl gibt: Herr Bürgermeister, können Sie sich vorstellen, das E-Voting einzuführen? Ich glaube, das wäre auch eine interessante Weiterentwicklung und da war bisher ein „Njet“. Aber ich freue mich ja, dass hier ein neuer Schub da ist, ein neuer Demokratisierungsschub beim Wiener Bürgermeister und bei der Wiener SPÖ. Wäre das nicht ein Ansatz? Wir stehen ungefähr ein Jahr vor der Wahl. Ändern wir noch die Gemeindewahlordnung und gehen wir in diese Richtung!

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Herr Gemeinderatrat, ich freue mich, am Schluss ein bissel polemisieren zu können. Danke vielmals, dass mir diese Gelegenheit auch gegeben wird. Es war ohnehin ziemlich sachlich alles bisher und man soll ja bei der Arbeit letztendlich auch Spaß haben. Ich glaube, das ist ja nicht ganz unwichtig. 

Man erkennt immer die Qualität der Arbeit letztendlich auch daran, ob man Spaß hat oder ob man es mit Krampf und Gewalt macht. Eines ist viel besser, das andere ist weniger gut. Im gegenständlichen Fall bin ich sehr damit einverstanden.

Der Paradigmenwechsel ist natürlich eine sehr gute Sache. Das betrifft natürlich auch die Österreichische Volkspartei, denn ich habe mir heraussuchen lassen, wie viele Initiativen zu Volksbefragungen die Österreichische Volkspartei in den letzten 15 Jahren gestellt hat. Da waren schon einige dabei, aber alle ausschließlich für regionale Befragungen, zum Beispiel Arenbergpark oder ähnliche Dinge, keine einzige für eine Volksbefragung in ganz Wien. So gesehen, nehmen wir uns bei der Hand und marschieren gemeinsam in den Paradigmenwechsel hinein! (Beifall und Heiterkeit bei der SPÖ.) 

Das hätte auch etwas. Ich bin schon ein bisschen länger dem Paradigmenwechsel anheimgefallen als Sie, weil ich war zum Beispiel durchaus für eine Volksbefragung bei künftigen Abstimmungen über die Vertragswerke der Europäischen Union, wo Sie strikt dagegen gewesen sind. Also ich bin da ein bisschen voraus mit dem Paradigmenwechsel, aber das macht nichts. Ich warte einfach kurz und dann gehen wir miteinander weiter in diesem Paradigmenwechsel.

Mich heute, angesichts des Debakels des E-Votings bei der Hochschülerschaftswahl, über dieses E-Voting zu fragen, halte ich, ehrlich gesagt, schon für bemerkenswert. Das finde ich wirklich gut. Die flotten Studenten bewundere ich für ihre kommunikativen Fähigkeiten bei der Audimax-Besetzung wirklich, was wahrscheinlich mit meinem Alter zusammenhängt, weil ich meine, man kann natürlich mit den elektronischen Kommunikationsdingen umgehen, das ist keine Frage, man kann sich Informationen beschaffen, man kann kommunizieren, das ist alles in Ordnung, aber ich würde es zum Beispiel nicht schaffen, wenn man mir die Verbindung abdreht, innerhalb von drei Minuten neue Verbindungen über Plan oder was auch immer herzustellen, wozu wir das Unsrige beitragen, nachdem wir, in so etwas wie einer Kommunikationsverbindungswolke in der Innenstadt stehen. Das würde ich sicherlich nicht zusammenbringen. Das sage ich ganz offen. Also ich bewundere die Studenten hier sehr. Aber auch sie sind nicht in der Lage gewesen, das E-Voting entsprechend durchzuführen. 

Daher einmal mehr meine Haltung: Ein „Njet“ hat es für mich nie gegeben. Wenn das E-Voting das erfüllt, worum unsere Väter alle miteinander gekämpft haben, nämlich das gleiche und geheime Wahlrecht zu gewährleisten, dann sage ich sofort Ja. Zur Stunde ist es das ganz offensichtlich, selbst im modernen Bereich der Studenten, nicht. Daher glaube ich nicht, dass wir jetzt die Wahlordnung dazu noch ändern sollten. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Das war die Behandlung der 3. Anfrage.

Die 4. Anfrage (FSP - 04289-2009/0001 - KSP/GM) wurde von Herrn GR Norbert Bacher-Lagler gestellt und ist an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr gerichtet. (Baustellen an Gebäuden oder im Straßenraum sind einerseits ein positives Signal, denn sie zeigen, dass die Wirtschaft floriert. Andererseits kommt es im Zusammenhang mit Baustelleneinrichtungen immer wieder zu Beschwerden der Bevölkerung. Welche Initiativen setzten Sie, um Behinderungen und Regelverletzungen zu reduzieren?)

Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Ich möchte einleitend zu dieser Frage festhalten, dass die Überprüfung der Einhaltung der Straßenverkehrsordnung eine Aufgabe der Polizei ist. Dazu zählt auch die Einhaltung des § 90 der Straßenverkehrsvorschrift, nämlich, ob Baustellen so eingerichtet sind, wie sie verordnet sind, ob die Verkehrsorganisation dort so eingerichtet ist, wie sie verordnet ist. Wir haben über die letzten Jahre hindurch aber feststellen müssen, dass die Wiener Polizei derartig schlecht mit Personal ausgestattet ist - das sagt selbst das Ministerium -, dass über tausend Polizisten zu wenig in Wien sind. Daher findet diese Überwachung nicht statt.

Die Stadt Wien hat daher bei der MA 46 die Hotline „Straße und Verkehr" eingerichtet, wo Wienerinnen und Wiener oder jeder Mann und jede Frau, die Anliegen einzubringen haben, sich melden und darüber informieren können, dass es offensichtlich eine Baustelleneinrichtung gibt, die nicht passt, die zu groß ist, die falsch in Benützung ist oder dass eine Baustelle überhaupt ohne jegliche Genehmigung eingerichtet worden ist. Diese Maßnahmen werden durch fliegende Einrichtungen der MA 46 kontrolliert. Die Baustellenkontrolle ist mit mehreren Fahrzeugen unterwegs. Ich kann Ihnen sagen, es sind ungefähr 10 Prozent aller Wiener Baustellen, die von dieser fliegenden Kontrolle eingesehen, besichtigt, kontrolliert, redimensioniert, bestraft oder überhaupt zurückgeführt werden.

Wir haben insgesamt etwa 14 000 Baustellen pro Jahr und es ist etwa ein Anteil von 80 Prozent der Anmerkungen, die von den Wienerinnen und Wienern über die Hotline „Straße und Verkehr" hereinkommen. Innerhalb eines Tages werden diese Anliegen der Bürgerinnen und Bürger in der Regel bearbeitet. Es ist so, dass allein durch die Kontrollen die Baustelleneinrichtungen sofort, blitzartig, zurückgeführt werden, sodass Bestrafungen ausbleiben können. Wir hatten aber im heurigen Jahr auch 22 Beanstandungen, die zu keinem Erfolg geführt haben. Hier ist es zur Strafanzeige und in dem einen oder anderen Fall dann sogar zur amtlichen Räumung der Baustelle gekommen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 1. Zusatzfrage wird von GR Mahdalik gestellt.

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Die Baustellenkontrolle der MA 46, die es Ihren Worten nach gibt, dürfte nicht Angst und Schrecken unter den Bauunternehmern verbreiten. Das weiß jeder Bürger aus jahrelanger Erfahrung. Ich habe mir vor Kurzem selbst den Rudolfsplatz angesehen, wo zwischen 50 und 100 Parkplätze permanent durch eine großräumige Baustelle vernichtet sind. Dort hat man tagelang keinen Arbeiter gesehen. Es sind zwei Fahrzeuge, eines aus der Slowakei, eines aus Ungarn, dort gestanden, auch tagelang verwaist, die vielleicht dem Polier oder sonstigen Arbeitern gehört haben. Also gearbeitet wurde auf dieser Baustelle nicht. Das ist nur ein Beispiel für viele in ganz Wien, wo Parkplätze vernichtet werden und die Anrainer, obwohl sie ihr Parkpickerl teuer bezahlen, am Abend eine dreiviertel Stunde auf der Suche nach einem Parkplatz um die Blöcke kurven müssen.

Die FPÖ hat schon einmal den Vorschlag gebracht, dass jene Bezirksräte, die in Vertretung des Bezirksvorstehers die Kommissionierung der Baustellen erledigen und dafür, glaube ich, 50 EUR kassieren, eine begleitende Kontrolle, aber zumindest eine Endkontrolle übernehmen. Sie schauen an dem und dem Termin, wo die Baustelle beendet werden sollte, ob sie tatsächlich auch weggeräumt ist. 

Sind Sie dafür, dass dieser Vorschlag diskutiert und umgesetzt wird?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat!

Zunächst ist es sonnenklar, dass bei 14 000 Baustellen die Kontrolle nicht durch die Polizei erfolgen kann. Das erwarte ich mir gar nicht, dass die Polizei tagtäglich 14 000 Baustellen kontrolliert. Ich kann es auch nicht erwarten, dass meine Bediensteten das tun. Hier sind wir auf die Zusammenarbeit mit der Bevölkerung angewiesen. Wenn Sie die Bezirksräte zu einem Teil der Bevölkerung zählen, was ich hoffe, dass Sie das tun, dann wäre das ein Vorschlag, der eigentlich von einem gewählten Mandatar selbsttätig erfüllt werden kann. Also wenn Sie Ihren Mandataren die Anregung mitgeben, dass die freiheitlichen Mandatare in den Bezirken die Baustellenkontrolle durchführen, die Hotline „Straße und Verkehr" unter 599 95 anrufen und Probleme bekannt geben, sind wir dann sehr gerne behilflich, mit der MA 46 die Problemlagen zu erledigen.

Aber dass auf Baustellen auch wirklich gearbeitet wird, ist ein anderes Thema. Das liegt sehr wohl in der Aufgabe des Bauherrn und auch sehr wohl in der Aufgabe der Poliere, das dort zu klären. Dabei ist, wenn in einer gewissen Dauer der Baustelle die Tätigkeit erledigt werden kann, wohl alles in Ordnung. Nur wenn es über diese genehmigte Zeit hinausgeht, sind wir für das Wegräumen und tun das auch.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 2. Zusatzfrage wird von GR Mag Maresch gestellt.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Eine ganz kurze Replik zu der Antwort zum Kollegen Mahdalik: Ich hoffe, Ihre Aufforderung, dass sich die Bezirksrätinnen und Bezirksräte darum kümmern sollten, richtet sich auch an die eigene Partei, weil in den meisten Bezirken SPÖ-Mehrheiten oder absolute Mehrheiten herrschen und Augenscheinsverhandlungen in diesem Bereich fast nur von SPÖ-BezirksrätInnen durchgeführt werden.

Genau da möchte ich ansetzen. Es gibt ganz viele Baustellen, wo die Baustelleneinrichtungen am Gehsteig stehen, sehr oft auch die Parkplätze wegkommen, aber der Fließverkehr, und zwar der motorisierte Individualverkehr, weiterhin fließen kann, auch wenn es dort keine öffentlichen Busse oder Straßenbahnen gibt, aber die Fußgänger allemal entweder die Fahrbahn oder die Straße überqueren und auf der anderen Seite ihren Weg fortsetzen müssen.

Deswegen meine Frage: Wenn die FußgängerInnen das Maß aller Dinge bei der jetzt herrschenden SPÖ-Verkehrspolitik sind, wie kann es das geben, dass die FußgängerInnen hier eindeutig gegenüber dem motorisierten Individualverkehr benachteiligt sind?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat!

Zunächst einmal, Herr Gemeinderat, kann ich zu Ihrer Fraktion nur sagen, es gibt zwei Bezirke, wo grüne Bezirksvorsteher sind und dort weiß ich, dass die Kontrollen in beiden Bezirken nicht so intensiv sind, dass die Straßen und die Gehwege zum richtigen Zeitpunkt, nämlich dann, wenn die Genehmigung ausläuft, geräumt werden. Wir haben dort einige Fälle gehabt. Es ist gerade in diesen Bezirken leider üblich geworden, dass genehmigungsfrei, also ohne Ansuchen, gearbeitet wird und die Beobachtung dann von den grünen Bezirksräten nicht gemeldet wird. (GR Mag Rüdiger Maresch: Nicht einfach sagen! Das stimmt einfach nicht!) Es ist sogar zeitungsbekannt, dass in der Burggasse über 14 Tage hinweg eine Baustelle ohne jegliche Genehmigung eingerichtet war. Also vielleicht fällt das auch einmal einem Bezirksvorsteher auf, wenn er nicht von der SPÖ-Fraktion ist. (GR Mag Rüdiger Maresch: Gibt es dafür nicht das Bezirksamt? Dafür ist das Bezirksamt zuständig!)

Wir haben natürlich in unserer Fraktion den Hinweis für alle Bezirksrätinnen und Bezirksräte, dass die Baustellen, die sie genehmigen, auch von ihnen kontrolliert werden. Ich biete gerne an, dass wir die Schulungen, die wir für jede Fraktion machen, wie mit Baustellen umzugehen ist, auch einmal für die grüne Fraktion durchführen. Wenn das sinnvoll ist, wenn das gewünscht ist, dann machen wir das gerne. Bei diesen Schulungen ist auch enthalten, dass wir dort ganz besonders darauf schauen, dass Ersatzgehsteige eingerichtet werden sollen. 

Es liegt sehr wohl in der Entscheidung jedes einzelnen Bezirksrates, dies auch zu machen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Geblergasse, zweimal!) - Bei der Geblergasse wäre wohl ein anderes Projekt interessant, Herr Gemeinderat! Ich glaube nicht, dass es Ihnen recht wäre, wenn wir das jetzt diskutieren. (GR Mag Rüdiger Maresch: Gerne! Da diskutiere ich gerne mit Ihnen darüber, Herr Stadtrat!)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Wir kommen zur 3. Zusatzfrage. Sie wird von Herrn GR Mag Dworak gestellt. Ich bitte darum.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Guten Morgen, Herr Stadtrat!

Ich möchte mich einerseits auf geplante Baustellen zurückziehen, aber manchmal gibt es auch ungeplante Baustellen und Katastrophen, das ist schon klar. Ich erinnere an den Ferienauftakt am 4.7. Man hat gewusst, dass Ferienauftakt sein wird und man hat eine U4-Sperre zwischen dem 4.7. und dem 15.7. mit einem Schienenersatzverkehr gemacht. Gleichzeitig hat man einen Schienenersatzverkehr auf der S50 gemacht und zur gleichen Zeit ist die Sperre der Linzer Straße erfolgt. Das waren sehr wohl geplante Baustellen, der andere Fall, der Katastrophenfall, war im Frühverkehr der Wasserrohrbruch in der Winckelmannstraße am 20.10.

Was haben Sie in beiden Fällen von Seiten der Stadt Wien als Informationsmaßnahme unternommen, damit der Verkehr ordentlich fließen kann?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat!

Ich finde es spannend, wenn man sozusagen Ex-ante-Informationen bei einem Wasserrohrgebrechen einfordert. Das hätte ich auch gerne, dass uns das Wasserwerk sagt, dass an dem und dem Tag an der und der Stelle das Wasserrohr platzen wird und wir uns darauf einstellen sollen, weil wir da einen Verkehrsstau haben werden. Das funktioniert halt leider nicht.

Was die Organisation des öffentlichen Verkehrs Richtung Westen betrifft, so war uns das bewusst, dass wir in einer Ausfallsachse dieser Stadt Wartungsarbeiten sowohl auf der Eisenbahntrasse als auch auf der U-Bahn-Trasse haben. Wenn man aber die Vergleiche zieht, so ist die S50 jene Linie, die in der Regel von den Pendlern bis zum Westbahnhof benutzt wird, daher der U4-Ausfall nicht das Thema ist, die U4 die lokale Bedienung durchführt und dort der Ersatzbusverkehr hervorragend funktioniert hat. 

Das waren unsere Vorkehrungen, dass wir für den innerstädtischen Verkehr darauf schauen, dass der Ersatzverkehr funktionieren kann. Das war für den öffentlichen Verkehr auch tatsächlich gewährleistet.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 4. Zusatzfrage wird von GR Bacher-Lagler gestellt. - Bitte.

GR Norbert Bacher-Lagler (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sie haben in der MA 46 Baustellenkontrolleure eingesetzt. Welche Erfolge können Sie im Rahmen Ihrer Tätigkeit diesbezüglich vorweisen?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat!
Ich habe darauf hingewiesen, dass wir 10 Prozent aller Baustellen kontrollieren. Bei 22 Baustellen mussten wir heuer Strafverfahren einleiten. Eine Baustelle ist uns gemeldet worden, die zwar wenig verkehrsbehindernd, aber durch den Konkurs der Baufirma endgültig verwaist war. Diese ist dann amtlich geräumt worden. 

Wir haben in der Burggasse eine große Kranfirma gehabt, die dort 14 Tage lang die einzig verfügbare Parkspur blockiert und damit sowohl den Individualverkehr als auch den Busverkehr auf der Busspur behindert hat. Auch das wurde mit Strafverfahren beendet.

Wir haben darüber hinaus einige weitere Fälle, wo zum Beispiel Abplankungen nicht ordnungsgemäß, nicht behindertengerecht vorgenommen worden sind, nicht ordnungsgemäß für blinde Menschen erkennbar waren. Dort sind die Bediensteten der MA 46 eingeschritten. Das wurde bei den Baustellen in der Regel blitzartig in Ordnung gebracht. 

Was besonders hervorsticht, ist, dass die Baufirmen dazu übergegangen sind, die Parkplätze für ihre Mitarbeiter, in der Regel für den Polier oder für den Baumeister selbst und natürlich nicht für die Hilfsarbeiter, in den Baustellenbereich zu integrieren, indem schlicht das Verkehrszeichen verschoben wird. Das ist alles, so wir darauf aufmerksam gemacht wurden, sofort korrigiert worden. Wir haben auch mit der Innung Gespräche geführt, dass auf die behindertengerechte Absicherung der Baustellen klar aufmerksam gemacht wird und auf die Berücksichtigung, dass die Parkplätze für den Polier, für den Baumeister oder wen auch immer nicht zur Baustelleneinrichtung gehören.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke.

Wir kommen nun zur fünften und damit letzten Anfrage (FSP - 04814-2009/0001 - KFP/GM) dieser Fragestunde. Sie wurde von Herrn GR Mag Ebinger gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales gerichtet. (Laut dem Gesundheitsministerium werden die Spitalskosten im Gegensatz zum Vorjahr um 6,7% steigen. Der Großteil dieser Kosten muss von den Ländern getragen werden. Wie werden Sie sicherstellen, dass diese Mehrausgaben nicht zu Lasten von Personaleinsparungen in den Wiener Krankenanstalten gehen?)

Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sehr geehrter Herr Mag Ebinger!

Sie fragen mich, wie ich sicherstellen kann, dass die Mehrausgaben, die im Spitalsbereich notwendig sind, nicht zulasten von Personaleinsparungen der Wiener Krankenanstalten gehen. Das kann ich mit dem Beschluss sicherstellen, der gestern Abend hier im Gemeinderat mit den Stimmen der SPÖ gefasst wurde, der auch das Budget für den Wiener Krankenanstaltenverbund vorsieht, wo Personaleinsparungen auf Grund zusätzlicher Notwendigkeiten im Kostenbereich nicht vorgesehen sind.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Wir kommen zur 1. Zusatzfrage. GR Mag Ebinger ist am Wort.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Diese 6,7 Prozent, die das Gesundheitsministerium gesagt hat, sind allgemeine Teuerungskosten. Jetzt wissen wir alle, dass in Zeiten einer höheren Arbeitslosigkeit die Beiträge der Krankenversicherung, also der Gebietskrankenkasse, sinken werden. Es bleibt also auch hier mehr für den Eigentümer der Spitäler zu bezahlen. Es gibt auch einen Bericht des Rechnungshofes, weil es ist ja nicht allein nur das, was sozusagen von außen hereinkommt, sondern man kann Spitäler auch effizienter machen. Da hat mich etwas besonders aufgestoßen. Der Rechnungshof hat hier die orthopädischen Abteilungen zwischen SMZ-Ost, Otto-Wagner-Spital und Ordensspital Barmherzige Schwestern verglichen und hat exemplarisch die Kosten für die Sterilisierung von Instrumenten herausgegriffen, die im Otto-Wagner-Spital genau viermal so teuer ist als im Spital der Barmherzigen Schwestern.

Sehr geehrte Frau Stadträtin, warum kann das sein, dass ein und dieselbe Tätigkeit in einem Spital des Krankenanstaltenverbundes viermal so teuer ist?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Herr Gemeinderat!

Zunächst einmal denke ich, ist es wichtig, dass wir wirklich über das sprechen, worüber zu sprechen ist. Die Erhöhungen im Spitalsbereich sind österreichweit im heurigen Jahr, wie Sie gesagt haben, bei 6,67 Prozent. Sie haben 6,7 Prozent geschrieben, aber es sind 6,67 Prozent. Das ist eben der Durchschnitt. 

Wenn wir uns dann die Bundesländer anschauen, sehen wir, dass es hier relativ große Abweichungen gibt. So ist die Steigerung in Niederösterreich zum Beispiel 10 Prozent, in Oberösterreich 7,9 Prozent, im Burgenland 7,4 Prozent und in Wien 5,8 Prozent. Das bedeutet in keiner Weise, dass man sagen kann, das ist eh nicht so viel und damit beschäftigen wir uns nicht, sondern es bedeutet, dass man sich das ganz genau anschauen muss. 

Ich nehme den Rechnungshofbericht immer ganz besonders ernst, auch diesen. Das bedeutet, dass hier wieder etwas gilt, was grundsätzlich mein Motto ist, nämlich dass das Bessere der größte Feind des Guten ist. Gerade bei der Sterilisation ist es besonders wichtig, dass wir Veränderungen herbeiführen. Im nächsten Gesundheitsausschuss wird das zum Beschluss vorliegen. Ich hoffe, dass wir sozusagen eine breite Mehrheit im Gesundheitsausschuss für den Teilneubau des Kaiser-Franz-Josef-Spitals haben werden, der mit dem Wirtschaftshof beginnt, wo nämlich gerade die Sterilisation zentralisiert wird. 

Das ist auch die Antwort auf Ihre Frage: Weil wir derzeit keine zentrale Sterilisation in der Form haben, wie es die Ordensspitäler haben, haben wir auch höhere Kosten. 

Wichtig ist mir schon auch festzuhalten, und da ist der Rechnungshofbericht eigentlich sehr eindeutig, wenn man ihn genau liest, dass man eben auch nur Dinge vergleichen kann, die wirklich gleich sind. Das ist in vielen Bereichen, nämlich im Leistungsspektrum zwischen den Barmherzigen Schwestern, dem OWS und dem Donauspital nicht so, aber in der Sterilisation gibt es Verbesserungsbedarf. Die Möglichkeit, diesen mitzutragen, besteht im nächsten Gesundheitsausschuss.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 2. Zusatzfrage wird von Frau GRin Dr Pilz gestellt. - Bitte.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin!

Die Geschichte mit der Sterilisation ist ein ziemlich einleuchtendes Beispiel, aber leider nicht das Schlimmste aus diesem Rechnungshofbericht. Wenn man über die Effizienz in den Spitälern und die Kosten, die wir hier aufwenden müssen, spricht, dann sollte man auch einmal dort anfangen, wo wir wissen, dass wir unsere Hausaufgaben zu machen haben. Da hat der Rechnungshof festgestellt, dass die Betriebszeiten der OP-Säle in den orthopädischen Abteilungen der KAV-Spitäler wesentlich kürzer sind als in den Ordensspitälern. 

Ich habe daraufhin eine Anfrage gestellt, weil Herr Generaldirektor Marhold nicht müde wird zu betonen, dass wir eh schon so viele lange Tische haben. Ich habe Sie schlicht und einfach gefragt, was wir denn für Betriebszeiten in den chirurgischen Abteilungen haben, weil wir wissen, dass hohe Kosten, geringe Leistungsintensität und eine großzügige Nebenbeschäftigungsregelung vom Rechnungshof als Grund für die Ineffizienz der Wiener Spitäler kritisiert wurden. Sie haben darauf nicht etwa geantwortet, was ich Sie gefragt habe, nämlich, in welchen Abteilungen welche Betriebszeiten bei den OP-Sälen der Fall wären, sondern Sie haben mitgeteilt, was ich ohnehin weiß. 

Die Kernarbeitszeit aller chirurgisch tätigen Abteilungen der TU 1 ist von 8 bis 13 Uhr. Für allfällige Akuteingriffe stehen alle Operationssäle von 0 bis 24 Uhr zur Verfügung. - Da werden wir froh sein, dass wir künftig mit der Blinddarmentzündung nicht warten müssen, dass es zwischen 13 Uhr und 8 Uhr wieder 8 Uhr in der Früh wird. Aber die Zeit zwischen 8 und 13 Uhr ist offensichtlich die Kernarbeitszeit für die Chirurgie, was bedeutet, dass Menschen, und auch das haben Sie zugeben müssen, 88,6 Tage auf eine Hüftoperation oder 97,6 Tage auf eine Knieoperation warten müssen. 

Ich frage Sie daher: Frau Stadträtin, wie können Sie es verantworten, dass angesichts dieses beschämenden und besorgniserregenden Vergleiches zwischen Ordensspitälern und Krankenanstaltenverbund Kernarbeitszeiten in der Chirurgie von 8 bis 13 Uhr weiterhin der Fall sind, Sie sich offensichtlich hinsichtlich der Zubilligung oder der Einrichtung von langen Tischen auf wenige Fälle beschränken und es den Menschen zumuten, so lange zu warten und so hohe Steuer zu zahlen, die so ineffizient verwendet werden?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Frau Gemeinderätin!

Sie sind wirklich die Meisterin, aus allem, was kein Drama ist, ein Drama zu machen! Da kann man sich wirklich etwas abschauen! Sie sollten vielleicht auch Schauspielkurse geben!

Tatsache ist, dass in Österreich die Wartezeiten in allen Bereichen, auch in denen, die Sie genannt haben, deutlich gesunken sind. Das sind elektive Eingriffe, wo sich die Wartezeit auch dadurch verändert, dass leider nicht zu wenige Patientinnen und Patienten vereinbarte Termine kurzfristig nicht mehr wahrnehmen. Das ist ein Thema, das wir auch angehen müssen. Die Wartezeiten sind zu Anmeldezeiten geworden, weil es sie auch in einem so niedrigen Ausmaß wie nirgendwo anders gibt. Tatsache ist, dass das Leistungsspektrum der Barmherzigen Schwestern, und das ist das, was ich zur vorigen Teilbeantwortung gesagt habe, eben auch nicht zur Gänze mit dem vergleichbar ist, was im Donauspital oder auch im OWS stattfindet, weil zum Beispiel Zweitoperationen auf Grund dessen, dass bei der ersten Operation etwas nicht zu 100 Prozent sofort funktioniert hat, sondern zusätzliche Operationen notwendig sind, in der Regel nicht bei den Barmherzigen Schwestern stattfinden, sondern diese sehr langen Operationen, die im LKF-System auch nicht so lukrativ sind, alle in den städtischen Spitälern stattfinden. Dieser Unterschied ist sozusagen auch in Ordnung und den sieht man sehr wohl auch im Rechnungshofbericht. 

Das bedeutet nicht, und der Punkt ist mir ganz besonders wichtig, dass kein Verbesserungsbedarf besteht. Er besteht insbesondere, was die präoperative Ambulanz betrifft, auch ein Punkt, der hier vollkommen zu Recht kritisiert wurde. Das ist ein Instrument, das wir in allen Spitälern brauchen, um insbesondere die Liegedauer, bevor die Operation stattfindet, zu minimieren, weil das ist wichtig, um hier einen besseren Ablauf zustande zu bringen. 

Sie wissen, dass die Kernarbeitszeit so ist, wie sie ist. Das ist auch eine dienstrechtliche Frage, wo nicht der Dienstgeber, zumindest in einem sozialpartnerschaftlichen System, wie es die Gemeinde Wien ist, einfach sagen kann, die Dienstzeit ist jetzt eine andere. Sie wissen, dass es hier Verhandlungen gibt. Sie wissen, dass es verschobene Dienste gibt. Sie wissen, dass es im Großteil der Häuser in den operativen Fächern lange Tische gibt, bis 18 Uhr operiert wird und sich sehr viel geändert hat. Sie wollen es nicht wahrnehmen und nicht wahrhaben, und ich nehme das zur Kenntnis. (GRin Dr Sigrid Pilz: Sie schreiben mir, dass die Kernarbeitszeit in der Chirurgie von 8 bis 13 Uhr ist!) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 3. Zusatzfrage wird von GRin Korosec gestellt. - Bitte.

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Wir haben in der Anfrage gerade von den Ordensspitälern gehört. Ordensspitäler erfüllen auch den Versorgungsauftrag wie die öffentlich-rechtlichen Krankenhäuser. Das Institut für höhere Studien hat schon mehrfach, aber zuletzt im Juni 2008, wissenschaftlich sehr fundiert nachgewiesen, dass die Ordensspitäler gegenüber Spitälern mit öffentlichen Trägern finanziell schlechter gestellt sind, obwohl sie nachweislich, und das haben wir heute auch gehört, effizienter arbeiten. Ordensspitäler müssen quasi de facto einen hohen Preis dafür bezahlen, um kranken Menschen zu helfen. Das ist auf Dauer, Frau Stadträtin, nicht tragbar und auch nicht leistbar für die Ordensspitäler. 

Eine Novelle des Krankenanstaltengesetzes, dass künftig alle Spitäler, unabhängig von der Eigentümerschaft, bei der Finanzierung gleiche Leistungen bekommen, wäre doch eigentlich eine Selbstverständlichkeit.

Ich frage Sie, Frau Stadträtin: Wie stehen Sie zu diesem Vorschlag? Können wir damit rechnen, dass eine solche Novelle kommt?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Frau Gemeinderätin!

Die Ordensspitäler sind ein ganz wichtiger Partner der Stadt Wien und auch Partner bei der Spitalsplanung. Wir haben gerade mit dem Regionalen Strukturplan für Gesundheit sehr viele Wünsche, die die Ordensspitäler hatten, um die Versorgung für die Patientinnen und Patienten in Wien, aber auch ihre ökonomische Stabilität zu verbessern, gemeinsam umgesetzt. Wir haben für die Ordensspitäler auch in der Gesundheitsplattform, im Gegensatz zur ÖVP, dem Regionalen Strukturplan für Gesundheit zugestimmt, der ein ganz wichtiges Instrument ist, um die Versorgung künftig zu sichern, aber auch, um die Effizienz zu erhöhen. Wir haben mit den Ordensspitälern, wie gesagt, eine sehr gute Partnerschaft, eine sehr gute Kooperation. 

Wir haben erst im letzten Jahr auch eine Subvention beschlossen, wo sich die Ordensspitäler in anderen Bundesländern, die nicht sozialdemokratisch geführt sind, wie zum Beispiel Oberösterreich, sehr darüber freuen würden, wenn ein derartiges Verhandeln auf Augenhöhe, eine derartige solidarische Akzeptanz des Versorgungsauftrages, den alle Spitäler haben, auch in anderen Bundesländern wäre. Ich denke, dass das eine gute Vorgangsweise ist, die wir weiterhin so beibehalten werden.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 4. Zusatzfrage wird von GR Mag Ebinger gestellt. 

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin!

Meine 1. Zusatzfrage war auch dahin gehend gerichtet, dass man, wenn es höhere Kosten gibt, oder generell, immer darauf schauen muss, dass man seine Abläufe optimiert. Es gibt immer Effizienzsteigerungen. Ihre Antwort in diesem kleinen Beispiel der Sterilisierung sagt auch, dass es bis jetzt nicht so effizient war. Ich bin aber davon überzeugt, und es gibt auch Studien darüber, dass es in den Spitälern des Krankenanstaltenverbundes noch viele Dinge gibt, die optimiert werden können. Sei es das Essen, der Schwund, lauter Dinge, wo man sozusagen, unabhängig von Operationszeiten, sondern einfach bei den Abläufen Millionen einsparen kann. Aber ich sehe an dem Beispiel, dass Sie zumindest gewillt sind, das in Angriff zu nehmen. 

Wenn wir aber von explodierenden Spitalskosten reden, gibt es jetzt auch eine andere Meldung, diesen Verfassungsgerichtshofentscheid, wonach die Stadt Wien dem Hanusch-Krankenhaus auch die Kosten für Patienten, die nicht in Wien Wohnsitz und Arbeitsstätte haben, ersetzen muss. Das wird mit 4,5 Millionen EUR beziffert und es steht auch im Raum, dass die Gebietskrankenkasse von der Stadt Wien 47 Millionen EUR für die bisherigen Kosten haben und klagen möchte. 

Meine Frage an Sie ist: Wie werden Sie das Geld aufbringen, ohne dass die Qualität der Gesundheitsversorgung in Wien darunter leidet?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Herr Gemeinderat!

In Wien werden Verfassungsgerichtshoferkenntnisse umgesetzt. Daher wird natürlich das Krankenanstaltengesetz dahin gehend geändert, dass es diese Bestimmung nicht mehr geben wird. 

Zweitens geht es jetzt darum, dass es eine Stellungnahme des Landes Wien bezüglich der Frage der Forderung, die vom Hanuschkrankenhaus gestellt wurde, gibt, wo man sich sozusagen ganz genau anschauen muss, was an diesem Anteil gerechtfertigt ist. 

Zu Ihrer Frage, wie die Mittel aufgestellt werden: Es ist selbstverständlich so, dass niemand die Goldschatulle gefunden hat. Das heißt, es wird in allen Bereichen notwendig sein, dass die Abläufe effizienter werden, weil das besonders wichtig ist. Im Bereich Sterilisation, den Sie angesprochen haben, habe ich es schon ausgeführt. Im Bereich der präoperativen Diagnostik und der präoperativen Ambulanz habe ich es ausgeführt. Wir müssen weiter Tages- und Wochenkliniken forcieren. 

Ich habe mir die Unterlagen dieser IHS-Studie, die die Frau Kollegin Korosec zitiert hat, besorgt. Ich habe auch mit dem Studienautor gesprochen, der in Wahrheit sozusagen zwei ganz wesentliche Punkte sagt. 

Worin liegen die zusätzlichen Kosten? Das liegt auf der einen Seite an der geänderten Demographie. Ich zitiere: Auffallend ist, dass zwischen 2003 und 2008 der Anteil der Über-65-Jährigen besonders stark, um rund 12 Prozent, anstieg, also jene Altersgruppe, die überdurchschnittlich spitalspflichtig wird. Das ist eine Realität. 

Ein zweiter wesentlicher Punkt, der hier auch angeführt wird, ist, dass die größten Kostensteigerungen im ambulanten Bereich sind. Natürlich auch in anderen Bereichen, aber am größten im ambulanten Bereich. 

Damit komme ich wieder auf den Punkt zurück, dass es mich sehr freut, dass wir hier eine Linie, eine Einigkeit beim Regionalen Strukturplan für Gesundheit gefunden haben, der vorsieht, dass der niedergelassene Bereich höhere Versorgungswirksamkeit hat. Das kann jetzt gelingen, auch wenn man ab Freitag Mittag keinen Arzt mehr findet, nach 18 Uhr auch nicht im niedergelassenen Bereich. Nur wenn dieser so organisiert ist, dass die Patientinnen und Patienten die Qualität und auch die Öffnungszeiten haben, dass Sie das in Anspruch nehmen können, können wir in unseren Ambulanzen auch die Leistungen verschieben. Das ist ein ganz wesentlicher Schlüssel zu mehr Effizienz in den Spitälern, nämlich im Gesundheitssystem, aber auch insgesamt, dass jede Leistung dort erbracht wird, wo sie für den Patienten und für die Patientin optimal erbracht werden kann und dass nicht 80 Prozent der Patientinnen und Patienten vor allem an Tagesrandzeiten und am Wochenende ambulant Spitäler aufsuchen, das ganze Hinterlandspital nicht brauchen. Darin liegen immense Kosten. Das können wir nicht, und das möchte ich auch gleich sagen, zurückfahren, nämlich im Sinne der Wienerinnen und Wiener, solange der niedergelassene Bereich das nicht bietet. Das würde nämlich eine Verschlechterung bedeuten und für die stehe ich nicht.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Damit ist die Fragestunde beendet. 

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde. Der Klub der Wiener Freiheitlichen hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema „ÖVP wünscht, SPÖ widmet - rotschwarze Packelei im Springerpark als Vorgeschmack auf die nächste Rathauskoalition" verlangt. Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt. 

Ich bitte nun den Erstredner, Herrn GR Dr Madejski, die Aktuelle Stunde zu eröffnen. Seine Redezeit ist zehn Minuten. (GR Dr Herbert Madejski stellt hintereinander vier große Bilder neben das Rednerpult. - GR Mag Rüdiger Maresch: Wir sehen nichts! - GR Dr Herbert Madejski: Ich erzähle es euch! Ich zeige es euch auch gern nachher im Klub! - GR Mag Rüdiger Maresch: Wir kennen es eh! Die SPÖ kennt es auch!)
GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wer ein solches Projekt in Wien mit vier Häusern und einem Hotel im Springerpark einreicht, der braucht sich nicht zu wundern, wenn man so dilettantisch vorgeht, dass sich Bürger sammeln, dass sich Parteien sammeln und dass sich engagierte Menschen sammeln, um das zu verhindern. Damit war der erste Stein schon da, dass man dem neuen Projekt mit Skepsis entgegensieht und durchaus nachschaut, warum das alles passiert. Da gefällt mir die Frau Steinberger, die Klubobfrau der ÖVP in Meidling. Sie hat die Zeit nicht erkannt, glaube ich. Sie hat in der letzten Ausgabe zum Beispiel geschrieben, das Hotel ist eine Lärmschutzwand, die Eingriffe in diesem Fall sind so behutsam wie möglich gewählt, darum kümmert sich schon die ÖVP und so weiter. Also unglaublich, was sich hier abspielt. 

Schauen wir uns einmal an, worum es da geht. Die erste Tafel ist eine Flugaufnahme. (Der Redner verweist auf das erste Bild.) Das sehen jetzt vielleicht nicht alle. Das ist die Grünbergstraße und hier sieht man die Grünfläche, um die es eigentlich geht. Diese Grünfläche, genannt Marillenalm, meine Damen und Herren, soll verbaut werden. Aber lassen Sie mich vorher noch einige Sätze zum bestehenden Springerpark sagen. Die ÖVP hat dort das Naturschutzgebiet Springerpark verfallen lassen, hat über 150 Bäume gefällt. Davon sind Dutzende ohne Bescheid der MA 42 gefällt worden. (GR Alfred Hoch: Das ist ja unerhört!) Sie waren entgegen dem Gesetz nicht imstande, dort bis heute Ersatzpflanzungen vorzunehmen. Überhaupt keine, entweder aus Geldmangel oder aus Willensmangel. Es ist egal, es ist nicht passiert. Darüber hinaus ist das ganze Hotel im Springerpark, was vielleicht nicht alle wissen, illegal erbaut. Es gibt überhaupt keine Flächenwidmung für dieses Hotel. 

Jetzt tauscht die ÖVP etwas Illegales gegen ein Grundstück ein, wo die SPÖ mitspielen soll. Ob sie es wirklich tut, weiß ich nicht. Das wird sich bald herausstellen. Das ist der Grund dieser Aktuellen Stunde. Der Wert beträgt zirka 5 bis 5,5 Millionen EUR, weil das Hotel kann jederzeit einem Betreiber gegeben oder das Grundstück wieder verkauft werden. Meine Damen und Herren, ich bin auch noch nicht ganz sicher bei der SPÖ, weil die Frau Bezirksvorsteherin Votava in der letzten Ausgabe ihres Blattes noch schreibt: „Grundstückstausch soll Problem lösen." Sie ist grundsätzlich bereit, darüber nachzudenken, wenn noch gewisse Auflagen erfüllt werden, wie Verkehrsgutachten und so weiter. Darauf kommen wir noch im Schwerpunkt Tagesordnungspunkt 37, weil ich jetzt nicht die Zeit dazu habe. Auf die Rolle der MA 21B mit einem Gefälligkeitsgutachten werde ich auch erst beim Schwerpunkt heute unter Tagesordnungspunkt 37 weiter eingehen. 

Nun die Tafel, wie es ausschauen wird, wenn das Hotel kommt. (Der Redner verweist auf das zweite Bild.) Das ist natürlich noch immer das. Sie sehen den Park hier. (GR Mag Rüdiger Maresch: Hochheben!) - Das ist ja schwer!

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Man hört Sie nicht, wenn Sie nicht ins Mikro sprechen. 

GR Dr Herbert Madejski (fortsetzend): Ich habe schon eine laute Stimme, Frau Vorsitzende! - Das wird der Park, und das soll verbaut werden. (GRin Henriette Frank kommt zum Rednerpult: Ich halte es dir!) - Danke, liebe Henriette! Das ist Solidarität und Geschlechtergleichheit. Gender. 

Meine Damen und Herren, jetzt kommen wir zu den Fakten. Dort werden hunderte Bäume gefällt. Das steht sogar im Umweltgutachten der MA 21B. Dort werden hunderte Bäume gefällt und der Flächenwidmungsplan ist genial. Der ist deswegen so genial, weil er die zu errichtende Kubatur verharmlost oder es jemandem sehr schwierig macht, das überhaupt auszurechnen. Warum? Alle Gebäude in der Umgebung haben Höhenbegrenzungen, 9,5 m, 12 m, nur das Hotel nicht. Das Hotel hat nämlich 70 m über Null Wien. Da kann ich jetzt fragen, wie hoch das eigentlich ist. Es hängt ja von der Kante ab. Da steht nirgendwo, wo die Kante sein soll, meine Damen und Herren. Das Hotel wird sechsgeschoßig. Da gibt es schon Zeichnungen und Pläne. Sechsgeschoßig, Durchschnittshöhe am Plan 17 m. Durchschnitt heißt ja höher, niedriger. 

Meine Damen und Herren, alle Gebäude rundherum, auch das Seniorenheim, alle drei Häuser haben eine geringere Kubatur als dieses neue Hotel. Es wird nämlich zirka 37 500 m² haben. Das heißt, 2 500 m² werden verbaut. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Diese ÖVP! Ein Wahnsinn!)
Jetzt frage ich mich, wie es dort mit dem Verkehr ausschauen wird. Das ist auch ein sehr guter Punkt. (Der Redner verweist auf das dritte Bild.) Das ist die Grünbergstraße von oben. Meine Damen und Herren, die Ampel ist nur deswegen in der Mitte, damit man aufmerksam wird. Sie ist auf Rot gestellt, weil dort Rot die Farbe sein wird, die die Autofahrer, aber auch viele andere, denn es kommt auch ein Radweg hin, aufhalten wird. Es ist geplant, am Grünen Berg eine Ampel zum Linksabbiegen einzubauen. (GR Alfred Hoch: Die ist ja schon längst weg, bitte!) Der Hoch hat überhaupt keine Ahnung! Lass den Norbert Walter reden! Warum redet der nicht? Du redest dauernd und hast keine Ahnung! Die Ampel ist natürlich vorgestellt worden. Der Gutachter, der von der Stadt Wien oder von euch ausgesucht worden ist, ist dort übrigens inferior aufgetreten, ist präpotent und unglaublich. Sogar die Frau Bezirksvorsteherin hat gesagt, mit der Darstellung kann sie sich nicht zufriedengeben, er soll das überarbeiten. So in diesem Sinne hat sie das am Schluss gesagt. Dort wird man eine Ampel zum Abbiegen machen, weil sonst kommt man nicht ins Hotel. (GR Dkfm Dr Fritz Aichinger: Ein so ein Schmarren!)

Ich frage mich noch etwas. Darauf hat noch niemand Rücksicht genommen. Es werden in einem Jahr Bauzeit zirka 5 000 LKWs mit Erdaushubmaterial fahren und dann die nächsten kommen, die nämlich das Baumaterial zum Bau hinführen werden. Jetzt frage ich mich nur, wie die dort hinauskommen. Die können nämlich nur nach Norden fahren. Außer man macht während dieser einjährigen Bauzeit am Grünen Berg, wenn sie herauskommen aus der Baustelle, nach Süden, wo das Erdmaterial wahrscheinlich hingehen soll, und nicht nach Norden, wieder eine Ampel. 

Meine Damen und Herren, was leistet die ÖVP dafür? Außer dem Aspekt, vielleicht für eine Koalition bereit zu sein, die ich jetzt einmal so in den Raum stelle, nichts! Die ÖVP leistet überhaupt nichts! Sie entledigt sich eines maroden Parks, maroder Bäume, sie entledigt sich 33 200 m² Parkschutzgebiet und überlässt diese der Stadt Wien zur Pflege. Im erläuternden Bericht der MA 21 steht übrigens, die MA 42 wird das pflegen. Dagegen werden wir uns aber wirklich wehren, dass die Stadt Wien und der Bezirk das bezahlen. Wenn das in Zukunft einer bezahlt, wenn das wirklich kommt, dann wird es die PolAk, die ÖVP oder sonst irgendein Verein aus dem Umfeld sein, nur das werden sie sich nicht leisten können. Fragen Sie einmal die MA 42, was ein Quadratmeter eines solchen Naturparks pro Jahr an Sanierung und Pflege kostet. Das werden sie sich nie leisten können. 

Was machen Sie noch? Sie kriegen dafür, wie zuerst gesagt, ein Bauland, das nicht als solches gewidmet ist. Da gibt es auch erläuternde Bemerkungen, auf die ich beim nächsten Tagesordnungspunkt eingehe. Das ist Grünland. Es ist laut Bauordnung ausdrücklich verboten, im Grünland zu bauen, außer es gibt öffentliche Zwecke, meine Damen und Herren. Das ist kein öffentlicher Zweck mehr. Das ist ein rein wirtschaftlicher Betrieb, den sich eine Partei leisten will. Das hat mit der PolAk überhaupt nichts mehr zu tun. Sie können mir nicht einreden, dass Sie ein Hotel mit 120 Zimmern und mit Bustiefgarage brauchen! Sie können mir nicht einreden, dass sich jeden Tag bei der ÖVP-Akademie so viele Leute schulen lassen! (GR Alfred Hoch: Bei euch nicht!) Dann wären Sie nämlich in Wirklichkeit besser geschult! Das geht gar nicht. Das ist gar nicht möglich, meine Damen und Herren! 

Jetzt kommt noch einmal die SPÖ ins Spiel, meine Damen und Herren! Aber vorher stelle ich noch ein Bild auf, damit man sich, falls die Bagger dort wirklich auffahren, erinnern kann, wie es wirklich dort ausschaut. (Der Redner verweist auf das vierte Bild.) - Meine Damen und Herren, das ist nur ein Aspekt der Marillenalm, ein ganz kleiner Ausschnitt von 3 500 m² Naturspielplatz mit 28 Spielfeldern, wo Kinder, Jugendliche, Schulen, Kindergärten jeden Tag, wenn es schön ist, hingehen. All das kommt weg! Dort kommt das Hotel hin! 

Meine Damen und Herren, überlegen Sie sich seitens der SPÖ, diesem Deal zuzustimmen! Nur auf Zeit zu spielen, meine Damen und Herren, wie es jetzt der Bezirk macht, ist in Ordnung, ist ein erster Teilerfolg, den wir gelandet haben, dass man es ruhend stellt bis zum Bauausschuss im Dezember, aber vergessen Sie nicht, am 8. Jänner muss der Bezirk Meidling seine Stellungnahme zu diesem Flächenwidmungsplan abgeben. Dann muss er Farbe bekennen. Dann wird das Ganze in den Ausschuss kommen, irgendwann im Februar oder März. Dann kommt es im April oder Mai in den Gemeinderat und schließlich können die Bagger, wenn Sie zustimmen, ab Juli auffahren. Das ist wunderschön, weil im Herbst wählen wir und es ist gut, wenn dann die Bagger dort auffahren. Darauf freue ich mich! Aber ich freue mich nicht - im Hinterstübchen würde ich mich zwar freuen, aber ich freue mich nicht - für die Natur, nicht für die Kinder und Jugendlichen, nicht für die Wienerinnen und Wiener!

Meine Damen und Herren der ÖVP, ich verstehe eines überhaupt nicht. Es ist vollkommen egal, ob die PolAk in Meidling, in Hietzing oder in Mauer ist. Das ist vollkommen wurscht. Dahinter gibt es offensichtlich andere Interessen bei diesem Hotelprojekt, sonst wäre Ihr StR Norbert Walter die letzten Wochen nicht pausenlos am Schoß vom Bürgermeister, der gar nicht mehr aufstehen konnte, gesessen. StR Walter ist dauernd gekommen und hat sich auf den Schoß gesetzt. Das ist unglaublich! Es muss Interessen geben, weil sonst verkaufe ich an Ihrer Stelle diesen Park. Da gibt es ebenfalls bereits neue Widmungen. Das habe ich noch gar nicht angesprochen. Sie können sogar das Jetzige ausbauen und bauen sich am Stadtrand oder sonst wo immer Ihr Hotel. Sie haben ja genug Immobilienmakler, die etwas zur Verfügung stellen können. Bauen Sie dort Ihr Hotel, bauen Sie dort Ihre PolAk, die in Meidling niemandem abgehen wird! - Danke. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Für die Kolleginnen und Kollegen, die sich jetzt zum Wort melden, bringe ich in Erinnerung, dass die Redezeit fünf Minuten ist und sie sich nur einmal melden können. Als nächster Redner ist Herr GR Mag Maresch gemeldet. 

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! 

Nachdem wir da schon ein bisschen Bilderbuch geschaut haben, möchte ich noch auf einen anderen Aspekt bei dieser Geschichte hinweisen. Und zwar ist es dort so, in Meidling hat die SPÖ das Gartenhotel Altmannsdorf und die ÖVP hat mehr oder weniger die PolAk, auch in einem Park. Das hat man sich nach dem Krieg so aufgeteilt. Das Problem ist nur, dass die ÖVP vergessen hat, sich Parkplätze widmen zu lassen, und zwar im Parkschutzgebiet. Das heißt in Wirklichkeit, bei all diesen schönen Bildern, die wir gesehen haben, wo die ÖVP-Granden vorfahren, in der PolAk diskutieren und dann mit dem Auto wieder wegfahren, hat das auf illegalen Parkplätzen stattgefunden. Das ist eine unglaubliche Sauerei, dass man in einem Parkschutzgebiet bis zu hundert Autos abstellen darf! Die ÖVP hat das gemacht und macht das bis heute! Ich habe mir das angeschaut, war vor Kurzem dort bei einer Veranstaltung. Haufenweise stehen dort Autos herum, die dort nichts verloren haben. 

Das Nächste war, es gibt in Wirklichkeit dort auch ein illegales Gebäude. Und zwar gibt es dort eine Baracke, wo mehrere Autos darunter stehen und dafür gibt es gar keine Baugenehmigung. Das heißt, die ÖVP hat sich dort etwas herausgenommen, was einem anderen niemals zugelassen worden wäre. 

Nächster Punkt: Die ÖVP hat den Springerpark verludern lassen, Baumfällungen ohne Ersatzpflanzungen durchgeführt und sudert jetzt herum, sie hat die 42 000 EUR für diese Baumfällung, für diese Ersatzpflanzungen nicht. Das tut mir leid! Die ÖVP hat diese 42 000 EUR nicht und will von der Stadt, dass sie das bezahlt! (GR Alfred Hoch: Das ist ein unerhörter Vorwurf! Eine Frechheit!) Wir sagen Nein, die ÖVP muss endlich den Schaden wiedergutmachen! Was bekommt die ÖVP als Belohnung für diese Geschichte? Ein Hotel, das sie irgendwie als Lärmschutzwand tarnt und wo sie dann in Wirklichkeit den Leuten weismachen will, sie gibt den Park eh den Meidlingern und Meidlingerinnen und dafür zieht sie sich auf diese Marillenalm zurück. 

Der Kollege Madejski hat schon gesagt, was diese Marillenalm alles kann. Aber was die ÖVP vor allem kann, ist das, was uns der Herr Halper dort gesagt hat, der Betreiber oder, wenn man so will, der Direktor der PolAk. Er hat gesagt, sie suchen einen Betreiber für dieses Hotel. Das muss man sich einmal vorstellen, die ÖVP betreibt das Hotel nicht einmal selbst, sondern dort kommt dann eine Hotelkette hin, die dann ein Hotel in einem Park in Meidling bekommt, den die SPÖ hoffentlich nicht umwidmen wird. Die ÖVP wird jetzt natürlich mächtig Druck ausüben. Heute hat schon der Herr Bürgermeister gesagt, er wird mit dem Herrn Tschirf Hand in Hand in eine Zukunft gehen. Das war eher eine gefährliche Drohung! Obwohl es nur um die Partizipation gegangen ist, frage ich mich, was da der ÖVP versprochen wird. (GR Dr Matthias Tschirf: Schwachsinn!)

Wir sind, noch einmal, der Meinung, ein Park muss ein Park bleiben und die ÖVP soll sich das Hotel gefälligst woanders hinbauen! (GR Dkfm Dr Fritz Aichinger: Seid ihr eifersüchtig?)

Die nächste Frage, die sich für mich stellt: Jeder der hier Anwesenden wohnt zu Hause an einer Straße. Dort gibt es einen Verkehr. Also ich hätte jetzt gerne in meiner Kalvarienberggasse, wo ich wohne, und ich bin auch irrsinnig wichtig, eine Ampel und einen Fußgängerübergang, genau vor meiner Haustür. Die ÖVP engagiert sich - wer weiß, wer es bezahlt hat - die Firma AXIS und den Herrn Friedreich, immerhin eines der größten Planungsbüros in Österreich, was solche Dinge betrifft. Dort wird eine Ampel auf einer Straße mit 60 000 Autos jeden Tag präsentiert. Das ist wie eine Ampel mit einem Fußgängerübergang auf der Westautobahn. Diese Chuzpe bringt wirklich nur die ÖVP zusammen. Da denke ich mir: Was soll das heißen? Die ÖVP will in Wirklichkeit eine Ampelanlage haben. Die ÖVP will in Wirklichkeit einen Privatpark haben, und zwar die Marillenalm. Sie will eine Grundstücksaufwertung haben. Sie will ein Hotel an eine Hotelkette vermieten oder herschenken oder verkaufen dürfen. Und sie hat die ganze Zeit illegale Parkplätze in einem Park. Last but not least weigert sich die ÖVP, die Schäden zu begleichen. 

Da denke ich mir: Was kann man mit einer solchen Partei machen? Dazu sage ich ganz einfach: Beim nächsten Mal abwählen! Wir werden ganz genau darauf schauen, ob die SPÖ nach der Wahl, dann in der Koalition mit FPÖ und ÖVP, solchen Sachen weiterhin Raum gibt. Es kann wirklich nicht sein, dass jemand herkommt und sagt, ihm ist das alles wurscht, die Gemeinschaft soll bezahlen und er bekommt das, was er will!

Noch ein Wort zu den BürgerInnen: Dort hat man die BürgerInnen im Grunde genommen gelegt. Man hat gesagt, wir machen dort gemeinsam ein neues Projekt. Dann tritt die MA 22 in Form des Herrn Bruno Domany auf und sagt, sie hat eine gute Idee, man macht einen Kompromiss, man nimmt nicht den einen Park, sondern man nimmt einfach den anderen Park. Nur, die Meidlinger brauchen beide Grünflächen und nicht nur die eine. Die ÖVP braucht definitiv kein Hotel. 

Deswegen keine Zustimmung zu einer Flächenwidmung, absetzen, herausnehmen, wunderbar, aber niemals ein Hotel in den beiden Parks! - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Hoch. (GR Mag Rüdiger Maresch: Der ist früher heimgegangen! Der Kollege Hoch hat einen Termin gehabt!)

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich habe selten zwei so unsachliche Beiträge zu einem Thema gehört wie gerade eben! (Beifall bei der ÖVP. - GR Mag Rüdiger Maresch: Das war jetzt nichtssagend!) 

Der Kollege Madejski hat einen Zettel hergezeigt, wo ein paar rote Gebäude eingezeichnet waren. Das war der Stand von Mai 2009. Da hat es eine Bürgerversammlung gegeben und der Grundstückseigentümer hat einen Vorschlag gemacht, der in der Bürgerversammlung von den Anrainern abgelehnt wurde. (GR Dr Herbert Madejski: Ich habe gesagt, das war dilettantisch!) Was macht natürlich die ÖVP? Sie tritt mit der Bürgerinitiative in Kontakt und erarbeitet gemeinsam, unter Einbeziehung des Bezirkes, unter Einbeziehung der MA 22, der MA 42 und der MA 21B einen Vorschlag, der dann in der berühmten Bürgerversammlung vom 17. November noch einmal präsentiert wird. Also wenn Sie sagen, wir vereinnahmen die Bürger, kann ich nur sagen, wir haben eine Koalition mit den Bürgern, mit den Anrainern vor Ort, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP. - GR Mag Rüdiger Maresch: Hahaha! Da kann ich nur lachen!)
Ich möchte Ihnen sechs Gründe sagen, warum das Projekt gut für Meidling und auch gut für Wien ist:

Erstens sichert dieser Vorschlag die Erhaltung des Springerparks in seiner Gesamtheit gemäß den historischen Vorbildern. (GR Mag Rüdiger Maresch: Aber auf Kosten der Stadt, nicht auf Kosten der ÖVP! Ihr habt ihn ruiniert!)
Zweitens ist der Neubau des Hotels nicht im Springerpark, sondern entlang der Grünbergstraße, auf der berühmten Marillenalm. Dadurch wird auch der Park durch die Barriere indirekt von Emissionen freigehalten. 

Der Spielplatz selbst - ich glaube, das Foto sieht man da gerade (Der Redner verweist auf das noch immer von GR Dr Herbert Madejski aufgestellte vierte Bild.) -, wird in den Springerpark verlegt und findet dort eine Reihe von Vorteilen, vor allem die Erreichbarkeit auf attraktiveren und kürzeren Wegen, ein größeres Flächenangebot, als der Spielplatz in seiner Fläche vergrößert wird (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Eben nicht! Den gibt es ja gar nicht!) und keine Lärm- und Staubemissionen durch die abschirmende Wirkung des Hotelneubaus. Die Kinder werden auch dort viel weniger Abgase von der Grünbergstraße bekommen. 

Dann der Abbruch des alten Hotels binnen sechs Monaten nach Inbetriebnahme des neuen Hotels und die Entfernung aller Stellplätze mit Ausnahme im Zufahrtsbereich, die nicht illegal sind, Herr Kollege! (GR Mag Rüdiger Maresch: Wo steht denn das, dass die legal sind? Zeigen Sie mir das? Das sind illegale Stellplätze!)
Die Realisierung von 63 Ersatzplanzungen in mehrfach verschulter Baumschulqualität. 

Und die Schaffung eines, und da sind wir wieder bei den Anrainern, Herr Kollege, breiten Vorlandes in der Grünbergstraße vor der Wohnbebauung im Abschnitt zwischen der Tivoligasse und der verlängerten Rosasgasse im Interesse der dort Wohnenden. 

Ich hab Ihnen jetzt sechs Punkte gebracht, sehr geehrte Damen und Herren, die dieses Hotelprojekt rechtfertigen. (GR Dr Herbert Madejski: Wovon fünf nicht stimmen!)

Jetzt zu dieser berühmten Ampel: Beide Herren waren bei dieser Bürgerversammlung anwesend und dort wurde diese Verkehrsmaßnahme vorgestellt. Es ist uns nicht entgangen, sehr geehrte Damen und Herren, dass das seitens der Anrainer oder seitens der Teilnehmer nicht angenommen wurde. Natürlich ist das Ganze ein Konzept. Darüber muss diskutiert werden, auch über die Ampel. Es ist eine schwierige Situation vor Ort, aber ich meine, es ist nicht in Stein gemeißelt, dass ich dort eine Ampel brauche. (GR Mag Rüdiger Maresch: Wollen Sie die Autobusse einbremsen?) Das war ein Vorschlag für ein Verkehrskonzept, der dort - unter Anführungszeichen - auch nicht glücklich präsentiert wurde. Das gebe ich schon zu. Aber es war ein Vorschlag und am Ende des Tages werden wir schauen, was herauskommt. (GR Dr Herbert Madejski: Das ist schlecht organisiert!) Es macht wirklich einen Sinn, auch im Interesse von Meidling. Dir ist Meidling eh egal, sage ich zum Kollegen Madejski. (GR Dr Herbert Madejski: Warum ist mir Meidling egal?) Ich glaube, dass das Projekt für den Bezirk gut ist. Er kriegt dort wieder einen Hotspot. (Beifall bei der ÖVP.)
Ich glaube, nur weil sich die Meidlinger FPÖ jetzt in einem Vorwahlkampf befindet, reicht das nicht aus, um dieses Projekt zu Fall zu bringen! - Danke. (Beifall bei der ÖVP. - GR Mag Rüdiger Maresch: Das war aber ziemlich schwach!)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Dr Troch.

GR Dr Harald Troch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Es war einmal in Meidling eine Julius-Raab-Siedlung und es wurde dort einmal mehrheitlich ÖVP gewählt. Heute wollen dort viele Menschen von der ÖVP nichts mehr wissen. Was ist passiert? Wie hat es die ÖVP geschafft, dermaßen viele ihrer ehemaligen braven Wähler zu verprellen? Da war ein kleines ÖVP-Hotel, das einem vierfach vergrößerten Hotelkomplex mit 160 Zimmern, mit weiteren vier Wohnhäusern und einer Tiefgarage unter der grünen Wiese weichen soll. Ein klotziges Bauprojekt, völlig überdimensioniert, mitten im Parkschutzgebiet. Das sind die Fakten. 

Zitat: „‚Völlig denkunmöglich!’, meinte die Bezirksvorsteherin bei der Erstpräsentation. Viele Anrainer haben sich dieser Meinung angeschlossen." - Man muss gar nicht volkswirtschaftlich ausgebildet sein, um zu überzuckern, dass es um eine maximale Kapitalverwertung geht, Naturschutz ist wurscht. Das heißt, für die ÖVP geht wieder einmal Kapitalverwertung vor Lebensqualität der Nachbarn, der Anrainer! (GR Alfred Hoch: Bitte keinen Wahlkampf!)
Dieses Projekt wurde trotz der Warnung der Bezirksvorsteherin Votava bei der MA 21B eingereicht. Zwischen der ÖVP und den Anrainern gab es weiterhin keine Gespräche. Da ging verständlicherweise ein Aufschrei durch die Julius-Raab-Siedlung. Julius Raab wäre stolz auf die Bürger seiner Siedlung gewesen, weil Julius Raab war selbst einer, der in wesentlich schlimmeren Zeiten, nämlich in den Jahren der Diktatur der Nazis, aufbegehrt und seinem Bürgersinn Ausdruck verliehen hat. (GR Dr Matthias Tschirf: Jetzt ist es dann aber wirklich genug!) Man muss nicht automatisch als Bürger ein Biedermeier sein. (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist schon Wahlkampf!) Während die ÖVP weiterhin gehofft hat, es sich richten zu können, hat die Bezirksvorstehung gemeinsam mit der MA 22 die Initiative ergriffen, für Bürgerversammlungen, für gemeinsame Gespräche, eine Lösung gemeinsam mit den Anrainern und auch der ÖVP-Akademie zu suchen. Zwei Bürgerversammlungen haben stattgefunden und angedacht wurde eine Lösung Grundstückstausch Springerpark gegen Marillenalm, was zugegebenermaßen ein idyllischer Kinderspielplatz ist, allerdings direkt an der Grünbergstraße. 

Entscheidend ist, wie weit dieses Projekt von der Bürgerinitiative, also den Anrainern, mitgetragen wird. Von einer Packelei zwischen ÖVP und SPÖ kann da überhaupt nicht die Rede sein, lieber Kollege Madejski! Das ist eine blaue Phantasie und eine falsche Behauptung, wie es seitens der Blauen viele falsche Behauptungen in Wien gibt! Das ist ein Vorschlag, der gemeinsam entwickelt wurde, und wenn er von den Anrainern mitgetragen wird, spricht nichts dagegen!

Allerdings möchte ich der ÖVP-Akademie schon vorhalten, dass eine ganze Menge von Baumrodungen vorgenommen worden ist. Seitens der Behörde gibt es Baumfällungsbescheide für 107 Bäume, die Anrainer vermissen aber bis zu 150 Bäume auf dem Areal der ÖVP! Wo sind die Bäume hingekommen? Die ÖVP ist diesbezüglich säumig, untätig gewesen und ignoriert standhaft noch immer diese Baumfällungsbescheide, die auch die Ersatzpflanzungen beinhalten. Bis jetzt ist kein einziger dieser Bäume gepflanzt worden.

Einige der Bescheide wurden gestundet, auch im Hinblick darauf, dass die Zukunft des Areals nicht ganz gesichert ist. Laut Bezirksvorsteherin sind nun Vertreter der ÖVP gekommen und haben geraunzt, hier sollten eigentlich dünnere, kleinere Bäume gesetzt werden können, damit sich die ÖVP Geld erspart. Da kann ich nur sagen: Vielleicht glaubt man in der ÖVP, das Wiener Baumschutzgesetz gilt für alle, nur nicht für die Wiener ÖVP. Dem kann ich nichts abgewinnen. Schon bei George Orwell heißt es: „Ja, alle sind gleich, aber manche sind gleicher." Für die ÖVP wird es in Wien keine Extrawürste geben. Bei so einem Umgang der ÖVP mit Bürgerinitiativen, mit Bescheiden, mit Anrainer meine ich, die Bürgerpartei ÖVP - das war einmal, Bürgernähe der ÖVP: Ade! (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Mahdalik.

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! 

Grauslich ist nicht das Wiener Hochquellwasser, sondern grauslich ist die geplante und jetzt vielleicht abgesagte Packelei zwischen Rot und Schwarz in punkto Springerpark. Und grauslich, erbärmlich oder jämmerlich habe ich jetzt die Distanzierung vom Kollegen Troch gehört, die Kindesweglegung, der so tut, als wäre das eine alleinige Planung der ÖVP gewesen. (GR Kurt Wagner: Es gibt keine Kindesweglegung!) Natürlich war schon alles hinter dicken Polstertüren ausgepackelt, wenn nicht der Herbert Madejski und die FPÖ-Wien eingegriffen hätten und in die Öffentlichkeit gegangen wären, dann wäre dieser schmutzige Deal schon längst unter Dach und Fach, und da können Sie jetzt sagen, was Sie wollen. Es glaubt Ihnen in der Bevölkerung fast niemand mehr und wenn Sie der FPÖ, ah der ÖVP quasi, wenn Sie sie bemitleiden, weil sie Wähler verprellt hat, gerade die SPÖ, die in den letzten Jahren eine Wahlniederlage nach der anderen eingefahren hat, dann ist das auch jämmerlich beziehungsweise Verleugnung der Realität. Grauslich wird auch der Wiener Wahlkampf werden, aber nicht weil die FPÖ so grauslich sein wird, sondern weil die SPÖ Millionen an Steuergeldern für „No-na-Befragungen“ raushauen wird. 

Und wenn wir schon beim Wiener Wasser sind, hätte ich zwei weitere Fragen vorzuschlagen, die vielleicht einzubauen sind: Man könnte die Bevölkerung auch fragen, ob Wien weiter mit Hochquellwasser beliefert werden soll (GR Dr Harald Troch: Zum Thema!) – komme ich schon noch – oder ob künftig Abwaschwasser aus den Hähnen fließen soll.

Die zweite Frage, um vielleicht zehn Punkte zusammenzubekommen, wäre, ob in Zukunft Freibier für alle gewünscht ist und die Wiener Bevölkerung soll (Aufregung bei der SPÖ.) gefälligst erklären. Also diese und andere brennende Fragen müssen natürlich im nächsten Jahr mit Millionen aus dem Wiener Steuersäckel gefragt werden, denn 100 000 Leute, die im Winter nicht heizen können, oder 140 000 in Wien, die an der Armutsgrenze leben oder darunter, sind doch wurscht. Hauptsache, es wird Werbung für die SPÖ gemacht.

Aber um zum Springerpark zurückzukehren. Grauslich war es, jämmerlich, wie sich der Kollege Hoch gestern und heute hat verbiegen müssen, weil der Norbert Walter zu feig ist, hier herauszugehen. Wahrscheinlich sitzt er wieder beim Bürgermeister und belagert sein Büro, weil der Bürgermeister auch nicht hier ist. Es ist nämlich sein Projekt, denn wenn die ÖVP thematisch und politisch schon nichts weiterbringt, möchte sie doch zumindest finanziell einen Rebbach haben, wie man bei uns in Eßling sagt. Und die SPÖ hat ja natürlich von Anfang an mitgespielt. Wie gesagt, durch die Initiative der FPÖ zeichnet sich vielleicht ein gutes Ende für die Natur und für die Bevölkerung des 12. Bezirkes ab.

Wie sich der Kollege Hoch gestern hat verbiegen müssen, war ja allein an der Wortmeldung anzumerken und herauszulesen, wie er sagt, das Ganze ist ja nur eine Planungsidee, ein Vorschlag, ein Diskussionsvorschlag, das ist alles noch ganz vage. Aber er hat schon genau gewusst, welche Spielgeräte in welcher Qualität künftig dann im Springerpark aufgestellt werden. Also Sie zäumen das Pferd von der falschen Seite auf, denn zuerst wird mit den Spielgeräten begonnen, das andere wird erst nachher diskutiert. Aber, wie gesagt, der Kollege Hoch ist nicht der Verantwortliche und muss nur seinen Kopf hinhalten, wie zum Beispiel bei der SPÖ der Kollege Valentin für den Fluglärm den Kopf hinhalten muss oder der Kollege Hora für die ganzen Versäumnisse am Verkehrssektor.

Aber allein der Vorsatz der SPÖ, auch wenn das Projekt jetzt eine gute Wendung zu nehmen scheint, weil die SPÖ kalte Füße bekommt, der ÖVP 5,5 Millionen EUR an Werten hinten nachzuwerfen, ist grauslich, meine Damen und Herren!

Und die Wiener Bevölkerung hat von diesen und anderen Grauslichkeiten der SPÖ, aber auch der ÖVP, genug und das werden Sie spätestens im Jahr 2010 auch beim Wahlergebnis merken! (GR Dr Matthias Tschirf: Ist das die neue Koalition? – Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Dipl-Ing Gretner. Ich erteile es ihr.

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wahrlich ein umstrittener Fall. Die FPÖ hat dankenswerterweise die Bilder gezeigt, weil es ja doch sonst schwer vorstellbar ist, was hier geplant ist. Allerdings muss ich sagen, verbal kann ich mich dem nicht so ganz anschließen. Man muss schon auch die Vorgeschichte dazu erzählen. Es ist richtig, dass es da Bemühungen gegeben hat, eine Lösung zu finden. Allerdings drängt sich dann irgendwie das Bild auf, dass es in Wien kein Bauland mehr gäbe, denn wieso muss eigentlich die ÖVP in einem Parkschutzgebiet bauen? Wieso gibt es keine anderen Baulandwidmungen in Wien? Gibt es kein Bauland in Wien? Ist uns irgendwas entgangen? Wieso muss das genau dort sein? Und man merkt das in jeder Stellungnahme der bemühten Abteilungen MA 21 und sonst wo. Beispielsweise schreiben die: „Als Ergebnis dieser Diskussionen und Bemühungen und Erwägungen wurden verschiedene Optimierungen in Teilbereichen des Plangebiets, jedoch keine grundsätzlichen Veränderungen des Planungsvorhabens vorgenommen." Und um genau das geht es ja. Bitte, wieso muss genau dort dieses Hotel stehen? Wieso kauft´s euch nicht wo ein Bauland und baut es einfach dort? (GR Dr Herbert Madejski: Weil es dort ganz einfach billiger ist!) Das wäre doch eigentlich das Naheliegendste und man würde sich diese ganzen Streitereien und berechtigten Ängste auch der BürgerInnen vor Ort ersparen und würde ordnungsgemäß irgendwo ein Hotel errichten. Tut der Wirtschaft gut, et cetera.

Es ist ja auch lustigerweise ein Umweltbericht da drinnen und da sieht man auch dieses Bemühen. Man windet sich. Es sind schon Umweltauswirkungen zu erwarten, es ist ja immerhin Landschaftsschutzgebiet. Es wird auch bei der baubehördlichen Bewilligung einen naturschutzbehördlichen Bescheid geben müssen. Wieso, bitte, tun Sie sich das an?

Hinweisen möchte ich jetzt noch auf etwas sehr Wesentliches: Der Fachbeirat, auch nicht irgendwer, immerhin das Expertengremium extern, das zu Flächenwidmungsplänen Stellung nimmt, hat dezidiert empfohlen, vor Beschlussfassung durch den Gemeinderat zivilrechtlich zu sichern, dass zum Beispiel diese öffentlichen Durchgänge zu diesem Spielplatz dann gesichert sind, denn wer sagt, dass nicht irgendwann einmal die ÖVP beschließt, dass die lärmenden Kinder dort vielleicht doch stören könnten und dann wird da zugesperrt und dann hat nämlich keiner mehr was von dem öffentlichen Spielplatz. Das heißt also, ein dringender Appell, diese Dinge, die hier vereinbart wurden, auch wirklich zu sichern.

Auf die Verkehrsproblematik hat mein Kollege schon hingewiesen. Ich möchte jetzt abschließend noch auf ein anderes Thema lenken, ganz so unauffällig. Am anderen Ende dieses Plans gibt es ja das Fiat-Gelände und das hat ja auch schon für viele Diskussionen hier im Haus gesorgt. Es gab ein Expertenverfahren im Jahr 2000. Überraschenderweise hat das der Architekt Podsedensek gewonnen, der offensichtlich im 12. Bezirk jeden Wettbewerb gewinnt, vor allem, wenn die BAI dort baut. 2001 hat es dann einen EU-weiten Wettbewerb gegeben, den der Herr StR Schicker im Zusammenhang mit dem Umfeld Schönbrunn veranstaltet hat, ein relativ aufwendiges EU-weites Verfahren. Das gewann dann BUSarchitektur, auch bekannt, das sind die Masterplaner vom WU-Areal, und eigenartigerweise 2007 gab es dann aber jetzt wieder ein Verfahren. Und da muss man sich schon auch fragen, da wird ziemlich viel Geld für diese Verfahren ausgegeben: Wieso wird das dann eigentlich nicht umgesetzt? Der Hintergrund der Geschichte ist zum Teil auch, dass der Herr Podsedensek sich dort in diese ganze Baugeschichte so hineingedrängt hat, dass die BUS da rausgeflogen sind und man irgendwie dann eine Nutzungsänderung überlegt hat und dann eben noch ein Verfahren machen musste, um hier einen neuen Planer zu finden. Auch hier gibt es natürlich Diskussionen, da gibt es auch massive Änderungen. Die Leute, die sich dort Eigentumswohnungen gekauft haben, fühlen sich jetzt natürlich ein bissel, wie soll man sagen, nicht für voll genommen. Es wurde ihnen gesagt, sie haben vorne eine niedrige Bebauung. Jetzt ist hier eine Fünferwidmung vorgesehen und wir werden uns auch dafür einsetzen, dass diese Bauhöhen reduziert werden, damit die Leute auf Grund der Voraussetzungen, die relativ neu geschaffen wurden, hier zu ihrem Recht kommen.

Abschließend noch einmal der Appell an die ÖVP: Sucht’s euch Bauland, baut’s dort ein Hotel, wo es hingehört und nicht ins Parkgebiet! - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist der Herr GR Kenesei.

GR Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Eine Anmerkung einmal zum Herrn Kollegen Madejski: 70 m über Wiener Null ist eine Größenordnung, die man immer im Plan nachlesen kann. Man weiß, da gibt es diese Linien und diese Ringerln und da steht dann, wie hoch das dort ist. Ja und das kann man (GR Dr Herbert Madejski: Wenn man etwas versteht!). Na ja, 70 m sind 70 m über Wiener Null. Dann schaut man, was dort Wiener Null ist und dann sieht man, was es ist. Das ist einmal das Erste. (GR Dr Herbert Madejski: Wenn man ein Gebäude dort machen kann!) Egal, wer immer bei Projekten verlangt, dass man architektonisch etwas mit Kubaturen machen kann. (GR Dr Herbert Madejski: Das stimmt ja nicht!) Jetzt ist Kubatur ausgewiesen. Dem Herrn Kollegen Madejski ist es nicht recht. Also Sie versuchen immer irgendetwas (GR Dr Herbert Madejski: Die ist nicht ausgewiesen! Nein, die ist nicht ausgewiesen!) herauszuziehen. Das Nächste ist, nur einmal, um sich vor Augen zu führen, wie absurd Ihre Argumentationen sind. (GR Dr Herbert Madejski: Nein, ist sie nicht!) Nein, Sie erzählen etwas von 5 000 LKW-Fuhren Aushub. (GR Dr Herbert Madejski: Ich habe nicht „Aushub“ gesagt!) Bei 24 t wären das 120 000 t Aushubmaterial, das wären rund 600 000 m³ Erdreich.

Lieber Herr Madejski! Die ÖVP gräbt sich dort nicht zum Erdmittelpunkt vor. (GR Dr Herbert Madejski: Aber eingraben! Aber eingraben)! Das haben wir nicht vor (Beifall bei der ÖVP.), also bei Weitem nicht. 

Glauben Sie es mir, dort soll nur das Projekt entstehen, das jetzt gemeinsam mit der Bürgerinitiative, gemeinsam mit den Anrainern, gemeinsam mit der ÖVP und mit der PolAk dort realisiert werden soll. (GR Dr Herbert Madejski. Das stimmt ja nicht!) Und das ist das Wichtigste. Ich sage es Ihnen ehrlich (GR Dr Herbert Madejski: 12 Tonnen! Er kann nicht rechnen!) Es ist völlig nebensächlich, ob die liebe FPÖ eine Freude damit hat oder nicht oder ob sie damit leben kann oder nicht. (GR Dr Herbert Madejski: Das gibt es ja nicht!) Offensichtlich haben Sie keinen Zugang zu irgendwelchen Initiativen und Leuten, die sich mit Projekten beschäftigen oder sonst irgendetwas. (GR Dr Herbert Madejski: Ja, ja, weil ihr so gut seid!) Sie kommen und wenn der Zug oder die Karawane langsam vorbeirollt, dann springen Sie auf und stehen auf dem berühmten Trittbrett. (GR Dr Herbert Madejski: Ja, ja!) Das ist das, was die FPÖ kann und sonst leider nicht sehr viel. (GR Dr Herbert Madejski: Ja, ja! - Beifall bei der ÖVP.)

Zum Kollegen Troch, weil er irgendwie da Historie mit Neuem vermischt und irgendwie klassenkämpferische Töne - ist schon okay. Nehme ich ... (GR Dr Harald Troch: Volkswirtschaftliches Denken!) Nehme ich zur Kenntnis, Herr Kollege Troch! (GR Dr Harald Troch: Volkswirtschaftliches Denken!)
Von den 100, von den so genannten ... Nein, um zu den Bäumen zu kommen: Wenn Sie schon zitieren, würde ich Sie bitten, sind Sie lieb, zitieren Sie richtig! Es sind diese 107 Baumfällungen bekannt, die da angezeigt beziehungsweise da eingereicht sind. Es sind aber auch zusätzlich ... (GR Dr Harald Troch: Aber die ÖVP schläft!) Es sind aber zusätzlich 24 Bäume durch Sturmschäden beschädigt, die beseitigt wurden, damit dort die Äste oder das nicht runterfällt. Das ist auch bekannt. (GR Dr Herbert Madejski: Ja, ja, ihr seids arm!) Da hätten Sie nur bei der MA 42 beziehungsweise bei der MA 22 nachfragen können. Also da sind wir insgesamt schon bei 131 Bäumen. Also ob das jetzt 131 oder 140 sind, geschätzterweise würde ich nicht (GR Dr Harald Troch: Das ist nicht so!) darauf wetten. 

Faktum ist, dass mit dem Projekt, das jetzt dort gemeinsam mit der Bürgerinitiative und gemeinsam mit den Betroffenen realisiert werden soll und über das diskutiert werden soll, es viele Vorteile für die Bevölkerung dort geben wird. Es wird der Kinderspielplatz, wie schon so oft gesagt, in den Springerpark hinein übersiedelt. Es wird der Springerpark, der derzeit öffentlich nicht zugänglich ist (GR Dr Herbert Madejski: Es gibt ja keinen Zugang!), dann öffentlich zugängig, das heißt, zusätzlich 32 000 m² für die Bevölkerung an Parkfläche. (GR Dr Herbert Madejski. Und wer zahlt das? Wer zahlt das?) Es soll ein zusätzlicher Wasserspielplatz errichtet werden. (GR Dr Herbert Madejski: Wer zahlt das, die 32 000 m²? Wer zahlt diese 32 000 m²?) Also in Summe überwiegen die Vorteile für die Bevölkerung in Meidling und ich glaube, dass man durchaus gemeinsam ein Projekt realisieren kann (GR Dr Herbert Madejski: Der Steuerzahler zahlt es!), das sich auch lohnt, es zu realisieren und auf das die Meidlingerinnen und Meidlinger auch in Zukunft stolz sein können. (Beifall bei der ÖVP. – GR Dr Herbert Madejski. Sie verlangen die Kosten von den Steuerzahlern!)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Omar Al-Rawi.

GR Dipl-Ing Omar Al-Rawi (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Danke, Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Also am meisten war ich heute bei der Debatte gespannt, wie die Wortmeldung vom Kollege Kenesei sein wird und ich kann nur sagen, die Metamorphose ist vollkommen gelungen. (Heiterkeit und Beifall bei SPÖ und FPÖ.)
Das war jetzt die letzte polemische Aussage. Ich versuche wirklich, die Debatte jetzt ein bisschen ins Rationelle zu führen und möchte eines entkräften, die Aussage vom Kollegen Madejski, dass es sich hier um Packelei handelt und dass es ein Projekt ist, das gemeinsam mit der SPÖ erarbeitet worden ist.

Erstens einmal und das sollte man sagen, die Kollegin Gretner hat es auch erwähnt, dass dieses Plandokument gar nicht um den Springerpark geht, sondern um ein viel ein größeres Plandokument, das bis zu den Fiat-Gründen hinuntergeht. Wir wissen, wie die Geschichte dort ist. Eine Industriebranche, die abgesiedelt worden ist. Ein Architekturwettbewerb. Es gibt eine Anpassung der Widmung und es gibt auch keine Kubaturvermehrung. Im Rahmen dieser Widmungen ist die PolAk, die politische Akademie der ÖVP, wie es halt jeder Bauherr tut, an den Bezirk, an die Frau Bezirksvorsteherin Votava herangetreten und hat den Wunsch geäußert, dort gibt es ein Hotel - Madejski sagt, das ist illegal errichtet, kann ich nicht sagen. Was wir sagen können, ist, es ist ein desolates Hotel, nicht mehr zeitgemäß, keine Nasszellen und zweifelsohne eine Bausünde der 60er Jahre. (GR Dr Herbert Madejski: Keine Flächenwidmung!) Und du hast recht gehabt, Norbert Walter hat uns ein Projekt vorgestellt, wo ein riesiges Hotel (GR Dr Herbert Madejski. Und vier Häuser dazu!), ein riesiger Parkplatz und die vier Häuser dazugekommen sind, die die ÖVP anscheinend für die Finanzierung braucht. Und Frau Bezirksvorsteherin Votava hat klargestellt, das kommt so für uns nicht in Frage und wird so nicht stattfinden. Und die Gespräche, die wir geführt haben, haben sich darauf beschränkt, wie wir diese Parkgarage wegdiskutieren beziehungsweise unter dieses Hotel bringen und dass dieses Hotel, das gebaut wird, nicht eine größere Kubatur hat. Inzwischen hat sich eine Bürgerinitiative gebildet (GR Dr Herbert Madejski. Wegen der Kubatur!), die eingebunden war, die auch beim Bezirk war und die hat dann gemeinsam mit der PolAk, mit der ÖVP, Alternativen erarbeitet und sind dann zu uns mit diesem Vorschlag gekommen, dass die Marillenalm ausgetauscht wird (Aufregung bei GR Mag Rüdiger Maresch.), dass dieses Hotel abgerissen wird, dass erst die versiegelten Flächen wegkommen, dass der Park renaturalisiert wird und dass er der Öffentlichkeit freigestellt wird. Und wir haben damals gesagt, es gibt für uns vier zentrale Anliegen:

Erstens einmal die Kosten des Vertrags. Wir wollen wissen, was das kostet. Kann sich die ÖVP dieses Projekt überhaupt leisten? Den Spielplatz dort absiedeln und neu errichten. Man muss überhaupt nachdenken, ob dieses neue Grundstück nicht teurer ist und so weiter, ja.

Zweitens das Verkehrskonzept. Das kann ich jetzt schon sagen, der Bezirk und wir sind wirklich absolut gegen diese Ampelschaltung, das ist nicht nur in Stein gemeißelt, sondern ich kann schon fast hoffen zu versprechen, dass, im Gegenteil, es in Stein gemeißelt ist, es nicht kommt, weil von der Tivoligasse die Autos auch rein‑ und rausfahren können, ohne dass sie eine Ampel brauchen. Und es muss geklärt werden, wie die Umweltbehörde, die MA 22, dazu Stellung nimmt. Wir haben zwei Bürgerversammlungen am 7. und am 17. November abgehalten. Wir haben einen Arbeitskreis unter der Federführung aller Fachdienststellen, unter der Federführung der MA 22, die auch fünf Mal getagt hat, wo die Bürgerinitiative eingebunden ist, errichtet. Das heißt, volle Transparenz, volle Offenheit, alle sind eingebunden, Vollversammlungen mit den Bürgern. Also wo ist bitte die Packelei und wo ist die Mauschelei und wo ist hier das Arrangieren mit anderen? Das möchte ich wirklich hier entschieden zurückweisen. Ich brauche es auch nicht verhehlen zu sagen, dass es uns im Bezirk nicht erfreut und wir nicht glücklich sind über diese Lösung. Wir haben jetzt einen Vorschlag, den die Bürgerinitiative mit der PolAk erarbeitet hat. (GR Mag Rüdiger Maresch: Einen Naturschutzbescheid brauchen wir auch!) Wir müssen dann abwarten, wie dieser neue Vorschlag, was die Umweltbehörde sagt, wie das Verkehrskonzept sein wird und dann werden wir zum gegebenen Anlass, und auch nachdem der Bezirksbauausschuss getagt hat, werden wir in diesem Sinn unsere Stellungnahme geben und wir werden auch dafür sorgen und das kann ich jetzt schon versprechen, dass in die Widmung auch ein Zusatzpassus kommt, dass es hier um eine Widmung für Bildung und Sozialzwecke geht, damit das Ganze nicht als Spekulationsobjekt an irgendeinen Immobilien- oder Hotelkonzern verscherbelt wird. - Danke vielmals. (Beifall bei der SPÖ.)  

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Die Aktuelle Stunde ist hiermit beendet. Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen von Gemeinderatsmitgliedern des Klubs der Wiener Freiheitlichen neun, des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien drei eingelangt sind. Vor Sitzungsbeginn sind von Gemeinderatsmitgliedern des Klubs der Wiener Freiheitlichen zwei, des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien zwei Anträge eingelangt. Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben, die Zuweisungen erfolgen wie beantragt. 

Die Anträge des Stadtsenats zu den Postnummern 2 bis 4, 8 bis 10, 12, 14, 18 bis 28, 30, 31, 35, 39, 41 bis 43, 45 bis 57, 59 gelten gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als bekannt gegeben. Bis zum Sitzungsbeginn hat kein Mitglied des Gemeinderats zu diesen Geschäftsstücken die Verhandlung verlangt. Ich erkläre daher gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung diese als angenommen und stelle fest, dass die im Sinne des § 25 der Wiener Stadtverfassung erforderliche Anzahl von Mitgliedern des Gemeinderats gegeben ist. 

In der Präsidialkonferenz wurde nach entsprechender Beratung die Postnummer 37 zum Schwerpunkt-Verhandlungsgegenstand erklärt und gleichzeitig folgende Umreihung der Tagesordnung vorgeschlagen: Postnummer 29, 32, 33, 34, 36, 38, 40, 5, 1, 6, 7, 58, 44, 11, 13, 15, 16 und 17. Die Postnummern werden daher in dieser Reihefolge zur Verhandlung gelangen. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 37 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 6689E2 im 2. Bezirk, KatG Leopoldstadt. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Dr Troch, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatter GR Dr Harald Troch: Sehr geehrte Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Madejski. Die Redezeit beträgt für die erste Runde 40 Minuten. (GR Dr Herbert Madejski: Wir haben getauscht! Das haben wir schon bekannt gegeben!) Entschuldigung, ja, der Kollege Mahdalik hat 40 Minuten, bitte. (GR Christian Deutsch: 40 Minuten!) Muss nicht ausgeschöpft werden.

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Da muss ich viel trinken, dass ich 40 Minuten zusammenbringe, wird auch nicht so sein. Mehr als 10 Minuten werde ich, sehr geehrte Frau Vorsitzende, sehr geehrter Herr Berichterstatter, werte Kollegen, heute nicht brauchen.

Wir befinden uns ja plandokumentsmäßig beim Donaukanal, 2. Bezirk, der durch die Verlängerung der U2 massiv aufgewertet wurde. Wenn wir die U2 jetzt in ihrem Verlauf in Richtung Nordosten Wiens ein wenig verfolgen, und das möchte ich jetzt machen, und thematisch kurz zur Donau und darüber hinausgehen, dann kommen wir bald zur Donau und danach zur A22, zur Donauuferautobahn, wo ja auch eine Aufwertung, wenn man ein bisschen weiter nach Nordwesten dann Richtung Kaisermühlen, Richtung Donau-City geht, durch massive Bautätigkeit in den letzten Jahren Platz gegriffen hat und hochwertige Besiedlung auf der Donauplatte bei der Uno-City stattgefunden hat. Die Leute, die dort hingezogen sind, es sind einige Tausend, haben sich zu Recht erwartet, dass sie dort um sehr teures Geld entweder für Miete oder für Eigentum, auch eine anständige Lebensqualität in punkto Umgebungslärm geboten bekommen. Es war auch in den Unterlagen für die Wohnobjekte eine weitere Überplattung der A22 nach dem Kaisermühlentunnel bis zur Brigittenauer Brücke oder gar bis zur Floridsdorfer Brücke zumindest zeichnerisch ausgewiesen und die Leute haben natürlich darauf vertraut, dass die Stadt Wien, dass die WED, dass der Bezirk und alle Beteiligten hier auch diese Planungen umsetzen werden. Das ist bis jetzt mitnichten so gewesen und die Menschen in diesen Bereichen haben ausnahmsweise nicht mit dem Fluglärm zu kämpfen, wie über 300 000 andere Menschen in Wien, sondern leiden unter dem massiven Lärm der Donauuferautobahn, der A22. Die letzte Bürgerversammlung, die vor einigen Monaten stattgefunden hat, hat eher zu ernüchternden Ergebnissen geführt und zwar haben sich Bezirk, Stadt Wien und WED wie üblich für unzuständig erklärt. Beim Eröffnen sind dann immer alle da, wir haben einen Eröffnungsstadtrat, einen Eröffnungsbezirksvorsteher, Jakubek ist ebenfalls sehr stark, wenn es Ausstellungen zu eröffnen gibt oder wenn prominente Architekten nach Wien kommen, dann steht er erste Reihe fußfrei mit der Schere in der Hand und präsentiert sie. Wenn es um manche Maßnahmen zum Wohle der Bevölkerung geht, ist weder er zuständig, der BV Scheed ist nicht zuständig und der Rudi Schicker schon gar nicht. Die ASFINAG hat dort nach langen Diskussionen gesagt, das Ganze ist schlicht und einfach zu teuer, das machen wir nicht. Wir überplatten das Ganze nicht. Wir können vielleicht ein paar Lärmschutzmauern irgendwo hinstellen, die bringen genau nichts. Das war das Ergebnis dieser Bürgerversammlung und die Anrainer haben sich zu Recht g’häkerlt gefühlt. Darum wollen wir erneut einen Vorstoß im Sinne der Anrainer machen und werden heute einen Antrag einbringen, der folgendermaßen lautet: 

„Die amtsführenden Stadträte für Stadtentwicklung und Verkehr beziehungsweise Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke mögen in Zusammenarbeit mit dem Infrastrukturministerium, ASFINAG, WED und Bewohner der Donau-City die Möglichkeiten der Finanzierung und Realisierung der weiteren Überplattung der A22 im Anschluss an den Kaisermühlentunnel zumindest bis zum Knoten bei der Brigittenauer Brücke, idealerweise aber bis zur Floridsdorfer Brücke prüfen. 

Die Zuweisung an die zuständigen Ausschüsse wird beantragt.“

Wenn wir dann die künftige U2-Trasse weiterverfolgen, kommen wir nach einigen Kilometern zum Stadtentwicklungsgebiet am Flugfeld Aspern. Da ist ja dieses Stadtentwicklungsgebiet am Flugfeld Aspern, Name Seestadt. Der See war übrigens in der schon vor Jahren vorgestellten Masterplanung der FPÖ-Wien enthalten und von dieser Masterplanung, Wohntraum Aspern, hat ja die SPÖ einiges abgekupfert, was uns natürlich freut. Auch die ÖVP hat immer wieder in den Zeitungsartikeln in den Bezirksblättern Ideen dort rausgenommen, wofür ich dem Kollegen Parzer auch dankbar bin, auch wenn er sich hier das Federl zu Unrecht an den Hut gesteckt hat. Aber man sieht, dass wir vorausschauend planen, viele Jahre noch, bevor die Masterplanung der Stadt Wien auf dem Tisch gelegen ist. Die Vorstellung hat schon den Nerv der Bevölkerung getroffen. Das Einzige, was wir als Wermutstropfen empfinden, ist, dass die Stadt Wien das Gebiet weit dichter besiedelt. Wir haben da 10 000 bis 12 000 Einwohner und Arbeitsplätze extra noch vorgesehen und die Stadt Wien geht von 25 000 Einwohnern und einigen Tausend Arbeitsplätzen aus. 

Da sind wir auch schon beim Problem, das sich anzubahnen scheint, weil die SPÖ beziehungsweise roteingefärbte Gesellschaften anscheinend nicht so rechnen können. Anscheinend ist es ja nicht nur beim Skylink so gewesen, dass sich die Kosten verdoppelt haben, beim Spital Nord wird es auch so sein. Da reden wir nicht von ein, zwei Millionen, die sich auf vier Millionen verdoppeln, sondern von 400 auf 800 Millionen. Oder jetzt bei der Spange von der A23 zur künftigen S1, zur Nordostumfahrung, sollen die Baukosten rund 428 Millionen sein und vielleicht bis zu 1,2 Milliarden EUR steigen, was man sich nur so erklären kann, entweder waren die ganzen Verantwortlichen in der Schule beim Rechnen inferior, zumindest hört man das auf der Straße öfters, wenn man mit den Leuten spricht, oder die SPÖ braucht im Hinblick auf den Wahlkampf 2010 finanzielle Verschubmasse und darum wird das Ganze teurer und das Ganze kommt vielleicht über Umwege wieder, über Inserate, (GR Karlheinz Hora: Mit dieser Aussage wäre ich vorsichtig!) und über sonstige ... (GR Karlheinz Hora: Mit dieser Aussage wäre ich vorsichtig!) Nein, nein, ich bin überhaupt nicht vorsichtig. Ich bringe hier die Sprache des Volkes und was die Leute sich zu Recht denken, dass viele dieser Gelder – weil wir haben ja am Flughafen den teuersten Rohbau der Welt stehen. Es sind bis jetzt 400 Millionen verbaut und es steht genau nichts dort, das schaut ein bisserl wie eine größere Garage aus. Und da fragt man sich zu Recht, wo diese hunderte Millionen hingeflossen sind und wo die anderen 430 bis 600 Millionen, die vielleicht noch notwendig sind, um Skylink fertigzustellen, wo ein Teil dieser Gelder vielleicht hinfließen könnte. Dass sich da der kleine Mann von der Straße denkt, dass hier manches nicht mit rechten Dingen zugehen könnte - auch wenn es dem Kollegen Hora nicht passt -, und es steht natürlich für viele in der Bevölkerung der Verdacht der Parteienfinanzierung nicht ganz fern. Da ist übrigens auch die ÖVP, nicht die Wiener ÖVP aber doch die ÖVP-Niederösterreich, schon ins Gerede gekommen, weil sie schließlich ja auch 20 Prozent Miteigentümer hat. Wenn Parteien hier wirklich finanziert werden sollten oder geworden sein sollten und vielleicht noch in Zukunft werden sollten, dann sitzen beide in einem Boot wie wahrscheinlich auch nach der Wien-Wahl 2010 die Not-und Elend-Koalition zwischen Rot und Schwarz. (Aufregung bei GR Erich Valentin.) 

Aber wenn wir beim Flugfeld bleiben, wenn diese Spange von der A23 ... (GR Alfred Hoch: Sie haben gesagt, zehn Minuten!) Nein, wir haben gesagt, wir machen eine kurze thematische Reise in den 22. Bezirk, weil wir von der U2, die den 2. Bezirk aufgewertet hat, die Trasse weitergegangen sind. Und wenn wir jetzt dieses Problem sehen, dass diese Spange zur S1 nicht realisiert werden kann oder wie die ASFINAG angedacht hat, nur eine Teillösung (GR Karlheinz Hora: Sie haben ja keine Ahnung!) realisiert werden kann vom Flugfeld zur S1 und wenn wir uns dann noch in Erinnerung rufen, dass der StR Schicker gestern gemeint hat, das Flugfeld ist doch mit Bim und U-Bahn künftig eh bestens angebunden und eigentlich brauchen wir die A23-Spange nicht, dann frage ich mich schon, in welchem Film wir uns befinden. weil dann könnten wir uns ja das Ganze sparen. (GR Karlheinz Hora: Ich würde irgendwann einmal aufpassen!) Wenn wir da uns das Ganze sparen könnten, ja, wieso haben wir das überhaupt geplant? (GR Karlheinz Hora: Für Künftiges, Kollege Mahdalik!) Nein, der Rudi Schicker hat genau gesagt, das Flugfeld ist zukünftig bestens durch Bim und Bus angebunden. Wir brauchen aber, und das werden wir heute auch beantragen, die geplante Trasse der A23 von Hirschstetten bis zur S1 und wir brauchen das im vorgesehenen Zeitraum. Alles andere, und wenn man die Situation kennt und vielleicht sollte sich der Vorsitzende des Planungsausschusses jetzt einmal zum Flugfeld begeben und sich in der Früh den Verkehr anschauen, der jetzt schon durch den Baustellenverkehr stattfindet, der schon massiv ist. Das sei nur am Rande erwähnt. Wir haben das im Bezirk auch beantragt. Es muss auch in der Ostbahnbegleitstraße, bei den Siedlungen, Kleingartenverein, am Heidjöchl, bei der Genossenschaftssiedlung und nachher bei der Stadtrandsiedlung natürlich eine begrünte Lärmschutzwand errichtet werden, denn in den nächsten zehn Jahren wird dort, auch wenn diese Umfahrung, diese Spange irgendwann errichtet werden sollte, massiver LKW-Verkehr stattfinden. Das findet jetzt schon statt und der wird natürlich mit der Zeit stärker werden. Man kann aus unserer Sicht die weitere Bebauung des Flugfeldes nicht verantworten, solange nicht gesichert ist, dass diese Spange auch in voller Länge und im vorgesehenen Zeitraum realisiert wird. Sobald dies fixiert ist, und da muss die Stadt Wien in Verhandlungen mit der ASFINAG aber raschestens reden, sind wir natürlich für die Weiterführung der Bauarbeiten. Aber so lange, und das steht in diesem Antrag auch schwarz auf weiß, muss ein Baustopp auf dem Flugfeld Aspern verhängt werden und da verlangen wir die sofortige Abstimmung. (GR Robert Parzer: Ich komme mir vor wie in einem Panikkrimi! Was soll das?) Die einen nennen es Panikmache, die anderen nennen es Hetze. Sobald man einmal die Wahrheit sagt, macht man sich unbeliebt bei jenen, die die Wahrheit vertuschen wollen beziehungsweise den Leuten etwas weismachen wollen, das nicht stimmt. Wir sind die einzige Partei in dieser Stadt, die nicht Realitätsverweigerung betreibt. (Aufregung bei GR Alfred Hoch.) Nach diesem Satz werde ich mir einen Schluck vom Hochquellwasser nehmen. Wir sind natürlich die einzige Partei und das merkt man nicht nur in ganz Österreich, man merkt es an den letzten Wahlergebnissen, sondern auch in Wien, wo wir den (GR Karlheinz Hora: Lass den Wähler entscheiden! So lass doch den Wähler entscheiden!) Finger auf die Wunden der Politik legen und die die Wahrheit ausspricht und das werdet ihr am eigenen Leib (GR Karlheinz Hora: Wer weiß, was der Wähler entscheidet!) sowohl hier als auch hier 2010 mandatsmäßig und stimmenmäßig verspüren, meine Damen und Herren. (GR Karlheinz Hora: Wer weiß, was der entscheidet! Lass ihn entscheiden!) 

Aber ich möchte noch kurz (GR Karlheinz Hora: Lass ihn entscheiden!) beim Flugfeld bleiben. Da möchte ja die SPÖ 25 000 neue Bewohner ansiedeln. Über das Flugfeld beziehungsweise knapp weiter östlich führt auch die Flugroute zum Flughafen Schwechat. Wir haben dort noch immer keine Nachtflugregelung im Gegensatz zum Westen Wiens, von einem Nachtflugverbot ganz zu schweigen. Und natürlich werden auch die Bewohner des Flugfeldes massiv unter dem Fluglärm leiden. Darum haben wir heute auch einen Fluglärmantrag vorbereitet, der aber jetzt, weil dieses Projekt, solange die A23-Spange nicht gesichert ist, aus unserer Sicht natürlich noch in Schwebe ist, und der betrifft die andere Landebahn im Westen und Südwesten Wiens und betrifft dort zehntausende Leute und schadet ihrer Gesundheit. Die Begründungen liegen Ihnen vor, es sind sieben Punkte angeführt. Das sind die absoluten Mindestforderungen aus der Sicht der Bevölkerung und natürlich auch aus der Sicht der FPÖ. Der Fluglärmantrag lautet folgendermaßen: 

„Die Stadt Wien möge die Umsetzung dieser Forderungen der betroffenen Bevölkerung gemeinsam mit dem Flughafen und der Austro Control vorantreiben und eine rasche Umsetzung bewirken.“ 

Die ÖVP hat heute schon probiert, zwei dieser Punkte rauszureklamieren. (GR Robert Parzer: Das ist doch idiotisch!) Dann wären sie gnädigerweise mitgegangen. Aber da hätten wir den ganzen Antrag gleich zerreißen können. (GR Robert Parzer: Das wäre eh gescheiter gewesen!) Das wäre genau wieder eine Politik oder ein Antrag im Interesse der Fluglärmlobby gewesen (GR Robert Parzer: Ich wohne in der Flugschneise! Mir braucht niemand etwas erzählen!), in deren Diensten auch die ÖVP-Wien steht und leider durch die ÖVP-Niederösterreich dort am Gängelband hängt beziehungsweise weil das von Bundesseite so vorgegeben wird. Natürlich steht auch die SPÖ-Wien in den Diensten der Fluglärmlobby und die Politik sieht auch dementsprechend aus. Aber auch das bleibt in der Bevölkerung nicht unbemerkt. Ich merke das am steigenden Zuspruch bei den Bürgerinitiativen. Ihr werdet es, und das sei noch einmal gesagt, 2010 besonders merken, weil ihr im Westen und Südwesten Wiens sehr viele Stimmen auf Grund eurer wirklich brutalen Fluglärmpolitik, die auf rein finanzielle Interessen ausgerichtet ist, verlieren werdet. Diesen Antrag wollen wir an die betreffenden Ausschüsse Stadtentwicklung und Verkehr und natürlich auch Umwelt, weil es sich hier um Lärm handelt, zugewiesen wissen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Und um jetzt wieder in den 2. Bezirk zurückzukehren: Wir hatten ja das leidige Problem der Parkplätze in Wien heute schon in der Fragestunde hier unter dem Aspekt der Baustellen, die oft zu lange eingerichtet sind und nicht kontrolliert werden. StR Schicker hat gesagt, das sollen die freiheitlichen Bezirksräte machen. Na klar. SPÖ-Bezirksräte, die als Vertrauensleute des Bezirksvorstehers zu den Ortsverhandlungen hingeschickt werden, stecken die 50 EUR ein. Die freiheitlichen Bezirksräte gehen nachher kontrollieren. Ist schon recht, Kollege Schicker. Aber wir werden diese Initiative in den verschiedenen Bezirken noch einmal starten. Das um das Geld und wir halten die Bezirksräte natürlich für überbezahlt, aber für die 50 EUR ist ja wohl eine Endkontrolle, zumindest wenn schon die begleitenden Kontrollen der Baustellen nicht abgeführt werden, wohl drinnen. 

Aber das Parkplatzproblem ist auch im 2. Bezirk evident und hat sich durch die Einführung des Parkpickerls natürlich um keinen Deut gebessert, außer dass die Leute jetzt weniger im Brieftascherl haben. Parkplatzprobleme werden vor allem von der SPÖ, aber auch von manchen Bezirken künstlich geschaffen. Ein aktuelles Beispiel, und das war heute auch wieder in den Medien nachzulesen, ist der FH-Campus am Verteilerkreis Favoriten, wo für über 3 500 Studenten und ungefähr 160 Lehrkräfte genau 160 Parkplätze geschaffen werden. Da dürfen nur die Lehrer reinfahren beziehungsweise die Mitarbeiter des FH-Campus und die Studenten können schauen, dass die Garage vielleicht halb gefüllt ist, wenn grün ist, sie dürfen aber nicht reinfahren, weil sie halt nur für die ganz wichtigen Leute vorgesehen ist, dass die dort reinfahren dürfen. Der Verteilerkreis ist weder an die U-Bahn angeschlossen und hat eine wirklich miserable Anbindung an die öffentlichen Verkehrsmittel. Es ist ja nicht so, dass alle Studenten aus Wien kommen. Schaut´s euch dort einmal um. Schaut´s euch die herumkurvenden Studenten an. Die kommen aus Linz, die kommen aus Oberpullendorf, die kommen aus vielen Bundesländern, um dort zu studieren und die werden schwerlich mit der Bim oder mit der U-Bahn oder sonst mit irgendetwas nach Wien reinkommen, bevor sie zum FH-Campus kommen können. Die müssen natürlich mit dem Auto kommen oder sie stehen um 3 Uhr in der Früh auf oder kommen um 2 Uhr in der Früh nach Hause. Nicht jeder kann sich hier eine Studentenwohnung leisten. Also wem das eingefallen ist, 160 Parkplätze für 3 700 Studierende und Beschäftigte am FH-Campus zu schaffen, wer das zugelassen hat, der ist entweder ahnungslos oder er macht es absichtlich, um die Anrainer zu verärgern, denn mich haben schon einige angerufen. Die bekommen jetzt auch am Abend keinen Parkplatz und können eine halbe, dreiviertel Stunde herumkurven, obwohl sie ziemlich am Stadtrand wohnen, zumindest bis die U-Bahn dann weiter hinaus verlängert ist, weil ihre Parkplätze in den ganzen Gasseln von Studenten verstellt sind. Da mache ich den Studenten keinen Vorwurf, weil die natürlich ihre Autos irgendwo hinstellen müssen. Dort geht es zu wie im wilden Westen. Die Autos stehen an den Ecken herum, an den Gehsteigen oder sonst irgendwo. Wie das der SPÖ einfallen kann, diesem Regulativ da zuzustimmen, ist mir und meinen Kollegen von der FPÖ ein Rätsel. Die Meinung der ÖVP würde mich dazu interessieren oder vielleicht auch unter vier Augen. Also ich glaube auf jeden Fall und die Anrainer fordern das auch vehement ein, dass auf dem Campus und der ist groß genug, zusätzlich Parkplätze errichtet werden. Man könnte dort eine Palettengarage mit 500, 600, 700, 800 Stellplätzen errichten. Das ist platzmäßig drinnen und würde das Gesamtbild nicht stören und sollte rasch in Gesprächen zwischen Bezirk, Stadt Wien und den Verantwortlichen des FH-Campus auf Schiene gebracht werden. Ich glaube, das ist nicht zuviel verlangt. Wie sollen die Leute, wie sollen die Studierenden dort hinkommen? Auf die Begründung seitens der SPÖ wäre ich neugierig. Was die GRÜNEN dazu sagen, kann ich mir vorstellen, die sollen wahrscheinlich alle mit dem Radl kommen oder halt mit der Bim und den Rest zu Fuß gehen oder mit dem Bus. Wenn man Tagesfreizeit hat, geht das vielleicht. Aber viele Studenten arbeiten daneben etwas, aber nicht, weil die Studiengebühren sie reinreißen würden, das ist ja nicht mehr der Fall, sondern weil sie daneben auch Praktika machen und die haben ihre Zeit nicht gestohlen und die können ihre Zeit auch nicht mit den Öffis verplempern, mit denen sie dort ein bis zwei Stunden unterwegs sind. Aus Rücksicht auf die Studenten und im Interesse der Anrainer müssen dort – aus unserer Sicht und aus Sicht der anrainenden Bevölkerung – natürlich noch weitere Parkplätze errichtet werden und das werden wir hier auch in diesem Antrag klarstellen. Wir wollen diesen Antrag dem Ausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr zugewiesen bekommen und hoffen auf eine fruchtbare Diskussion. (Beifall bei der FPÖ.)
Zusammenfassend ist zu sagen und da ich das Doppelte der veranschlagten Zeit verbraucht habe, wird der Schlusssatz recht kurz ausfallen. (GR Karlheinz Hora: Was habe ich gesagt!) Die Baustellen in der Stadt, aber nicht die Baustellen, wo etwas repariert wird, sondern die stadtplanerischen Baustellen, die verkehrstechnischen Baustellen sind viele an der Zahl und sind groß. Einige davon habe ich jetzt angesprochen. Wir haben Anträge zur Verbesserung der Situation eingebracht und wir hoffen zumindest im Wahljahr im Hinblick auf die Wahl zumindest jetzt auf Vernunft der SPÖ und auch der ÖVP. - Danke. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Liebe Kolleginnen und Kollegen! Nachdem wir das Pfeifen gehört haben, möchte ich mir erlauben, im Sinne derer, besonders der KollegInnen, die da geblieben sind, auch einmal auf die Gewalt zu pfeifen. (Allgemeines Pfeifen.) Danke für die Kundgebung. Aber irgendwer muss ja da sitzen bleiben. 

Als Nächste am Wort ist die Frau Dipl-Ing Gretner, bitte sehr. 

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! 

Ich möchte jetzt wieder, sehr geehrte Damen und Herren, von dieser Reise quer durch Wien, wo es wirklich nicht einfach war, zu folgen, zurück zum eigentlichen Tagesordnungspunkt kommen. Wie Sie da die einzelnen U-Bahn-Stationen irgendwie durch ganz Wien abgeklappert haben, nur weil quasi die U2 dort bei dem Plangebiet, bei diesem vorliegenden Flächenwidmungsplan vorbei geht - aber bitte.

Also es geht hier in Wahrheit um eine Flächenwidmung an der Oberen Donaustraße. Die ehemalige OPEC-Zentrale wird in ein Hochhaus umgewidmet. Das Projekt wird von der Raiffeisen vorangetrieben und wurde auch vorgestellt. Es gibt zum Teil ambitionierte Ziele, was Energiehaushalt betrifft, Klimaschutz, et cetera und ist lobend zu erwähnen. Allerdings gibt es trotzdem gewaltige Kritikpunkte und zwar vielleicht einmal zuerst zu den Auswirkungen, den Verkehr, den dieses Bürohochhaus nachziehen wird. Es wird natürlich mehr Stellplätze geben, weil in diesem Flächenwidmungsplan nicht davon Gebrauch gemacht wurde, hier eine Stellplatzreduktion vorzusehen. Das ist mir vollkommen unerklärlich, weil eigentlich, wie besprochen, die U-Bahn-Station direkt vor der Tür liegt und man sich da wirklich erhebliche Verkehrsprobleme ersparen hätte können, die ja auch in dem beiliegenden Akt in der Verkehrsuntersuchung durchaus angesprochen sind. Es wird hier genannt, das Ausmaß der zusätzlichen Verkehrsaufkommen beträgt etwa 290 Kfz-Fahrten pro Tag, in der Spitzenstunde sind dies 80 Kfz-Fahrten zusätzlich. 

Warum uns das so gar nicht gefällt, ist Folgendes: Dieser Verkehr wird sich zwischen der Oberen Donaustraße, der Hammer-Purgstall-Gasse und der Lilienbrunnengasse abspielen und die Ausfahrt dieser Tiefgarage befindet sich direkt vis-à-vis von einem Kinderspielplatz im Manès-Sperber-Park und wir meinen, man hätte da durchaus die Angestellten ermuntern können, mit der U-Bahn zu fahren und diese Stellplatzverpflichtung zumindest auf die Hälfte zu reduzieren. Dann wären es nur halb so viele Fahrten gewesen und das hätte sich sicher gelohnt. Das ist ein Punkt, der mir unerklärlich ist, warum die Stadtplanung das nicht so vorgesehen hat. Vielleicht deshalb, weil die Raiffeisen ja schon großflächige Garagenbauwerke besitzt und da eben dieser Zusammenschluss auch mit der Dianabad-Garage geplant ist. Ob das jetzt im Sinne der BewohnerInnen vor Ort ist und selbst der Angestellten, bezweifeln wir. 

Der zweite Punkt ist auch in einem Gutachten hier festgehalten. Es wird auch, wie es bei Hochhäusern halt so oft ist, vom Wind Beeinträchtigungen geben. Ich möchte es deshalb zitieren, weil ich es recht interessant finde, dass hier festgehalten wird, dass der Wind konform im Ist-Zustand an dieser Stelle bereits relativ stark beeinträchtigt ist. Dann wird aber festgestellt: „Vor diesem Hintergrund ist damit zu rechnen, dass diese beschriebene Zunahme, die doch relativ stark sein wird, nur schwer unterscheidbar sein wird.“ Weil die Situation eh schon sehr schlecht ist, kann man das vernachlässigen, weil dann der Unterschied nicht mehr so groß ist zu einer noch schlechteren Situation. Das ist nicht wünschenswert. 

Ich komme somit eigentlich zum Hauptpunkt unserer Kritik der Gebäudeform, die einen maßgeblichen Einfluss auch auf diese Windsituation hat. Es ist schwer nachvollziehbar, warum dieser Baukörper so steht, wie er hier reingezeichnet wurde. Und das sagen nicht nur ich und andere Fachleute in der Stadt, sondern auch der Fachbeirat. Der sagt wörtlich in seiner Stellungnahme: „Die einseitig gerundete in den Straßenraum ragende Gebäudespitze ist geometrisch und stadtstrukturell nur bedingt nachvollziehbar.“ Das ist eh sehr höflich ausgedrückt. Und es steht dann noch weiter, dass also auch die Lage des Zubaus zwischen den beiden doch relativ dominanten Gebäuden der IBM und des Raiffeisen-Bürohochhauses eigentlich eine eigenständigere Lösung, die aber doch im Kontext besser eingebettet sein müsste, verlangen würde. Und das ist jetzt genau das Problem an der Sache. 

Man spricht davon, dass der Donaukanal aufgewertet werden soll, dass das eine wichtige Stadtleiste ist. Ich sehe das auch so. Man hat da auch Versuche gemacht, auch mit dem Jean Nouvel und anderen Bauprojekten, diese Zone optisch irgendwie ein bisschen mehr in Szene zu setzen und dann überlässt man hier einem Architekten in einem kleinen Verfahren, und dieses Verfahren hat auch nicht die Stadt ausgelobt, um hier die beste Lösung zu finden, sondern die Raiffeisen hat sich halt ein paar zusammengesucht, mit denen sie gerne bauen würde und leider schaut es auch dementsprechend aus. Wie gesagt, in dieser Stellungnahme des Sachbearbeiters ist auch festgehalten und wird auch angeregt, dass hier diverse Details noch überarbeitet werden.

Auch wichtig ist in dem Zusammenhang die Anregung, dass die Gestaltung des öffentlichen Raumes hier natürlich eine Rolle spielt. Es wird ja dankenswerterweise hier von dem Bauwerber eine Verbindung zum Donaukanal hergestellt. Allerdings geht es auch darum, wie man diese Verbindung erreicht und wie der Vorplatz ausschaut. Es ist auch ein Problem im Akt angesprochen, dass es mit der Radwegeführung und der VIP-Zufahrt zu Konflikten kommen könnte. Da wird man wirklich genau schauen müssen, wie das durchgeführt wird. 

Vielleicht noch einen letzten Punkt dazu, der mich persönlich geärgert hat. Die Raiffeisen hat sich recht bemüht, hier vorzeitig zu informieren und ist auch in die Bauausschüsse gegangen, was ich gut und richtig finde, damit eben eine Diskussion über solche Projekte stattfinden kann. Es hat hier auch so eine Info-Mappe gegeben, wo aber nachweislich die Hochhäuser einfach falsch dargestellt sind, also das Hochhaus von der Höhe falsch dargestellt ist, etwa um ein Drittel zu klein. (GRin Dipl-Ing Sabine Gretner zeigt einen Plan.) Und ich sage, wenn man schon so was macht, bitte die Leute nicht für blöd verkaufen! Wenn man hier auch 80 m herschreibt, da 11, dann kann man ganz leicht das nachweisen und da sieht man eigentlich, dass da das obere Drittel fehlt. Wieso das notwendig ist, ist mir nicht klar. Vielleicht ist es passiert, aber ich glaube es nicht so ganz. Ich meine, auch die Perspektiven sind ja so gewesen, so aus der Bauperspektive quasi, dass es ja nicht allzu hoch ausschaut. Es wird schon Gründe dafür gegeben haben. Aber ich finde, wenn man schon informiert und sich mit den Leuten auseinandersetzen will, dann sollten die Informationen doch richtig dargestellt sein. Da sehe ich auch die Rolle der Stadtplanung, hiefür zu sorgen und eben so einen Diskussions- und Informationsprozess mit der Bevölkerung zu führen und eben für Qualität an solchen wichtigen Orten zu sorgen.

Somit komme ich zu einem anderen Gebiet in der Stadt, wo es jetzt auch heftige Diskussionen gibt. Beim Raiffeisen-Hochhaus hat es diese Diskussionen nicht so gegeben. Vielleicht deshalb, weil dort nicht so viele Anrainer wohnen wie bei diesem anderen Punkt, auf den ich jetzt komme und zwar diese Diskussionen um die geplante Umwidmung bei der U-Bahn-Station Kettenbrückengasse, also auch ein sehr wichtiger Punkt in der Stadt direkt am Wiental. Viele Denkmal geschützte Gebäude in der Umgebung. Hier liegt nun ein Flächewidmungsplan vor, der, würde ich sagen, halt für den Investor optimiert gewisse Gebäudevolumen vorsieht ohne jegliche öffentliche Diskussion. Gott sei Dank ist es ja so, dass die Bürgerinnen und Bürger dieser Stadt immer aufmerksamer werden und sich interessieren und an solchen Entscheidungen auch teilhaben wollen und auch die Bezirkspolitik recht aktiv war. Man hat jetzt aber die Behandlung dieses Flächewidmungsplans zurückgelegt und ich denke, wir sollten die Chance nutzen, um diesen Diskussionsprozess zu führen.

Ich habe deswegen mit meinem Kollegen Maresch diesen Beschlussantrag vorbereitet, der lautet, dass für den umstrittenen Entwurf des Flächenwimdungsplans 7866 an der sensiblen Stelle des Wientals ein Mediationsverfahren durchgeführt werden soll, wo man eben alle beteiligten Gruppen und auch die Bezirksvorstehung mit allen Vertretern und Fraktionen da irgendwie einbezieht, um hier eine bessere Lösung zu finden, weil es nicht sein kann, dass eben die Bauwerber quasi jetzt einmal maximales Volumen wollen, die Stadtplanung, so weit es geht, hier vielleicht ein bisschen Widerstand leistet und dann aber doch den Wünschen entspricht. Und dann kommt die Bürgerprotestbewegung, die sich dann überhaupt radikal Grünflächen wünscht an einer Stelle, wo ich sage, in meinen Augen ist es auch als Grünfläche nicht wirklich so geeignet, direkt an einer stark befahrenen Straße. Vor allem müsste man hier auch mitbetrachten, dass sich ja gleich dahinter der Parkplatz, der eben am Wochenende als Flohmarkt genutzt wird, befindet. Also man müsste wirklich eine Gesamtlösung für dieses Gebiet finden, auch in Anbetracht dessen, dass es ja immerhin ein Zielgebiet des Stadtentwicklungsplanes ist.

Ich bitte deswegen um Zustimmung zu diesem Antrag. Wir können uns somit weitere Konflikte ersparen und ein noch zu beschließendes Flächenwidmungsverfahren. Ich glaube, es wäre beispielhaft, wenn wir uns dazu entschließen könnten. Also ich bitte um ihre Zustimmung. 

Wie gesagt, dem Flächenwidmungsplan, dem vorliegenden, können wir aus den genannten Gründen nicht zustimmen und ich bitte, vor allem auch die Fachbeiratsstellungnahme sehr ernst zu nehmen und zu schauen, was man davon vielleicht noch mit den Betreibern vertraglich vereinbaren kann, was vor allem die Gestaltung des öffentlichen Raumes betrifft. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zum Wort gemeldet ist der Herr GR Hoch.

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich möchte am Anfang nur eine Bitte anbringen: Vielleicht könnte man bei einer, ich glaube, es ist eine Frage der Geschäftsordnung, Geschäftsordnungsreform darauf schauen, dass man bei Flächenwidmungsdokumenten wirklich nur über die jeweilige Flächenwidmung spricht. Ich meine, was der Kollege Mahdalik da heute gemacht hat, nur weil dort bei dem besagten Plandokument eine U-Bahn-Station ist, kommt er dann gleich auf das Flugfeld Aspern und dort beamt er sich dann auf den Verteilerkreis nach Favoriten und zum FH-Campus. Ich glaube, das hat nicht wirklich etwas mit seriöser Diskussion zu tun und bitte, vielleicht könnten wir das gerade bei Flächenwidmungsdokumenten berücksichtigen. 

Ich habe versucht, bei der Vorbereitung dieses Plandokuments, mir war am Anfang nicht klar, das hab ich gestern auch kundgetan, was wirklich die Intention ist, warum man das als Schwerpunktgegenstand nimmt und hab’ mich da dann ein bissel mit dem Hochhauskonzept auseinandergesetzt, das habe ich eh schon gesagt. Die betreffende Flächenwidmung betrifft das Areal des alten OPEC-Gebäudes am Donaukanalufer, das jetzt von der Raiffeisen gekauft und in weiterer Folge natürlich auch entwickelt wurde. Wenn ich mir das Hochhauskonzept ansehe, das damals vom damaligen Planungsstadtrat Bernhard Görg entwickelt wurde, so muss man sagen, dass sich das Donaukanalufer für solche Bauvorhaben sehr gut eignet. Neben dem Wienerberg, neben der Donauplatte ist der Donaukanal, denk ich, eines jener Gebiete, wo man sehr wohl in die Höhe bauen kann und auch bauen sollte und es ist schon jetzt eine sehr beeindruckende Skyline. Doch muss man aufpassen, dass es bei diesen Hochhausbauten zu keiner Verzahnstocherung des Stadtbildes durch willkürlich gestreute Hochhäuser kommen kann. Beispiel sind, das haben wir auch erst unlängst gehabt, die Komet-Gründe, die auch noch einer Entwicklung harren. Es wird wahrscheinlich, so wie es jetzt ausschaut, eh nichts werden.

In dem Hochhauskonzept geht es um aus stadtplanerischer und verkehrstechnischer Sicht optimale Standorte für Hochhäuser und um die Einhaltung von Sichtachsen, um das glücklicherweise weitgehend erhaltene Stadtbild Wiens zu erhalten, denn auch gerade in der heutigen Zeit ist es ein wichtiger Faktor für den Fremdenverkehr.

Zu dem vorliegenden Standort: Er ist, hab ich schon gesagt, für eine erhöhte Bebauung durchaus geeignet, zum einen die gute Infrastruktur, Verkehr, Versorgung und es passt sich in die bereits vorhandene Skyline ein. Die Frage, da hat es eine Stellungnahme gegeben des Denkmalschutzes. Aus Denkmalschutzgründen kann man durchaus von einem gehörigen Abstand zum Weltkulturerbes des 1. Bezirks sprechen, da historischen Bauten der Innenstadt nicht unmittelbar an den geplanten Erweiterungsbau reichen. Von der Historie her ist der Franz-Josefs-Kai durch die Kriegszerstörungen des Zweiten Weltkriegs im historischen Bestand bereits stark reduziert und wird durch die Nachkriegsbauten dominiert. Daher macht auch das vorliegende Projekt durchaus Sinn. In unmittelbarer Nachbarschaft befindet sich ja bereits der Uniqa-Tower. 

Es hat sich in dem Bereich am Donaukanalufer ein Wirtschafts- und Finanzzentrum entwickelt, das für den Wirtschaftsstandort Wien durchaus eine erhöhte Relevanz hat. Die Absiedelung des OPEC-Zentrums würde ja sonst eine gehörige Lücke reißen und würde auch eine Abwertung von Wien als pulsierendem Wirtschaftszentrum bedeuten. 

Es ist daher sehr willkommen - ich denke, auch aus der Sicht der Stadt -, dass ein starker, bereits ansässiger Finanzdienstleister seinen Standort erweitert. Ich denke auch - Kollegin Gretner hat das angesprochen -, er hat relativ zeitig informiert, muss man sagen. Es wurde informiert, in relativ vorbildhafter Weise hat Raiffeisen sofort versucht, sein oder ihr Projekt zu erklären, und hat auch auf Einwände, wie man aus Stellungnahmen herauslesen kann, in vorbildlicher Weise reagiert. Ich denke, dass da schon einiges gelungen ist, und man kann das sicher auch als Vorbild dafür nehmen, wie man so ein Gebiet entwickelt.

Wie gesagt, die Betreiber haben den Auflagen des Fachbeirats entsprochen. Mit der Erweiterung dieses Standorts wird dort sicher eine Lücke in der Frage der Nutzung geschlossen. Vor allem wurde auch verhindert, dass man so einen Bau auf die grüne Wiese stellt, und dass man diesen Standort wählt, ist sehr zu begrüßen. Daher stehen wir diesem Projekt positiv gegenüber.

Ich möchte noch ganz kurz etwas sagen - Kollege Mahdalik ist leider noch immer nicht in den Saal zurückgekehrt - zur Parkplatzsituation bei dem FH-Campus, und weil er die Position der ÖVP nicht kennt. Man merkt (GR Günter Kenesei: ... die FPÖ nicht!), dass er sehr selten bei uns im Bezirk ist. Denn das Thema Parkplätze beschäftigt uns eigentlich schon, seit es den Zuschlag für die Architekten gegeben hat, die diesen Campus errichten durften. 

Wir haben gleich von Anfang an gesagt - das ist in Protokollen der Bezirksvertretung auch nachzulesen -, dass wir Probleme mit dem Parkraum sehen. Es wurde damals auf die lange Bank geschoben: Nein, nein, wir werden schon eine Lösung finden. Es hat dann Anträge gegeben, da waren auch wir die Ersten im Bezirk, die sofort verlangt haben, dass die Intervalle des 67er und des 15A verkürzt werden. Dem wurde nach einiger Zeit nachgegeben, beziehungsweise das wurde umgesetzt.

Jetzt muss man eben schauen, jetzt haben wir dort die Problematik. Ich komme selbst aus der Gegend der Per-Albin-Hansson-Siedlung. Das Problem ist da, nur geht das nicht so, wie es Kollege Mahdalik tut, dass er irgendwann einmal eine E-Mail von irgendeinem Anrainer der Hansson-Siedlung-Nord bekommt, das gleich in die „Kronen Zeitung" gibt und so tut, als ob die FPÖ etwas tut. So kann es nicht sein! Denn in der Bezirksvertretung wurde das Thema schon einige Male behandelt, und die FPÖ ist dort nicht durch besonderes Engagement aufgefallen. Dass es zu diesem Thema mehr als Schweigen gegeben hat, ist mir nicht bekannt.

Man muss jetzt schauen: Es hat eine Bürgerversammlung gegeben - vor zwei oder drei Wochen, glaube ich -, da hat die Bezirksvorsteherin sich bereit erklärt, gemeinsam nach Lösungen zu suchen. Es gibt einige Ideen, und die lassen sich meiner Ansicht nach realisieren. Ich glaube, man kann hier auch sagen, dass es eine Erweiterung geben wird, und da wird man eben schauen müssen, dass man dort zusätzliche Parkplätze bekommt. 

Nur: So, wie die FPÖ es macht, dass man alle drei, vier Wochen in einem Einspalter in der „Kronen Zeitung" schreibt, man tut dort etwas vor Ort, das ist sicher abzulehnen. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Der Nächste am Wort ist Herr Kollege Hora. Ich erteile es ihm.

GR Karlheinz Hora (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren!

Der Kollege Mahdalik - ich weiß nicht, ob er jetzt wieder in den Saal hereingebeamt ist oder im Augenblick wieder draußen gebeamt hat! Es wäre schön, wenn wir ihn vielleicht irgendwann einmal wegbeamen könnten. Dann würden wir uns das Potpourri seines Redebeitrags ersparen. (Beifall bei der SPÖ.) Sollte er wieder herinnen sein, dann werde ich gerne auf ihn eingehen. Ich darf jetzt vielleicht wirklich ganz kurz als Erstes auf das Aktenstück ... (StR Johann Herzog: Was verstehen Sie unter „wegbeamen", Herr Kollege? Heißt das „beseitigen"?) Das macht schon der Wähler, Herr Kollege. Das macht schon der Wähler! (GR Mag Dietbert Kowarik: Das würde ich abwarten, Herr Kollege!)
Ich möchte auf das eingehen, was Kollegin Gretner gesagt hat: Dass gerade dort, an dieser Donaukante, ein wichtiges Stadtgebiet ist, das von öffentlichen Verkehrsmitteln sehr gut aufgeschlossen ist. Das haben Sie auch hier erwähnt. Ich glaube auch - wie heute schon gesagt wurde -, dass das, was der Fachbeirat festgestellt hat, dementsprechend umgesetzt wurde und für dieses Plandokument gilt. 

Wir müssen uns aber auch das anschauen, was derzeit dort vorhanden ist. Wenn ich derzeit die Situation habe, dass ich drei Garageneinfahrten nebeneinander habe, und ich eine Verbesserung durch eine Umlenkung bekomme, dann kann es sogar nur im Sinne der Bevölkerung und des Verkehrsflusses sein. Man muss also immer das Ganze sehen, Frau Kollegin. Aber ich weiß schon, dass ich bei Ihnen immer wieder das Problem feststelle, dass Sie nur die Teile sehen wollen, die Sie im Augenblick für wichtig halten. 

Eines erlauben Sie mir aber schon als Anmerkung. Ich kenne den Prospekt von Raiffeisen nicht, den Sie hier zitiert haben. Er war nicht Gegenstand des Aktes; wo Sie ihn herhaben, entzieht sich meiner Kenntnis. Aber Sie haben hier angekreidet, dass gerade die Darstellung nicht entspricht. Da das eine private Darstellung ist, kann ich nichts dazu sagen.

Aber selbst - und darauf möchte ich von dieser Stelle aus auch einmal aufmerksam machen - haben auch Sie vor kurzer Zeit bei einer Bürgerversammlung in Stammersdorf aus Versehen aus einem amtlichen Blatt, aus einem Informationsblatt zu einer Flächenwidmung, etwas zitiert, was nicht in diesem Amtsblatt oder in dieser amtlichen Mitteilung gestanden ist, sondern was Inhalt eines anderes Plandokumentes war. (GRin Dipl-Ing Sabine Gretner: Das war ein Versehen ...!)
Ja, Frau Kollegin, es war ein Versehen. Aber auf ein Versehen, etwas in einer Bürgerversammlung hinauszusagen und dann nicht die Möglichkeit zu haben, es zurückzunehmen, sollte man als Politiker schon rechtzeitig achten. Ich nehme es jedoch zur Kenntnis, und ich nehme an, Sie werden derartige Fehlinformationen in Zukunft richtigstellen. (GRin Dipl-Ing Sabine Gretner: ... werde ich auch!)
Die Einlösung Ihrer Forderung, ein Mediationsverfahren einzuführen, würde bedeuten, bei jeglichem Projekt in Wien, und sei es noch so klein - das heißt, auch bei jeder Wartehütte, die man für die Teilnehmer des öffentlichen Verkehrs aufstellt -, müssten wir nach Ihrem Geheiß auch ein Mediations-, ein offenes Verfahren machen, was bedeuten würde ... (Zwischenruf von GRin Dipl-Ing Sabine Gretner.) 

Ja, Sie machen jetzt Forderungen bei einem Projekt, wo es einen Plan gibt, wo es noch nicht abgesprochen ist, wo es eine öffentliche Auflage gibt, wo also noch abgewartet wird. Also wo etwas noch nicht einmal Gegenstand des Ausschusses, noch nicht einmal Gegenstand des Gemeinderates ist, kommt man schon vorher und möchte man ein Mediationsverfahren! Wobei ich mir nicht anmaßen möchte, Sie darüber aufzuklären, was Mediation heißt: offenes Ergebnis. Das heißt, Sie möchten bei jedem Projekt in dieser Stadt grundsätzlich ein offenes Ergebnis im Vorhinein in einen Runden Tisch gießen, im Vorhinein in eine Arbeit gießen. (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.)
Liebe Frau Kollegin Gretner! Da kann man als verantwortlicher Stadtpolitiker nicht mitmachen. Wir wollen kein ... (GRin Dipl-Ing Sabine Gretner: Vor allem, wenn man nicht diskutieren will!) Wir wollen kein Einquartieren dieser Stadt, sondern wir wollen die Zukunft und Zukunftsperspektiven in dieser Stadt gestalten. (GRin Dipl-Ing Sabine Gretner: Es wird viel länger dauern ...!) - Ja, ich höre Ihnen schon zu.

In der Zwischenzeit ist Kollege Mahdalik eingetroffen. Kollege Mahdalik hat sich ja sehr wenig mit dem eigentlichen Gegenstand befasst, und sein Potpourri war auch so bunt, dass ich fast nicht weiß, wo ich anfangen soll, weil ich immer wieder dieselben Daten habe.

Über den Flughafen, den Fluglärm et cetera bekommen Sie, Kollege Mahdalik, das Lehrstück vom Kollegen Valentin; er ist dazu berufen und wird Ihnen das noch einmal im Detail erklären. Wir haben ja die Devise „Wiederholungen erhöhen den Lerneffekt", und wir sind gerne bereit, auch bei Ihnen diesen Aufwand zu treiben. (StR Johann Herzog: Diese Güte ist ja unglaublich!) Selbstverständlich, Kollege!

Dabei muss ich eines schon sagen: Betreffend die Koalitionsvorwürfe, SPÖ mit ÖVP, hatte ich am 19. September bei einer Sondersitzung dieses Hauses einen ganz anderen Eindruck. Kollege Schock hat damals von hier aus erklärt: Wir, die Oppositionsparteien, werden im Oktober 2010 zeigen, wie stark wir sind, und wir machen eine gemeinsame Koalition, um die Sozialdemokratie von der Verantwortung in dieser Stadt zu entbinden. (StR Johann Herzog: Wo beamen Sie sich eigentlich hin, Herr Kollege?) 

Das können Sie ganz locker im Protokoll nachlesen, darum wundert mich das jetzt. Anscheinend hat es schon Diskussionen im Vorfeld gegeben! Die Koalition steht also noch nicht einmal, aber es hat anscheinend schon eine entsprechende Diskussion gegeben. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das ist einfach Unsinn, was du jetzt gesagt hast!) Lieber Kollege Maresch, ich habe dich schon einmal aufgeklärt, und ich habe dich aufgefordert, diese Koalition zu dementieren. Du hast das damals vom Rednerpult aus nicht gemacht, damit es nicht im Protokoll steht. Aber das ist kein Problem.

Kommen wir wieder zurück zum Redebeitrag des Kollegen Mahdalik. Der Kollege Mahdalik hat sicher einen großen Vorteil: Immer, wenn in der „Kronen Zeitung" eine Spalte frei ist, hat er die Möglichkeit, die Spalte zu füllen, koste es, was es wolle. Eines der Themen - er hat das auch hier vorgetragen - ist der Lärmschutz, und dass die dortige KGV Heidjöchl unbedingt einen Wall braucht; das ist dort beschlossen worden. Frau Münzer von der „Kronen Zeitung" hat seinen Worten geglaubt und die entsprechende Pressemeldung mit Zitat von ihm gemacht. 

Ich habe da allerdings ein Schreiben vom Kleingartenverein Heidjöchl, von Herrn Obmann Karl - ich nenne jetzt den vollen Namen nicht -, dem ich entnehmen kann: Ganz im Gegenteil, die wollen das nicht! Das heißt, Sie informieren die Zeitungen falsch, weil Sie sich ganz einfach nicht die Mühe machen, mit den Menschen darüber zu reden, ob sie das wirklich wollen. 

So einfach ist die Welt: Der Kollege Mahdalik zieht, glaube ich, mit seinem Auto brausend durch die Stadt. Darum hat er ja auch das Problem mit seiner A23, wenn die nicht zeitgerecht fertig wird: Um Gottes Willen, ich müsste dann unter Umständen mit der U-Bahn fahren, das ist ja schändlich! (GR Mag Rüdiger Maresch: Aber ihr macht das genauso!) Ich fahre mit der U-Bahn, Kollege! (GR Mag Rüdiger Maresch: Du vielleicht! Aber da kenne ich jemanden, der sitzt immer in einem grauen Auto! - GRin Nurten Yilmaz: Ich kenne auch jemanden ...!)
Aber er schaut, dass die Straße fertig wird, das ist ihm das Wichtigste! Hätte er gestern zugehört, dann hätte er von StR Schicker auch gehört, dass dieses Gebiet Seestadt Aspern mit öffentlichen Verkehrsmitteln bestens erschlossen wird: Die U-Bahn wird gebaut, eine Straßenbahnlinie dorthin wird gebaut, eine zweite kommt von der Südseite, es wird auch entsprechende Buseinrichtungen geben, aber die Straße ist auch ein Bestandteil dieser Anbindung. 

Wenn der Kollege Mahdalik vor Kurzem zu mir gekommen wäre, hätte ich ihm gerne einen Plan von der Seniorenmesse gegeben. Dort hat es sehr viele Unternehmen gegeben, die sich mit Hörtechnik beschäftigen. Ich hätte ihm gerne geholfen, damit er in Zukunft genau zuhören kann, wenn etwas gesagt wird, damit er nicht Dinge in den Raum stellt, die einfach nicht stimmen.

Kollege Mahdalik! Gehen wir einmal vom Norden Wiens in den Süden Wiens zum Verteilerkreis. Hier ist ja auch ein Antrag wegen zusätzlicher Parkplätze. Ich sehe zwar den Kollegen Mahdalik nicht, aber man wird es ihm ausrichten, und er kann dann ... (Ruf bei der FPÖ: Er ist Schriftführer!) 

Oh, beim Schriftführer - dann hat er ja sogar die Möglichkeit, das noch einmal ganz genau nachzulesen, was ich gesagt habe, bevor er das Protokoll unterschreibt. (GR Mag Dietbert Kowarik: Der unterschreibt kein Protokoll!) Der unterschreibt kein Protokoll? - Gut, verstehe ich auch, dass das so ist. (GR Mag Dietbert Kowarik: Geschäftsordnung lernen!)
Betreffend FH-Campus stellt der Kollege Mahdalik einen Antrag wegen Parkplätzen. Hätte er sich die Mühe gemacht und das Ganze recherchiert - nicht nur aus dem Auto heraus, sondern auf direktem Weg -, dann hätte er sicher auch die Information, dass der Campus auf dieser Liegenschaft die Möglichkeit hat, 312 Parkplätze zu errichten. Das heißt, das Gespräch mit dem FH-Campus würde seinen Antrag schon in Erledigung führen. Da gebe ich natürlich dem Kollegen Hoch recht, wenn er sagt: Der ist sicher nur vorbeigefahren, weil er keine Ahnung hat, was dort wirklich notwendig ist. (GR Mag Rüdiger Maresch: Er weiß gar nicht, wo das ist!)
Kollege Maresch, das wollte ich jetzt nicht behaupten. Aber danke für diesen speziellen Hinweis, dass die Ortskenntnisse nicht ganz vorhanden sind, danke schön! - Er hätte es sich mit dieser Information auch erspart, einen dementsprechenden Antrag zu schreiben. 

Wie auch schon ausgeführt wurde: Die Wiener Linien haben natürlich auf Grund des Kundenpotenzials dort entsprechende Verdichtungen der Straßenbahn und der Autobusse gemacht. Es soll in Zukunft auch die U-Bahn direkt am Campus vorbeifahren, in Verlängerung der U1. Dann wird man sehen, wie das Verhalten der Menschen ist, die zu dem Campus hinkommen, ob sie keine Angst vor der U-Bahn-Benutzung haben und wirklich mit der U-Bahn fahren. 

Es hat sich ja in dieser Stadt gezeigt, dass der Modal-Split in die Richtung geht, dass der öffentliche Personennahverkehr von Jahr zu Jahr steigt und der Individualverkehr zurückgeht, nicht zuletzt auf Grund der Tatsache, dass die Stadt in vielen Richtungen die entsprechenden Einrichtungen und Vorgaben schafft und demgemäß auch die Verkehrspolitik betreibt. Ich glaube, das ist ein Verdienst unseres Ausschusses und unseres StR Rudi Schicker! (Beifall bei der SPÖ.)

Aber ich kann auch weitergehen, so wie der Kollege Mahdalik; das hat mir ja fast gefallen, dieser Sprung von Nord nach West und Ost, wobei ich aber im Westen nichts gefunden habe. Der Flug vom Kollegen Mahdalik führt wieder zurück zur Seestadt. Es war ganz spannend zu erfahren, dass eigentlich die FPÖ bei dem Wettbewerb, der dort stattgefunden hat, mitgemacht hat. 

Allerdings scheinen Sie nicht in die engere Wahl gekommen zu sein oder auch gar nicht als Projektsieger hervorgegangen zu sein. Denn, Kollege Mahdalik, ganz ehrlich, dort hat es einen Wettbewerb gegeben, dort hat es eine Jury gegeben, die das Projekt, das Leitbild für das Flugfeld Aspern, für die Seestadt Aspern entsprechend prämiert hat, und dieses Leitbild wird jetzt umgesetzt. Wir reden dort von 25 000 möglichen Beschäftigten und von 9 000 Wohneinheiten, die dort möglich sind. (GR Dr Herbert Madejski: 20 000!) Wohneinheiten - ich habe von Wohneinheiten gesprochen, Herr Kollege, Multiplizieren wird möglich sein. 

Das heißt, wir haben dort einen Stadtteil, der neu entsteht. Die jetzige Behauptung, dass der See von der FPÖ erfunden wurde, kann ich nicht nachvollziehen, weil das eben aus einem Wettbewerb entstanden ist. Ich nehme an, die FPÖ wird jetzt, um auch Finanzierungen ihrer Wahlkämpfe zu bekommen - da gab es ja von Herrn Mahdalik einige Unterstellungen -, selbstverständlich den Architekten auf Ideenklau klagen oder auch anderes mit sich bringen.

Herr Kollege Mahdalik! Ich kann mich erinnern, Sie haben hier ein paar Unterstellungen gemacht, die ich schon von der Bank aus zurückgewiesen habe. Geldflüsse: Wenn Sie können, dann würde ich Sie bitten, diese nachzuweisen. Ich kann mich in letzter Zeit nur daran erinnern, dass die Staatsanwaltschaft im Falle der BUWOG und eines Ihrer Ex-Mitglieder oder Noch-Mitglieder oder Nicht-mehr-Mitglieder oder Schon-wieder-Mitglieder, Karl-Heinz Grasser, ermittelt. Das habe ich den Medien entnommen. Ich kenne den Inhalt nicht, aber das ist amtsbekannt. 

Ihre Unterstellungen jedoch, das sage ich Ihnen ganz offen, möchte ich zurückweisen! Wenn Sie etwas wissen, wenn Sie Beweise haben, dann legen sie sie auf den Tisch, und sprechen Sie nicht kryptisch! Das sollten Sie sich abgewöhnen. (Beifall bei der SPÖ.)

Zu dem bunten Reigen des Kollegen Mahdalik, was man alles in einen Flächenwidmungsplan in der Leopoldstadt hineinlegen kann, gehören selbstverständlich auch die Baustellenkontrollen. Lieber Kollege Mahdalik, du bist ja selbst Mitglied unseres Ausschusses. Wir haben in der Niederhofstraße bereits einen Ausschuss abgehalten, umfangreich wurde dort auch informiert über das, was es an Baustellenkontrollen gibt, über die Möglichkeiten, die es gibt. 

Ich glaube, dass gerade in dieser Geschäftsgruppe das Thema Baustellenkontrollen ständig auf der Tagesordnung ist, wobei auch ständig aktualisiert wird und geschaut wird, wo es Probleme gibt. Ich kann dir nur ins Stammbuch schreiben: Sollte es einmal irgendwo ein Problem geben, haben wir die Serviceline Straße 95559: Anrufen, wenn du es über die Rathausnummer nicht schaffst, ganz einfach anrufen und sagen, dort gibt es ein Problem, das nicht gelöst ist! 

Es gibt eben in dieser Stadt täglich einige Hundert, eigentlich einige Tausend Baustellen. Alle kann man nicht gleichzeitig kontrollieren, aber es werden alle Politiker immer wieder angehalten, das zu tun. Es ist auch heute schon ausgeführt worden, dass gerade die Sozialdemokratische Fraktion im Haus entsprechende Informationen an ihre Mandatsträger im Land und im Bezirk weitergibt, um zu schauen, dass Baustellenerweiterungen oder Baustellenüberschreitungen hintangehalten werden. Das sind viele kleine Dinge, die hier umgesetzt werden. 

Damit ich jetzt auch ein bisschen zum Schluss komme - Kollege Mahdalik, ich habe also die 20 oder 30 Minuten nicht mit Wassertrinken verbracht -, möchte ich mir noch eine Bemerkung zum Thema Donauplatte erlauben. Ich weiß, dass du jetzt wieder dort unterwegs bist, um Stimmen zu sammeln, um Stimmen einzusacken, indem du glaubst, das geht, wenn du Falschinformationen oder Fehlinformationen darüber weitergibst, dass die Stadt zuständig ist, wer auch immer. 

Die Bauträger - und das wurde in sämtlichen öffentlichen Versammlungen und auch in sämtlichen Rechtsgutachten eindeutig erklärt - haben dort noch einige offene Punkte zu erfüllen, und an diese Adresse muss es gerichtet werden! Es wäre sinnvoll, das auch zu tun und nicht immer zu versuchen, andere für sich arbeiten zu lassen. - Danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr Dr Madejski. Ich erteile es ihm.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Es ist ja interessant, dass sich Kollege Hora jetzt 19 Minuten mit dem Kollegen Mahdalik beschäftigt hat. Es ist gut so! Es ist wirklich gut so, weil wir erstens das publik machen, was die Forderungen der FPÖ vor allem jenseits der Donau sind, und weil es zeigt, dass diese Anträge ein bisschen weh tun. Sonst hättet ihr euch ja nicht mit diesen Anträgen und dem Redebeitrag des Kollegen Mahdalik beschäftigt. Das ist also an sich ein gutes Zeichen, und ich gratuliere dir dazu, dass du dem Herrn Hora die Chance gegeben hast, 19 Minuten über dich zu referieren.

Machen wir es aber genau so wie der Herr Mahdalik oder du: Wir gehen jetzt ein bisschen nicht West-Ost oder Süd-Ost, sondern einige Punkte durch, die in der Planung in Wien interessant sind. Was das Plandokument selbst betrifft, ist es eine gute Lösung, dass wir die öffentlichen Durchgänge wieder wie im alten Plan herstellen. Das ist überhaupt keine Frage, dem werden wir selbstverständlich auch zustimmen. 

Ich habe gestern nicht mehr die Möglichkeit gehabt, auf Kollegen Chorherr zu replizieren, der ja hier zum wiederholten Mal heraußen gestanden ist und etwas gesagt hat über meinen Redebeitrag zur Tangentenreparatur und dazu, dass es keine Kontakte zwischen Wien und der ASFINAG gegeben hat. Was er gemeint hat, war eigentlich arg, aber ich habe dann nicht mehr replizieren können, weil es auch die Tagesordnung nicht vorgesehen hat. 

Es ist eigentlich schon arg, wenn Kollege Chorherr, den ich sonst wirklich als sachlichen Politiker einschätze, dann sagt: Noch mehr Baustellen soll es geben, noch mehr Reparaturen soll es geben, noch mehr Staus soll es geben! Das ist, bitte, der falsche Ansatz, wenn Sie glauben, durch Baustellen oder Sanierungen den Autoverkehr zu reduzieren oder überhaupt zu unterbinden. Die Tangente ist nicht vergleichbar mit jeder Straße in Wien, das ist etwas ganz anderes, das kann man nicht vergleichen, allein schon von der Länge her, allein von den Fahrzeugen her, die dort pro Tag durchfahren. 

Es ist an sich unseriös, hier zu sagen: Dann kommen die Leute mit dem Radl. Schaut euch den 6., 7., 8. Bezirk an, hat er gestern gesagt, innerstädtische Bezirke, da haben wir schon einen Radanteil von fast 6 Prozent. - Das sind aber die einzigen Bezirke, wo es das gibt, außer beim Ring.

Es ist auch unseriös, dass er gesagt hat: Das ist so schön, dort kommen die Leute mit dem Rad, dort flanieren sie in der Fußgeherzone Neubaugasse, gehen auf einen Kaffee und plaudern. Ja, meine Damen und Herren, es ist eine verschwindende Minderheit, die sich das an einem Arbeitstag leisten kann! Das sind die so genannten Bobos, die dort wohnen, die hat er angesprochen. Sei es so, das sind wahrscheinlich auch seine Wähler, es ist ihm zu vergönnen, es soll auch so sein. Aber die kann man doch nicht vergleichen mit normal arbeitenden Menschen, die in der Früh aufstehen müssen! Denen kann ich nicht sagen, sie sollen von Liesing in die Donaustadt mit dem Fahrrad fahren. Die müssen eigentlich mit dem Auto fahren - oder mit der U-Bahn, falls es die Möglichkeit gibt -, um an ihren Arbeitsplatz zu kommen. Das ist also an sich sehr unseriös. 

Er vergleicht auch immer unseriöserweise mit Städten wie Amsterdam, Zürich und anderen: Dort ist das Fahrradfahren schon wirklich gut, bei uns ist es noch nicht so hoch. Das geht nicht, das kann man nicht vergleichen, das ist unseriös! Ich muss vergleichen: Wie ist die Stadt? Ist es eine gewachsene Stadt, eine alte Stadt? Ist es eine neue Stadt? Wie ist die Topographie in der Stadt? Wie ist das Klima im Umfeld dieser Stadt? Dann kann ich das vergleichen. Aber Vergleiche mit den Städten, die er uns immer anbietet, sind unseriös und nicht haltbar.

Betreffend die Seestadt, die Kollege Hora erwähnt hat, haben wir schon vorgestern beim Kapitel Planung und Verkehr intensivst diskutiert. Selbstverständlich ist es ein Schlag ins Gesicht der Leute, die dort hinziehen, wenn die A23 nur auf Grund falscher Schätzungen, entweder der Stadt Wien oder der ASFINAG, verspätet gebaut wird. Denn auch dort gilt, dass Menschen hinziehen, die vielleicht woanders arbeiten und die vielleicht nicht mit dem Rad, nicht mit der U-Bahn oder nicht mit dem Autobus und der Straßenbahn fahren können. Das wird es immer geben, das ist überhaupt keine Frage. 

Daher noch einmal der Appell an den Herrn Stadtrat, mit der ASFINAG relativ rasch eine Einigung zu finden und sich darauf zu einigen: Was sind die tatsächlichen Kosten? Wer zahlt was? So kann es nicht sein, dass man dort eine Seestadt plant, die in der Planung durchaus gelungen erscheint, dass man zu bauen beginnt und dass ein wichtiger Verkehrsträger - und das ist nun einmal auch dort der Individualverkehr, zwar nicht übertrieben, aber ich brauche ihn - einfach hintangestellt wird. Das wird nicht in Ordnung gehen. 

Kollege Hora, ich möchte nur feststellen: Es war 2002 die FPÖ, und zwar noch der ehemalige StR Prinz gemeinsam mit Toni Mahdalik, die damals schon diese Siedlung im Auge gehabt haben. Sie hat damals, bei unserem Projekt, Thermensiedlung Aspern geheißen - wenn Sie sich daran erinnern können -, weil ja dort auch Vorkommen von Heißwasser sind. Es gab vorab eine lange Diskussion darüber, ob man dort nicht auch eine Therme hinbauen könnte. Eine Therme hat immer etwas mit Wasser zu tun, ein Thermenbad oder eine Thermenstadt ohne einen See oder ohne ein Bad gibt es nicht. Daher waren wir sicher die Ersten, die überhaupt in diese Richtung gedacht haben und auf diese Idee gekommen sind.

Meine Damen und Herren! Kollege Hora hat die Baustellenkontrollen angesprochen. Das ist ein Anliegen. Ich war selbst fast 20 Jahre Bezirksrat, und ich weiß, wovon ich spreche. Viele andere waren das auch und wissen in Wirklichkeit wahrscheinlich auch, worum es da geht. 

Es ist nicht einzusehen, meine Damen und Herren, dass Baufirmen - es sind hauptsächlich Baufirmen, Tief- oder auch Hochbau - sich über Beschlüsse, über Bescheide von Baustelleneinrichtungen hinwegsetzen, dass sie länger dort bleiben, dass sie ihren Schotter, ihren Dreck, ihre Container mitten auf die Straße stellen. Sie pfeifen sich überhaupt nichts. Das gehört - vor allem, was den Endtermin betrifft - kontrolliert!

Warum kann sich die SPÖ nicht vorstellen, dass jene Bezirksräte, die schon bei der Kommissionierung mit dem Fall befasst waren, dort auch ihre 48 oder 50 EUR kassieren, so viele sind es ja nicht, die genau wissen, bei der und der Baustelle war ich selbst dabei, da habe ich unterschrieben, die wird am Soundsovielten gesperrt oder aufgelassen, dann dort hingehen und schauen, ob es funktioniert hat? Es ist doch nicht zu viel verlangt von dem Bezirksrat, dass er, wenn er im Monat, ich sage jetzt einmal, fünf Baustellen kommissioniert hat, im nächsten Monat, in zwei Monaten oder in drei Monaten zu diese fünf Baustellen hingeht und schaut, ob diese ordnungsgemäß abgeräumt worden sind oder nicht. Er kann das dann auch dem Bürgerdienst melden oder die Firma anrufen. 

Es ist nicht einzusehen, warum das nicht möglich sein soll. Das wäre auch eine gute Aufgabe für die Bezirksräte, und für manche sehr günstig, damit sie vielleicht einmal den eigenen Bezirk kennenlernen, wenn sie dort ein bisschen herumgehen. (Beifall bei der FPÖ. - GR Robert Parzer: Alle miteinander!) Richtig! Kollege Parzer sagt: „alle miteinander", aber er hat wahrscheinlich etwas anderes gemeint. 

Ein weiterer Punkt, der mir am Herzen liegt, ist mir auch schon vor über einem Jahr beantwortet worden. Ich glaube es noch immer nicht, und wir werden in dieser Sache weiterkämpfen: Das sind die nicht mehr genutzten Hauseinfahrten. Es gibt in Wien tausende Hauseinfahrten von kleinen Gewerbebetrieben, Handelsbetrieben, Tischlereien oder was auch immer, die es aber schon lange nicht mehr gibt. Jeder kennt die Struktur. Es gibt wahrscheinlich auf der Ottakringer Straße, Thaliastraße und im Umfeld der Meidlinger Hauptstraße derart viele Einfahrten, die nicht mehr benützt sind, wo es die Firmen nicht mehr gibt, die nicht benötigt werden.

Auch hier ein Vorschlag: Warum wählt die Stadt Wien nicht pro Bezirk einen - da brauchen wir gar nicht mehr - Beamten aus - ich kann einen von den Weißkapplern nehmen, ich kann einen von der MA 46 nehmen, das ist vollkommen wurscht -, einen Beamten, und der macht das pro Bezirk - einen für den 1., einen für den 2. und so weiter, also 23 Leute -, der geht den Bezirk ab? Das ist in zwei bis drei Monaten ganz locker geschafft, wenn er da zu Fuß geht, das ist überhaupt kein Problem, und er sammelt genau jene Hauseinfahrten, wo es diese Firma nicht mehr gibt, wo das Haustor schon lange zu schmal ist oder was auch immer. Er meldet das, dann kann man ein Verfahren einleiten und dort die Halteverbotstafeln wegnehmen. Das wäre überhaupt kein Problem. 

Die Antwort, die ich damals bekommen habe, hat gelautet: Das ist viel zu viel Aufwand, wir machen es nur dann, wenn eine Meldung vom Bürger hereinkommt, dann werden wir das Verfahren einleiten. Es wäre einfacher, hiefür 23 Mitarbeiter der Stadt Wien auf zwei, drei Monate - und sollen es fünf Monate sein - zu beschäftigen, die sich dieser Sache annehmen. 

Zum Schluss noch ganz kurz - ich konnte ja heute in den zehn Minuten betreffend das Hotel nicht alles und alle Finessen beleuchten - einige wenige Worte zur Rolle der MA 21: Die 21er, beide Magistratsabteilungen, die es da gibt, haben in den letzten Jahren durchaus bewiesen, dass sie seriöse Flächenwidmungen gestalten können. Nach dem Skandal, den es damals gegeben hat - wo ja auf unser Drängen die Untersuchungskommission eingesetzt wurde -, hat sich das wesentlich verbessert, weil manche Personen oder ehemalige Dienstnehmer, wie Kollege Maresch gestern schon angedeutet hat, einfach disziplinär entfernt wurden, was gut ist. Die zwei haben sich durchaus gut entwickelt. 

Leider sind sie bei diesem Flächenwidmungsplan - aus Gründen, die ich vielleicht ahne, aber ich will sie jetzt gar nicht mehr ansprechen, es wissen ohnehin alle, worum es geht - eigentlich wieder in den alten Fehler verfallen, das zu machen, von dem ihnen irgendwer oben gesagt hat, dass sie es machen müssen. Die MA 21, diese Abteilungen sind ja unheimlich gut im Schreiben und im Dichten, die können das wunderbar. Was die alles schreiben, damit man irgendeine Erklärung findet, ist so schön. Meistens ist es sehr gut getroffen, meistens stimmt es, aber hier darf ich Ihnen nur ein Detail aus der Stellungnahme, aus dem Erläuterungsbericht vorlesen. Da schreiben die von der MA 21 hinein: 

„Im Bereich der Marillenalm soll entsprechend des Projektes - ein zeitgemäßes Seminarhotel zur Sicherung einer Bildungseinrichtung - widmungsgemäße Vorsorge mit Bedachtnahme auf das Stadtbild getroffen werden und dieser Bereich als bebaubare Fläche im Grünland-Schutzgebiet Parkschutzgebiet mit besonderer Bestimmung betreffend die Zweckbestimmung und die Höhenentwicklung festgesetzt werden. Das Seminarhotel soll im Grünland-Schutzgebiet Parkschutzgebiet errichtet werden, da es zu Synergien" - was auch immer – „mit der Politischen Akademie der ÖVP kommen wird, die sich in unmittelbarer Nähe befindet und im Springer-Schlössl ihren Sitz hat. Der Bedarf an zeitgemäßen Bildungseinrichtungen kann gedeckt werden. Der Standort in der Nähe der Akademie ist für einen reibungslosen Betrieb," - no na – „der auch einen Wirtschaftsfaktor für Wien darstellt, unbedingt erforderlich." - Und so weiter. 

Es ist aber, glaube ich, nicht Aufgabe der MA 21, nicht die ursächliche Aufgabe, hier etwas hineinzuschreiben, was eigentlich eine Zielvorstellung des einen oder anderen ist. Es ist nicht Zielvorstellung der MA 21, dort im Naturschutzgebiet zu bauen, sondern es ist die Zielvorstellung eines Bewerbers, wenn man es so sehen will. Es kann wirklich nicht die Aufgabe sein, dass man das in solche Berichte hineinschreibt!

Oder der Fachbeirat für Stadtplanung und Stadtgestaltung schreibt gleich ganz oben: „Im Detail soll die Zugänglichkeit durch die Ausweisung öffentlicher Durchgänge oder von vergleichbaren Festsetzungen gesichert werden. Es wird empfohlen, die öffentliche Nutzbarkeit von Teilbereichen" - was immer die da meinen – „in Form von Spiel- und Ruhebereich vor Beschlussfassung zivilrechtlich zu sichern. Die Funktionen des Spielplatzes Marillenalm sind in geeigneter Weise auf den Flächen der Parkanlage vorzusehen."

Zivilrechtlich, das ist ja auch etwas Schönes. Da schließt dann vielleicht die Stadt Wien mit den Betreibern der PolAk oder wem auch immer, einem Verein, zivilrechtlich einen Vertrag für die Nutzung und alles andere ab. Aber Sie wissen ja, einen Vertrag hat man bald unterschrieben. Was passiert, wenn sich ein Vertragspartner nicht an den Vertragsinhalt hält? Wer klagt dann die, die sich nicht an den Vertragsinhalt halten? 

Meine Damen und Herren! Noch etwas ist übersehen worden, aber das ist nur ein Detail am Rande: Es gibt dort jetzt schon neben dem Hotel und dem Schlössl ein drittes Bauwerk, dort sind die Seminarräume untergebracht und, ich glaube, die Küche, das weiß ich jetzt nicht genau, aber es sind dort Seminarräume. Das kann jetzt laut Flächenwidmungsplan - das ist ein Detail, das untergegangen ist - ebenfalls aufgestockt werden, und zwar auf die gleiche Höhe, 9,5 m plus Dach. So wie es das Springer-Schlössl jetzt schon in der Form hat, kann das aufgestockt werden. Das sind ungefähr zwei weitere Stockwerke. Ich will das niemandem absprechen; wenn das so ist, dann kann man es auch aufbauen. 

Aber das sind eben so Sachen, die niemandem auffallen. Darüber geht man hinweg, und das alles wirklich - das wollte ich noch einmal sagen - zum Nutzen der ÖVP. Ich kann nur noch einmal sagen, ich verstehe nicht, wieso nicht ein anderes Grundstück gesucht wird, warum nicht, wenn sich gar niemand findet, die Stadt Wien zum Beispiel, wenn wir den Park ohnehin schon erhalten müssen, euch das Grundstück abkauft, und ihr baut woanders etwas Neues. Ich verstehe nicht, warum ihr euch das antut. 

Ich kann euch nur eines garantieren: Wenn dem so sei, werden wir mit aller Macht versuchen, nicht nur im Bezirk, sondern auch in Wien darauf hinzuweisen, wie da zusammengespielt wurde. Wobei leider die MA 21 ein bisschen der Handlanger war oder zum Handkuss gekommen ist, weil sie dort offensichtlich den Auftrag hatte, so zu argumentieren, wenn es auch oben und unten über die Schulter war. Lest euch das ganz genau durch, es ist unglaublich, was da drinsteht! Es könnte auch direkt von der Politischen Akademie stammen. Ich weiß nicht, von wem es wirklich stammt, aber das nehme ich ja doch nicht an, dass ihr schon für die MA 21 schreibt. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Mag Maresch hat sich zum Wort gemeldet. Ich bitte ihn zum Rednerpult.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Wie angekündigt, hat die FPÖ jetzt sozusagen eine Verkehrsdebatte und eine Marillenalmdebatte daraus gemacht. Ich möchte diese Gelegenheit gleich ergreifen und Folgendes sagen. Ich habe es interessant gefunden, dass Herr Halper dort bei der Debatte über Marillenalm und Springerpark davon geredet hat: „Und außerdem sichern wir 26 Arbeitsplätze in Meidling." Das war ja auch nur ein Aspekt ... (GR Dr Herbert Madejski: 23!) 23, danke! Also 23 Arbeitsplätze - vielleicht hat er seinen eigenen mit gemeint, dann ginge es sich auf 24 aus. Faktum ist, diese 23 Arbeitsplätze in Meidling sind ganz wertvoll. Die gäbe es allerdings auch in einem anderen Hotel, aber das wollten sie nicht. 

Das Interessante bei der Geschichte war nur - wenn man sich das in Erinnerung ruft, Kollege Madejski hat es jetzt zitiert - die Stellungnahme der MA 21, dass das so wichtig ist für den Bezirk und dass man Synergien hat, in dem Fall mit der Bildungswerkstatt der ÖVP, also der PolAk. Ich möchte nur darauf hinweisen, dass auch die GRÜNEN eine Bildungswerkstatt haben, so wie alle anderen Parteien auch, und wir haben kein Hotel; das zum Ersten. Zweitens sind wir eigentlich nur, glaube ich, um 2 Prozent kleiner, in dem Fall beim Wiener Wahlergebnis, als die Wiener ÖVP, und wir brauchen nicht 26 oder 24 Arbeitsplätze und ein eigenes Hotel! Ich denke mir, das spreche ich der ÖVP einfach ab, dass sie ein Hotel in Meidling braucht, damit sie dort ihre Synergieeffekte erzielen kann.

Faktum ist für uns nach wie vor bei dem Text aus der MA 21: Stimmt der Satz vom damaligen Widmungsskandal? „Sie wünschen, wir widmen.", hat der Satz geheißen, mit dem Günter Kenesei damals in die Medien gegangen ist. Ich denke mir, der stimmt nach wie vor, weil es nicht sein kann, dass so ein unkritischer Text einfach veröffentlicht wird. 

Die nächste Geschichte, die ich mir anschauen möchte, ist, dass Kollege Chorherr gesagt hat: Wenn es auf der Tangente einen Stau gibt, dann ist das im Grunde genommen keine Katastrophe, sondern es wäre eigentlich eine Sache der Weiterbildung. Ich kann mir das anschauen: Staus werden von Verkehrsexperten immer sozusagen als pädagogische Maßnahme oder als pädagogische Geschichte gesehen. Was ist da zu tun? 

Jetzt habe ich es interessant gefunden, dass man schon seit Jahren davon redet, dass die Tangente saniert werden muss. Da hat es immer die Geschichte gegeben: Dann gibt es den Megastau in Wien! Fragt man aber die Leute von der ASFINAG, dann sagen sie: Na ja, die wird bei laufendem Betrieb saniert. Eine Zeit lang hat zum Beispiel StR Schicker behauptet, man braucht unbedingt die Hansson-Spange, und zwar die A24, denn wenn die Tangente saniert werden muss, dann braucht man noch eine Autobahn, und zwar zwischen der S1 im Süden und der Tangente. Da denke ich mir: Nur weil da eine Baustelle ist, bauen wir gleich wieder eine Autobahn! 

Es ist dann Gott sei Dank nicht dazu gekommen, sondern jetzt gibt es nur mehr so ein Stumpferl. Die A24 wird die Zufahrt zum Stronach-Palazzo sein, sprich, vielleicht Stadion, vielleicht Einkaufszentrum; vielleicht findet es auch gar nicht statt, das weiß man nicht genau. Möglicherweise werden die Nachfolger des Herrn Stronach gar nicht mehr wissen, wo Rothneusiedl ist. Keine Ahnung, auf jeden Fall ist das gefallen. Und eine Baustelle auf der Tangente ist keine Katastrophe, da gibt es mittlerweile Flyovers, da kann man einiges tun. 

Was aber auf der Tangente jeden Tag stattfindet, ist natürlich ein Verkehrsstau, ein Verkehrschaos. Warum ist das so? Weil in Wien pro Auto, pro PKW 1,2 Personen drinsitzen! Das heißt, es ist kein Massenverkehrsmittel, sondern da sitzt eigentlich fast in jedem Auto nur einer oder eine drinnen; meistens ist es einer, weil es eher ein männliches Fortbewegungsmittel ist. Die Frauen fahren - übrigens, danke für die Untersuchungen rund um den Masterplan Verkehr - viel mehr mit den Öffis, als das Männer tun. 

Aber man weiß auch, dass Österreich beim Ranking zum Klimaschutz in der EU Letzter geworden ist. Das haben wir auch schon oft gehört. Nur muss man sich genau anschauen, was da passiert: Was ist der am meisten steigende CO2-Emittent? Das ist natürlich der Verkehr! Wir sagen: Man muss in Wien beim Individualverkehr um ein Drittel herunter. Na, welche Maßnahmen werden das wohl sein? Verkehrseinschränkende Maßnahmen sind notwendig, Regulatoren sind notwendig, und das heißt bei uns in erster Linie: Parkraumbewirtschaftung! 

Schauen wir uns einmal an, wie die SPÖ mit der Parkraumbewirtschaftung umgeht. StR Schicker sagt in Zeiten, in denen die Gemeinde Wien geplagt wird von einem Abgang von 700 bis 800 Millionen EUR, allen Ernstes: Wir brauchen in allen Bezirken von 15 bis 19 je tausend Stellplätze in Garagen. Die kosten 120 Millionen EUR! 120 Millionen EUR zum Eingraben unter die Erde hinein, da geht dann das Geld dahin, vor allem in Richtung Bauindustrie. Der Effekt ist zum Beispiel in Hernals mit 250 Stellplätzen unter einer Schule - darauf komme ich dann noch zurück -, da werden 250 Stellplätze um je mindestens 22 000 EUR errichtet. Das heißt, man gräbt da einige Millionen einfach ein. 

Der Effekt ist: An der Oberfläche werden ein paar Stellplätze zurückgebaut, aber 250 Wiener und Wienerinnen dürfen sich dann in die Garage stellen, damit sich 250 Pendler mit dem Auto nach Hernals stellen dürfen. Was ist der Effekt? Es ist leichter für PendlerInnen aus dem Umland, die über den Exelberg hereinkommen, für Menschen, die wochenweise in Wien arbeiten und am Abend wieder ins Umland fahren, sich in Hernals auf die Oberfläche zu stellen, weil es ja jetzt mehr Platz gibt.

Wenn wir über die City-Maut diskutieren, dann hat die Stadt Wien immer eine Antwort: Wir haben ja die Parkraumbewirtschaftung. Da frage ich mich dann ganz ernsthaft: Warum nicht die Parkraumbewirtschaftung einführen?! Dann sagt Herr StR Schicker: Zuerst müssen wir die Garagen bauen, und dann erst kommt die Parkraumbewirtschaftung. 

Jetzt frage ich mich ganz ernst: Wenn man sich die Evaluation rund um die Stadthalle anschaut, zeigt sich an der Oberfläche ein massiver Rückgang durch das Parkpickerl von 105 Prozent auf, glaube ich, 64 Prozent. Da gibt es nur einen Schluss: Her mit dem Parkpickerl! Dann brauchen wir keine Parkgaragen, überhaupt keine. Dann schauen wir uns einmal an, wie der Rückgang ist, und wenn die Stadt Wien dann noch glaubt, sie muss Garagen bauen, dann diskutieren wir darüber. Aber nicht zuerst Garagen bauen, damit die Pendler mehr Platz haben, und dann kommt das Parkpickerl! Das ist ein völlig verkehrter Ansatz. Aber da ist die Lernfähigkeit meiner Meinung nach eher gegen null gehend. 

Zum Radfahren: Wenn man sich andere Städte anschaut, dann ist der Radverkehrsanteil in anderen Städten, die wie Wien durchaus auch hügeliges Gelände haben, eigentlich viel, viel besser. Das Einzige, was Wien zusammengebracht hat, ist eine Änderung: Man ist hergegangen und hat gesagt, zuerst machen wir bis 2010 10 Prozent, 8 Prozent Anteil. Das geht sich irgendwie nicht aus, also sagt man jetzt: bis 2015. 

Wenn man sich anschaut, was für die RadfahrerInnen investiert worden ist, dann muss ich sagen: Liebe Abgeordnete, liebe Stadträtinnen und Stadträte, fahrt einmal mit dem Radl über den Ring-Radweg! Schaut euch einmal genau an, wie das an den neuralgischen Punkten ist, und dann schaut euch einmal an, ob dort überhaupt 10 Prozent Radverkehr durchgehen! Zum Beispiel zwischen dem Kebap-Standl und dem Hotel Bristol ist der Radweg, glaube ich, 1,20 m breit, daneben kommen die Leute aus der U-Bahn herauf - ganz, ganz gefährlich! Aber da gibt es nichts, da wird keine Spur vom Ring genommen, damit man da vielleicht fahren kann. 

Da war es unsere Idee, dass man zum Beispiel den Ring autofrei macht. Wie man bei der EURO gesehen hat, ist das überhaupt kein Problem, weil nämlich die Autofahrer und Autofahrerinnen ganz im Gegenteil sehr wohl die Öffis benutzen können. Nein, man sagt einfach: Geht nicht, spielt es nicht, der Radverkehrsanteil wird ganz zäh wachsen und wird bei Weitem nicht die Anteile von Zürich, Amsterdam oder Kopenhagen erreichen!

Jetzt kann man immer sagen, das Beispiel mit Amsterdam passt nicht, dort ist alles so flach, und Kopenhagen hat auch keinen Mount Everest. Nein, Zürich, Bern, Salzburg oder Graz haben bessere Anteile und ein anderes Gelände als Wien, nämlich zum Teil weitaus höhere oder größere Differenzen. 

Nun möchte ich dazwischen einmal eine Kleinigkeit anbringen, betreffend die A23, wo die ASFINAG wieder einmal eine Milchmädchenrechnung begonnen hat. Man sagt, ein Projekt bringt man durch, wenn es 470 Millionen EUR kostet, da sagt jeder: Na, das ist eine Mezzie! Jeder Stadtteil braucht in Wirklichkeit eine Autobahnanbindung, also bei 430, 450 oder 470 Millionen kostet das praktisch nichts. Jetzt ist die Rede von 900 Millionen, von 1,2 Milliarden für diese 8 km; plötzlich ein großer Aufschrei!

Schaut euch bitte einmal an, wie sich die Zahlen zwischen Planung und Fertigstellung bei den jeweiligen ASFINAG-Projekten bewegt haben: Es ist immer so! Es ist immer um 50 Prozent niedriger angegeben worden, als am Schluss herausgekommen ist. Man kann durchaus interpolieren - das wird jeder Experte sagen -, die Lobauautobahn, der Tunnel, von dem der Herr Bürgermeister auch heute in der Früh gesprochen hat, wird nicht 1,7 Milliarden kosten, sondern fast 3 Milliarden!

Okay, die Bundesregierung und die Frau Infrastrukturministerin haben den Geldscheißer - unter Anführungszeichen - erfunden, also haben wir die 3 Milliarden, kein Problem. Wir haben wahrscheinlich auch die 1,2 Milliarden. Nur: Dann gibt es kein Geld für Schulen, für Universitäten, für Ausbildung, für Weiterbildung, für Soziales! Uns wird dieses Geld massiv abgehen. 

Dann zu sagen, na, wir brauchen unbedingt eine Anbindung!, da frage ich mich ganz ernsthaft: Warum gibt es zum Beispiel keine Autobahn in den Nordbahnhof? Warum gibt es keine Autobahn am Leberberg? Warum gibt es keine Autobahn in die Großfeldsiedlung? Warum gibt es keine Autobahn in die Autokaderstraße? Warum ist das so? Dort gibt es auch Stadtentwicklungsgebiete, die keine Autobahnanbindung haben.

Seien wir uns doch ehrlich: In der Donaustadt braucht es Umfahrungsstraßen. Ja, die B3d - es war eine Bundesstraße geplant, die hat die Stadt Wien nicht gewollt. Warum? Weil überall, wo A und S am Anfang steht, der Bund zahlt! Das heißt, man geht her und sagt: Ich will keine Bundesstraße zahlen, also machen wir eine Autobahn daraus, und wenn es eine Autobahn gibt, dann zahle es nicht ich, weil es dann wer anderer zahlt. Ja, der Heilige Nikolaus oder das Christkindl oder der Osterhase oder alle miteinander haben das Geld für Autobahnen.

Da sage ich: Nein, wir brauchen das Geld für unsere Studierenden, für unsere SchülerInnen, für unsere LehrerInnen, für alle Menschen, die sozial etwas brauchen! Wir brauchen es im Grunde genommen, damit es ärmeren Leuten in der Republik besser geht, aber nicht dem Herrn Haselsteiner. Deswegen noch einmal: Wir brauchen in Wien erstens einmal ein Parkpickerl und zweitens keine Autobahnen! - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Valentin. Ich erteile es ihm.

GR Erich Valentin (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich glaube, es ist ein bisschen gefährlich, wenn man sagt: Es waren zwei Tage Budgetdebatte, und alles, was man entweder selbst nicht gesagt hat, was einem der Klub verboten hat oder was vielleicht nicht ganz so gescheit ist, das gibt man dann in den ersten Schwerpunktgegenstand. Das ist gefährlich, glaube ich. Die Qualität der Debatte und das, was da heute gekommen ist, spricht wohl eine beredte Sprache. Dass übers erste Schwerpunktgeschäftsstück jemand etwas abbekommt - sage ich jetzt vorsichtig, Herr Stadtrat -, was in den zwei Tagen nicht mehr hineingepasst hat, ist vielleicht doch nicht die glücklichste Diskussion. Möglicherweise lernen wir alle daraus. 

Was ich noch ärgerlicher finde, ist, dass dieser heutige Tag und diese Stunde offensichtlich auch dazu dient, Sachen zu erzählen, die in der Tat nicht sehr viel mit der Wahrheit zusammenhängen. Da ist es auch nicht legitim, wenn man dogmatische Ängste vor Straßen, vor Garagen und Ähnliches vorbringt, wie es jetzt Kollege Maresch getan hat. Ich denke mir, das Durchsetzen von Programmatik rechtfertigt schon viele Mittel, aber einige nicht, Rüdiger! (GR Mag Rüdiger Maresch: Ich habe nur fünf Minuten!) 

In zwei Fällen, das sage ich ganz offen, hat es heute auch nichts mit seriöser Debatte zu tun. Das möchte ich dir hier und jetzt nicht ersparen, weil es durchaus signifikant ist und weil es zeigt, dass du in Wirklichkeit so agierst - nur eben mit deinen Bezirksgruppen in den Bezirken -, wie du es uns immer vorwirfst. Wobei wir dann im Gegenteil draufkommen, dass du das, was du in uns siehst, in Wirklichkeit viel perfekter machst!

Du hast heute über den 17. Bezirk und über die Garage in der Geblergasse gesprochen. Da will ich dem Hohen Haus die Zeitachse tatsächlich nicht vorenthalten, weil diese signifikant ist. Die rennt bei dir und bei euch offensichtlich so: Der Zweck heiligt wirklich alle Mittel. 

In der Frage Geblergassegarage hat es eine sehr sachliche Diskussion im Bezirk gegeben, eine Diskussion, in der es zu vielen Win-Situationen gekommen wäre und zu vielen Bereichen, die auf der Oberfläche auch freigemacht werden können. Dort haben sich in dieser Situation in einer sachlichen Diskussion alle Fraktionen der Bezirksvertretung - alle! - für die Garage ausgesprochen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Nein!)
O ja, unter anderem auch die GRÜNEN! Und weil das nicht sein darf, was nicht sein soll, ist der Politkommissar Maresch mit dem leuchtenden Schild gekommen (O-Rufe bei ÖVP und GRÜNEN): Es dürfen dort keine Garagen gebaut werden! Unser Garagenkommissar ist ausgerückt, um die GRÜNEN an der Peripherie wieder an die Stange zu holen. 

Das ist in der Tat nicht wirklich sehr lustig! Ich denke, es macht Sinn, dass man sich auf Bezirksebene - und es täte wahrscheinlich auch diesem Hohen Hause manchmal besser - auf Sachargumente zurückziehen könnte und diese tatsächlich diskutieren könnte. - Das ist das eine, was ein bisschen schal aufstößt.

Das Zweite ist - du kannst dich schon melden, kein Problem, aber hör gut zu, es kommt noch dicker, ich darf dir das, was du tust, in Erinnerung rufen: Wenn man dann über diese Garage diskutiert, in der unter anderem auch die Stellplätze von der nahe gelegenen Schule hätten untergebracht werden sollen - die kosten natürlich etwas, nicht? -, und anderes im öffentlichen Raum, in der Öffentlichkeit wäre weggefallen, dann macht es auch wenig schlanken Fuß - ich würde sogar sagen, es ist unseriöse Politik -, wenn Lehrerinnen und Lehrer ihre SchülerInnen dazu aufhussen, in einer öffentlichen Debatte als Jugendliche gegen eine Garage zu polemisieren, weil es in Wirklichkeit um die Garagenplätze, um die Freiparkplätze der LehrerInnen geht. 

Das alles sind Dinge (GR Mag Rüdiger Maresch: Pfui!), lieber Rüdiger, die nicht wirklich lustig sind. (GR Mag Rüdiger Maresch: Du kannst es der Direktorin sagen! Das ist eine SPÖlerin!) Ich denke mir, man täte gut daran, solche Gangarten zu vermeiden. Ich sage es dir deshalb öffentlich, weil ich weiß, dass du einer bist, der auch den anderen gern öffentlich einschenkt. Deshalb habe ich relativ wenige Hemmungen, dir das auch hier zu sagen.

Eine zweite Geschichte, bei der man heute durchaus bei der Wahrheit bleiben sollte, ist die Frage des Radfahranteils. Ein Radfahranteil von 8 Prozent war für 2020 vorgesehen, nicht 2010, und ist in der Evaluierung auf 2015 reduziert worden, weil - auch entgegen unseren eigenen Prognosen - der Radfahranteil sich dank der Maßnahmen der Sozialdemokratie in Wien und dank der Konzepte, die wir in diesem Hohen Haus beschlossen haben, sehr gut entwickelt. Das jetzt umzudrehen und zu meinen, wir würden Ziele nicht erreichen, wenn wir sie vor der Zeit erreichen, ist nicht nur unsachlich, es ist auch unfair! Es tut auch der Sache nicht gut. Ich würde dich bitten, lieber Rüdiger, dass du dir das auch einmal in dein eigenes Stammbuch schreibst. (Beifall bei der SPÖ.)
Es macht auch nicht viel Sinn zu argumentieren, warum die GRÜNEN keine PolAk haben und warum sie kein Hotel haben. (GR Mag Rüdiger Maresch: Warum nicht?) Mag sein, ich nehme es als Faktum zur Kenntnis (GR Mag Rüdiger Maresch: Weil ihr eine habt?), ich bemitleide euch deshalb nicht. Ob es unbedingt zur Lichtung der Situation in der aktuellen Diskussion führt, weiß ich nicht.

Weil man in der Debatte offensichtlich alles loswerden kann, haben wir heute auch das Sammelsurium vom Kollegen Madejski gehört, all das, was er in der Debatte nicht hat unterbringen können. Heute haben wir von den Beamten gehört, die die Hauseinfahrten kontrollieren sollen, genauso wie einen Pauschalangriff auf alle Bezirksrätinnen und Bezirksräte, die offensichtlich viel zu viel Geld kriegen und nichts dafür hackeln. All das haben wir gehört. 

Ich glaube, die Bezirksrätinnen und Bezirksräte werden es dir danken, wenn sie diese Nachricht hier vom Hohen Haus empfangen, dass du der Meinung bist, sie hackeln zu wenig, und sie sollten endlich etwas für ihr Geld tun. Ich glaube, sie sehen das anders, ich glaube, sie sehen es zu Recht anders. Aber mach dir das vielleicht auch mit deiner eigenen Fraktionen aus.

Ich finde es immer sehr goldig, wenn der Toni Mahdalik sich besonders Gedanken macht, um die Stimmen der Sozialdemokratie bei den nächsten Wahlen zu gewinnen. Ich kann dir versichern, darum kümmern wir uns schon selber, und das werden wir ziemlich erfolgreich tun, da bin ich mir recht sicher. Aber ich kann dir jetzt ein paar Gruppen nennen, die besonders dich nicht wählen werden, weil ich es von denen zufällig ganz gewiss weiß. Sie erzählen es mir auch immer wieder. 

Das sind unter anderem die 18 000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die in Schwechat auf dem Flughafen hackeln. Die haben mit der Schließung des Flughafens, wie du sie indirekt mit deinem Antrag hier forderst, wirklich nicht sehr viel Freude. Ich kann das auch verstehen, wenn eine politische Partei ihnen ausrichtet, sie können auf ihre Arbeitsplätze verzichten. Dann sind die Leute nicht sehr glücklich.

Lieber Toni, die 70 000 Menschen, die in Zulieferungsbetrieben für den Bereich Flughafen tätig sind, fühlen ähnlich wie die 18 000. Wenn du schon bei großen Zahlen bist, dann darf ich dir auch eine große Zahl nennen: Die 250 000, die in Wien mittelbar am Geschehen Flughafen hängen, die im Tourismusbereich oder im Konferenzsektor tätig sind, auch die Menschen, die in den über tausend Osteuropazentralen in dieser schönen Stadt arbeiten, sind dir nicht sehr dankbar. 

Wenn man sich den Antrag anschaut, den du und deine Fraktion heute eingebracht haben, dann denke ich mir: Auch diejenigen, die berechtigterweise sagen, mir ist es noch immer, trotz aller Anstrengungen, zu laut, schüttest du, auf gut Wienerisch, mit dem Tee an. Denn wenn du ein Nachtflugverbot von 19 bis 9 Uhr forderst, bedeutet das de facto: Du schließt den Flughafen! Das ist es; dann schreib doch gleich: Die FPÖ-Wien ist für die Schließung des Flughafens. Das klingt zwar genauso skurril und klarer, als der Antrag tatsächlich ist, aber dann sollte man es sagen!

Ich bin dafür, wenn eine Partei sagt, wir sperren das Werkel zu, dann soll man es auch sagen, das bringt Klarheit. Die Sozialdemokratie sagt: Wir können nicht darauf verzichten, wir versuchen in den Verhandlungen alles Erdenkliche, damit es möglichst leise abgeht. Aber wenn eine Partei sagt, wir sperren das Werkel zu, und es ist uns wurscht, was daraus für Folgen entstehen, dann soll man das auch sagen, und man sollte es nicht so verschämt tun, wie es die FPÖ tut.

Dass du, lieber Toni Mahdalik, vor Forderungen - egal, wie sie sind - keine Hemmungen hast, das weiß ich. Dass Kollege Dr Madejski in diese Intellektualität einfällt, ist neu und bedauerlich. Denn wenn du hier schreibst: Landeverbot für besonders laute Flugzeuge, dann gibt es das schon. Eine Tupolew darf in Schwechat nicht landen, weil sie zu laut ist. 

Warum man den Menschen nicht die Wahrheit sagt, verstehe ich nicht, gerade bei einer Partei wie der FPÖ, die von sich nach ihrem Selbstverständnis behauptet, dass sie immer die Wahrheit sagt. Offensichtlich ist die Wahrheit laut FPÖ wirklich eine Tochter der Zeit und nichts anderes. Wenn das so ist, warum sagt man dann nicht die Wahrheit, dass das schon längst erreicht ist?

Wenn man im Punkt 6 behauptet, die WHO-Grenzwerte würden überschritten werden, dann ist das die Unwahrheit! Die Weltgesundheitsorganisation lässt sich nicht bestechen, die wird von einer FWAG nicht beeinflussbar sein. Wenn die Weltgesundheitsorganisation ausweist und das Bundesministerium, das nicht in sozialdemokratischer Hand ist, ausweist, dass es keine Überschreitungen nach dem Lärmschutzgesetz, Umgebungslärmschutzgesetz, und darüber hinaus keine Überschreitung nach Weltgesundheitsorganisationsregeln und ‑kriterien gibt, dann ist das ein Faktum! Dann nützt es auch nichts, meine Damen und Herren, wenn man in Anträgen das Gegenteil schreibt: Es ist einfach nicht wahr!

Es ist durchaus legitim zu sagen, man möchte es noch verbessert haben. Das ist ein legitimer Ansatz, das ist der Ansatz der Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten in dieser Stadt. Sie sagen, das Bessere ist immer der Feind des Guten, und wenn man etwas Besseres findet, dann ist man, wenn man ehrliche Politik macht und erfolgreiche Politik machen will, angehalten, das Bessere dem Guten vorzuziehen. 

Aber das rechtfertigt noch lange nicht, mit der Wahrheit manipulativ umzugehen, wie die FPÖ es in er Tat in diesem Antrag tut. Das ist zurückzuweisen, das ist nicht seriös. Da soll man lieber sagen, was man will, und nicht die Leute verarschen. (Beifall bei der SPÖ.)

Meine Damen und Herren! Ich denke mir, die heutige Debatte hat gezeigt – auch wenn die tatsächlichen Anliegen zur Widmung noch nicht gesagt worden sind, was doch das Thema der heutigen Schwerpunktstunde war –, dass eigentlich die Wünsche, die die Opposition an den StR Rudi Schicker hat, relativ gering sind. Offensichtlich – und das hat auch die Debatte bewiesen – ist der Weg, die Entwicklung der 13 Stadterweiterungsgebiete und anderer Gebiete – ich sage immer, der Nordwestbahnhof, Herr Stadtrat, ist da auch ein wertvolles Gebiet, das Sie erfreulicherweise genauso im Auge, im Focus haben wie die anderen 13 Gebiete – zu forcieren, eine gute, vorausschauende Politik, sodass, wenn die Stadt Wien nicht nur qualitativ, sondern auch quantitativ wächst und wenn diese Stadt 2020 dann tatsächlich 2 Millionen Einwohner haben wird, die Erfordernisse durch eine vorausblickende Stadtentwicklungspolitik abgedeckt sind.

Ich denke mir – Resümee aus der Debatte –, vielleicht finden wir einmal andere Themen, die vielleicht Aktuelleres bieten. Für den Stadtrat war es in jedem Fall gut zu wissen, dass in Wirklichkeit nichts an Kritik übriggeblieben ist, was man an der Stadtentwicklungs- und Verkehrspolitik dieser Stadt festmachen kann. Das ist auch gut so.

Für die Sozialdemokratie hat es gezeigt, dass keine neuen Ideen da sind, die wir nicht sowieso verwirklichen würden. Ich würde mir bei sachpolitischen Lösungen in den Bezirken tatsächlich wünschen, wenn man diese nicht nur durch eine Overhead-Politik des Landes überfrachten würde. Es wäre schön, wenn auch grüne Gruppen in den Bezirken das sagen dürften, was sie sich denken. (GR Mag Rüdiger Maresch: Na, bitte! Das sagen die Bezirke immer!) Das wäre vielleicht ein Wunsch, den man an der Partei festmachen kann, die Demokratie immer wieder so auf ihr Wappen schreibt. Es wäre schön, wenn die das auch sagen dürften, was sie sich denken.

In diesem Sinne ersuche ich Sie, dem Geschäftsstück tatsächlich zuzustimmen und den Antragsbearbeitungen zu folgen, wie der Kollege Hora es referiert hat. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr Mag Maresch zu einer tatsächlichen Berichtigung. Danke schön. Das erspart uns fünf Minuten. Bitte. 

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Ich denke mir, tatsächliche Berichtigungen gäbe es ja gleich ganz viele. 

Das Erste ist einmal in Wirklichkeit: Die grünen Bezirksgruppen dürfen sagen, was sie sich denken, sie dürfen auch die Politik machen, die sie wollen. Wir diskutieren darüber, und es ist bei uns so, dass man nicht zurücktreten muss wie in der SPÖ, wenn man etwas anderes sagt. Da gibt es auch Beispiele, und da könnte ich auch Namen nennen. – Das ist das Erste.

Das Zweite: Die Geschichte mit dem Politkommissar ist natürlich ganz witzig, aber du solltest wissen, dass ich in dem Sprengel wohne, dass ich in Wirklichkeit eine Einladung habe, dort hinzugehen zu der Garagendebatte, dass ich also sozusagen Anrainer bin und gar nicht ausrücken muss, weil ich dort wohne, lieber Erich.

Was ich berichten möchte, ist, dass die LehrerInnen die Schüler nicht aufgehusst haben, sondern ein Schülervertreter hat dort in der Sitzung gesagt: Wir sind hier von 8 bis 16 Uhr, und wir sind die Leidtragenden von dieser Baugeschichte dort. Daraufhin hat die Bezirksvorsteherin Pfeffer gesagt, nein, es tut ihr leid, es sind eigentlich nur die Anrainer, die da mitreden dürfen. 

Das halte ich für sehr, sehr verwegen, und sich dann da herauszustellen und zu sagen, die LehrerInnen haben die Schüler aufgehusst, stimmt nicht. Die Schüler haben dort gesagt: Wir haben dort monatelang auf einer Baustelle Unterricht. Das ist so! Das kannst du nicht wegdiskutieren, also deswegen diese Berichtigung. 

Die Lehrer haben die Schüler nicht aufgehusst. Der Rüdiger Maresch ist kein Politkommissar, der ausrückt in die Bezirksgruppen – wenn es nicht so witzig wäre, müsste ich dir direkt böse sein –, und last but not least möchte ich noch sagen – diesmal an die Adresse vom Kollegen Hora, der immer wieder mit dieser Geschichte kommt –, es gibt keine schwarz-blau-grüne Koalition. Es ist niemals daran gedacht worden bei uns, erstens einmal, zweitens ist es eine Niveaulosigkeit von der SPÖ, so etwas zu behaupten, wo sie doch in Wirklichkeit mit der ÖVP schon ganz lange handelseins ist. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat auf das Schlusswort verzichtet. - Wir können abstimmen.

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 37 ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Mehrstimmig, gegen die GRÜNEN, angenommen.

Wir stimmen jetzt über die fünf eingebrachten Beschluss- und Resolutionsanträge ab.

Der erste ist von der FPÖ betreffend Weiterführung der Überplattung der A22 im Anschluss an den Kaisermühlentunnel in Richtung Brigittenauer Brücke. In formeller Hinsicht wird die Zuweisung an die Gemeinderatsausschüsse Stadtentwicklung und Verkehr und FiWi verlangt. - Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Der Antrag ist von FPÖ, ÖVP und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden.

Der zweite Beschlussantrag ist ebenfalls von den Freiheitlichen betreffend Baustopp am Flugfeld Aspern. In formeller Hinsicht ist die sofortige Abstimmung beantragt. - Wer ist dafür? – Die Freiheitlichen sind dafür. (GR Mag Thomas Reindl: Die vier anwesenden Freiheitlichen sind dafür!) Der Antrag hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden, ist somit abgelehnt. 

Der Antrag Nummer 3: Beschlussantrag, ebenfalls von den Freiheitlichen, betreffend Fluglärm im Westen und Südwesten Wiens. Hier ist in formeller Hinsicht die Zuweisung an die Gemeinderatsausschüsse für Stadtentwicklung und Verkehr und Umwelt beantragt. - Wer ist dafür? (GR Dr Herbert Madejski: Welcher Antrag ist das jetzt?) Ich habe da stehen beim Antrag 3: Freiheitliche, Fluglärm im Westen und Südwesten Wiens. So steht es da. (GR Dr Herbert Madejski: Okay!) In formeller Hinsicht ist die Zuweisung an die beiden Ausschüsse beantragt. - Bitte um ein Zeichen der Zustimmung. – Die Freiheitlichen sind dafür und die GRÜNEN. (GR Mag Thomas Reindl: Alle vier anwesenden Freiheitlichen!) Das hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden.

Nächster Antrag, ebenfalls von den Freiheitlichen, betreffend Parkplatzerweiterung für das neue Fachhochschulzentrum Favoriten. Hier ist in formeller Hinsicht die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss Stadtentwicklung und Verkehr beantragt. - Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist von der ÖVP und von den Freiheitlichen unterstützt und hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden.

Der letzte Antrag ist von den GRÜNEN betreffend umgehende Einleitung eines Mediationsverfahrens zur Erarbeitung von Lösungsvorschlägen im Rahmen eines Flächenwidmungs- und Bebauungsplanes. Hier ist ebenfalls die sofortige Abstimmung beantragt. - Wer ist bitte dafür? – Ist von den GRÜNEN, der Volkspartei und den Freiheitlichen unterstützt und hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 29 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 6986E im 10. Bezirk. Die Berichterstatterin, Frau GRin Gaal, wird einleiten.

Berichterstatterin GRin Kathrin Gaal: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet. Frau GRin Smolik hat sich gemeldet. 

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Es geht bei diesem Geschäftsstück um eine Flächenumwidmung im 10. Bezirk in der Kundratstraße. Die ÖBB hat dort ein Lehrlingsheim und will dieses Lehrlingsheim jetzt ausbauen. Wir haben prinzipiell nichts gegen dieses Lehrlingsheim, trotzdem möchte ich auf ein paar Punkte zu sprechen kommen, die sich im 10. Bezirk durch die laufenden Flächenumwidmungen, die dort in der letzten Zeit passieren, ergeben. Mir geht es vor allem um einen, nämlich um den Hamster. (Die Rednerin stellt ein großes Bild eines Hamsters auf einen Sessel vor dem Rednerpult. – GR Mag Thomas Reindl: Das ist aber kein Feldhamster!) Doch, lieber Kollege Reindl, du kennst dich offensichtlich mit Hamstern nicht aus. Das ist ein Feldhamster, der sehr viel größer ist als ein Haushamster, den es nämlich gar nicht gibt. Der Goldhamster, den du vielleicht meinst, der ist um einiges kleiner. Der da wird bis zu 35 cm groß, wenn er sich aufrichtet, und ist nicht so possierlich, wie die kleinen, die gerne zu Hause in den Kinderzimmern sind. (GR Mag Thomas Reindl: Der ist aber zu groß!) Aber wie wir heute schon gehört haben, sind wir auch hier, um zu bilden, und das ist wieder ein Beitrag dazu. Nämlich wie schaut der Feldhamster überhaupt aus? – So sieht er aus!

Wir haben im 10. Bezirk eines der wenigen Feldhamstervorkommen mittlerweile in Wien. Der Feldhamster geht in West- und Mitteleuropa stark zurück. Die Populationen nehmen immer mehr ab, und wir haben in diesem Wien eigentlich nur mehr zwei Bezirke, wo wir von bestehenden Populationen sprechen können, und einer davon ist Favoriten. Und warum ist das in Favoriten so? Wir haben in Favoriten Gott sei Dank noch Flächen – aber die werden immer weniger –, die landwirtschaftlich genutzt sind, Ackerräume, Ackerraine, unbefestigte Feldwege und Brachen, wo sich diese Tiere gerne aufhalten, so wie auch das Ziesel. 

Diese Tiere sind, wie schon gesagt, stark vom Aussterben bedroht. Sie zählen zu den stark geschützten Tierarten und werden auch auf der Roten Liste als gefährdet eingestuft. 

Und was hat das jetzt mit der Kundratstraße zu tun?, werden Sie sich vielleicht wundern. In der Kundratstraße gibt es sehr wohl ein Hamstervorkommen, und zwar ein gar nicht so kleines Hamstervorkommen. Da es keine aktuelle Kartierung von der MA 22 gibt – die wurde nämlich erst dann aktiv, als es jetzt eben um diese Flächenwidmung gegangen ist –, haben wir uns die Mühe gemacht, eine Kartierung außerhalb des Gebietes zu machen, denn in das Gebiet selbst durften wir nicht hinein. Für alle, die Kartierungen vielleicht nicht kennen: Man mäandert das Gebiet ab, schaut, wo die Baue sind, und rechnet dann hoch, wie viele Tiere dort sein könnten. Das hat eine Wissenschafterin gemacht, die sich mit den Hamstern tagtäglich an der Uni Wien beschäftigt. Es sind außerhalb des Gebietes schon einige Vorkommen der Hamster zu sehen, und innerhalb des Gebietes sind auch einige Hamstervorkommen zu beobachten. Es handelt sich um eine Population von zirka 700, 750 Tieren, die dort noch leben, die aber, wenn wir diese Flächenumwidmung machen und das Bauvorhaben, das dort jetzt geplant ist, dann durchgeführt wird, nicht mehr dort leben werden.

Es ist auch beim Wasserturm – wer die Gegend dort kennt – schon zu sehen, wie mit Populationen von Feldhamstern umgegangen wird. Die Großbaustelle beim Wasserturm ist so, dass es keinen einzigen Hamster dort mehr gibt. Da sind die Bagger aufgefahren, es wurde alles umgegraben. Dass die Hamster, die sich jetzt wahrscheinlich schon im Winterschlaf befinden, dort dann ausgebuddelt werden und das nicht überleben, liegt auf der Hand. Das heißt, in der Kundratstraße werden wir dieselbe Situation haben, dass die Hamster dort aussterben und wieder ein Gebiet in Wien hamsterfrei gemacht wurde, und ich glaube nicht, dass das in unserem Sinn sein kann. 

Im Akt ist ja zuerst zur Umweltsituation beziehungsweise dann auch weiter hinten bei den Umwelterwägungen zu lesen gewesen – und das habe ich dann schon als eine Chuzpe empfunden, denn alle, die sich dort ja vielleicht auch öfter umtreiben, und auch die ÖBB wissen vom Hamstervorkommen –: Naturschutzrelevante Tier- und Pflanzenarten sind nicht dokumentiert. 

Natürlich sind sie nicht dokumentiert, weil es seit 2002 keine aktuelle Kartierung von der MA 22 mehr gegeben hat. Es gibt Richtlinien, die besagen, wie oft ein Monitoring von bedrohten Tierarten stattfinden muss. Das gilt auch für Wien. Das ist, wenn sie stark bedroht sind, alle ein bis zwei Jahre, und wenn sie gefährdet sind, alle drei Jahre. Die letzte Kartierung war 2002. Das heißt, die MA 21B – und da mache ich gar keinen großen Vorwurf daraus –, die konnte das nicht wissen, denn die schaut, gibt es dort jetzt ein Vorkommen oder nicht. Es gab keine aktuelle Kartierung, also hat sie darauf hingewiesen, dass es offensichtlich keine naturschutzrelevanten Tier- oder Pflanzenarten gibt. 

Es hat dann Einsprüche von den AnrainerInnen gegeben, die sich sehr wohl damit auseinandersetzen, die ja auch in ihrer Wohnumgebung sehen, dass sich dort Hamster aufhalten, die den Hamstern dort ja auch begegnen. Daraufhin hat die MA 21B die Umweltschutzabteilung eingeschaltet, und es gibt ja auch eine Stellungnahme dazu, in der sehr wohl jetzt ein Vorkommen bestätigt wurde. Das Vorkommen ist, wie gesagt, nicht so klein, denn es sind an die 750 Hamster, die dort zumindest noch leben. 

Die MA 22 hat schon im Zusammenhang mit dem Eisring Süd, wo wir dasselbe Problem haben – da sind es aber 1 800 Hamster, die wir mit dem Umbau am Eisring Süd ihrem Schicksal überlassen –, Stellung genommen und hat damals, als es um den Eisring Süd und um die Feldhamster gegangen ist, festgehalten – und ich möchte aus der Aussendung von der MA 22 zitieren, denn die sagt ja deutlich, was hier zu tun ist, nämlich da steht: „Feldhamster stehen in Wien unter strengem Schutz. Im Wiener Naturschutzgesetz werden sie als streng geschützt geführt, auf der Roten Liste sind sie als gefährdet eingestuft. Im Wiener Naturschutzgesetz und in der Wiener Naturschutzverordnung sind daher zahlreiche Schutzmaßnahmen für den Hamster und seinen Lebensraum vorgesehen." – Hier in der Kundratstraße ist offensichtlich nichts dazu vorgesehen. – „Jeder geplante Eingriff in den Lebensraum von Hamstern muss von der Wiener Umweltschutzabteilung geprüft werden."

Das haben die jetzt gemacht. Sie haben festgehalten, es gibt dort ein Hamstervorkommen. Die Größe ist mir nicht bekannt. Ich weiß nicht, ob es wirklich kartiert wurde oder ob man nur, so wie wir es gemacht haben, geschätzt hat beziehungsweise eine Begehung gemacht hat. 

Aber was passiert jetzt weiter? Wird es jetzt dort eine Bebauung geben? Wird auf den Hamster Rücksicht genommen werden oder nicht? Die AnrainerInnen und jene, die sich mit der Population der Hamster in Wien beschäftigen, befürchten, dass auf den Hamster keine Rücksicht genommen wird. 

Die grüne Bezirksgruppe in Favoriten hat schon beantragt, dort eine Umweltprüfung durchzuführen, denn es ist klar, dass Umwidmungen erst dann vorgenommen werden dürfen, wenn sichergestellt ist, dass die etwaigen Hamsterpopulationen uneingeschränkt gesichert sind. Bis jetzt habe ich noch nicht gehört, wie sichergestellt werden soll, dass die Hamsterpopulation, wenn wir dort das Lehrlingsheim ausbauen, uneingeschränkt gesichert wird. 

Alle Phantasien, die es ja immer wieder gibt, dass wir die Hamster umsiedeln, kann man ins Reich der Märchenträume verweisen, denn es gibt kein einziges Modell auf der ganzen Welt, wo Hamster jemals erfolgreich umgesiedelt wurden. Ich glaube nicht, dass Wien das erste Land sein wird, die erste Stadt sein wird, die das schafft, aber ich glaube auch nicht, dass das sinnvoll ist, denn wohin sollen wir sie denn übersiedeln. Es gibt den Eisring Süd nicht mehr, und auch in Rothneusiedl, wo es das dritte große Hamstervorkommen gibt, sind Bauvorhaben geplant. 

Das heißt, wir haben hier ein massives Artenschutzproblem. Wir haben das Problem, dass der Hamster in Wien, so wie das Ziesel, vom Aussterben bedroht ist. Das Ziesel ist in den letzten Jahren um 60 Prozent zurückgegangen. Der Hamster scheint einen ähnlichen Leidensweg in Wien einzuschlagen. 

Für uns ist diese Situation nicht tragbar. Deswegen werden wir dieser Flächenwidmung auch nicht zustimmen, und ich hoffe sehr, dass die MA 22 ihres Amtes waltet und die Hamster vor dem Aussterben rettet und dass die Einsicht einkehrt, dass wir nicht immer zu Gunsten von Bauvorhaben vorgehen, sondern auch auf den Artenschutz Rücksicht nehmen. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Kathrin Gaal: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Wie bereits erwähnt, das vorliegende Plandokument umfasst das Lehrlingsheim und das Schulungszentrum der ÖBB in Favoriten in der Kundratstraße. Es stimmt, im Plangebiet leben Feldhamster, die zu den geschützten Arten zählen, es stimmt aber auch, dass wir, wie die Frau Kollegin Smolik ja auch selbst gesagt hat, in Favoriten noch sehr, sehr viele Feldhamster haben (GRin Claudia Smolik: Nicht mehr lange! – GR Mag Rüdiger Maresch: Es werden immer weniger!), wir aber auch bei der Flächenwidmung keine Maßnahmen setzen können, Frau Kollegin Smolik, zum Schutz dieser Tiere. Was wir heute hier bei der Flächenwidmung machen können, ist festzulegen, dass die nichtbebauten Flächen gärtnerisch zu gestalten sind. Das können wir festlegen, und das tun wir auch in der Flächenwidmung.

Aber Frau Kollegin Smolik sagt es auch, dass, sobald dort in dem Gebiet um eine Baubewilligung angesucht wird, ein Artenschutzverfahren nach dem Wiener Naturschutzgesetz durchzuführen ist. Somit kann man, glaube ich, davon ausgehen, dass es dort kein Projekt geben wird, das erhebliche Auswirkungen auf die Umwelt und somit auch auf die Feldhamster hat.

In diesem Sinne bitte ich noch einmal um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Wir kommen jetzt zur Abstimmung.

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 29 ist, den bitte um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrstimmig, gegen die Stimmen der Grünen, so angenommen.

Es gelangt die Postnummer 32 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7382 im 22. Bezirk. Die Berichterstatterin, Frau GRin Schrödl, leitet bitte ein.

Berichterstatterin GRin Karin Schrödl: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung.
Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet. Herr GR Mahdalik hat sich gemeldet. Ich bitte ihn zum Rednerpult.

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Herr Vorsitzender! Werte Damen und Herren!

Ich möchte nur kurz erklären, weil es da Unterschiede gibt im Stimmverhalten in Bezirksvertretung und im Stimmverhalten im Gemeinderatsausschuss und im Gemeinderat. Ich möchte nur kurz darlegen, warum das so ist. 

Wir haben im Bezirk zugestimmt, weil es eine Teilverbesserung gegenüber den Jahren davor, gegenüber dem alten Plandokument gibt. Die Probleme, die es dort in diesem Siedlungsgebiet gibt, sind den meisten wahrscheinlich nicht bekannt. Es sind sehr viele Straßen in diesem Bereich seit Jahr und Tag nicht ins öffentliche Gut übernommen. Dort führt die Hauptwasserleitung durch, die ist desolat, die ist Jahrzehnte alt. Jedes Jahr gibt es einen Schwund, der ist lawinös. Es ist noch eine offene Rechnung auf dem Tisch von 84 000 EUR, die die 138 Anrainer, Hausbesitzer, dort bezahlen müssen. Die ist noch unbezahlt, und alleine heuer sind an kleineren Reparaturen in diesem Bereich, Straße, Kanal, Sonstiges 14 000 EUR angefallen. 

Seit sicher zehn Jahren gibt es Bestrebungen des Vereins dort, dass diese Straße und Wege endlich in das öffentliche Gut übernommen werden. Es war auch einmal fast schon so weit unter dem leider viel zu früh verstorbenen Bezirksvorsteher Effenberg, der noch ein Mann der Tat war. Nachher ist es ja wirklich rapide bergab gegangen. Es war schon alles geregelt, die Leute haben beim Notar die 12 000 EUR hinterlegt gehabt, es gab Abtretungserklärungen und, und, und. Es ist dann leider dazwischengekommen, dass Bezirksvorsteher Effenberg von uns gegangen ist, und seitdem hat sich überhaupt nichts mehr getan, obwohl der Verein seine Initiativen nicht eingestellt hat.

Der Bezirk stellt sich auf den Standpunkt, er übernimmt zwar jetzt mit diesem Plandokument die 6 m breiten Straßen ins öffentliche Eigentum, aber nicht die 4 m breiten, und genau dort sind aber die wahren Probleme und die Leute werden nach wie vor jedes Jahr zehntausende Euro auf den Tisch legen müssen für die Wasserleitungen, für sonstige Reparaturen, und das sehen die Anrainer nicht ein, und das sehen auch wir nicht ein.

Wir haben deswegen im Bezirk zugestimmt, weil ich der irrigen Hoffnung unterlegen bin, dass wir das in Gesprächen im Gemeinderatsausschuss im Vorfeld des Gemeinderates noch dahin bringen können, dass auch die 4 m-Straßen ins öffentliche Gut übernommen werden. Dem war nicht so. Die Leute bleiben mit ihren Problemen alleine, bleiben auf den Schulden sitzen und bleiben auch auf den in den nächsten Jahren noch anfallenden Zahlungen sitzen. 

Aus diesem Grund müssen wir dieses Plandokument heute ablehnen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. 

Berichterstatterin GRin Karin Schrödl: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Der Kollege Mahdalik hat es schon erwähnt: In der Bezirksvertretung wurde diesem Akt zugestimmt, und das Erstaunliche ist, dass wir diese Debatte um die Übernahme von Straßen in das öffentliche Gut jetzt hier im Gemeinderat führen. Die Zuständigkeit für diese Maßnahme liegt nämlich ganz klar und eindeutig in der Kompetenz des Bezirkes, und ich denke, das sollte bekannt sein, und zwar auch Gemeinderäten, die jahrelang in der Bezirksvertretung tätig gewesen sind. 

Daher bitte ich um Zustimmung zum vorliegenden Akt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 32 ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrstimmig, gegen die Stimmen der Freiheitlichen, angenommen.

Es gelangt die Postnummer 33 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7887 im 22. Bezirk. Hier ist keine Wortmeldung vorgesehen. Wir können gleich abstimmen. - Wer ist für dieses Plandokument? – Mehrstimmig, gegen die Stimmen der Freiheitlichen und der Grünen, angenommen.

Die nächste Post, die Postnummer 34 der Tagesordnung kommt zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7621E im 11. Bezirk. Auch hier gibt es keinen Redner. Wir können abstimmen. - Wer ist für dieses Plandokument? – Mehrstimmig, gegen die Stimmen der Grünen, angenommen.

Postnummer 36 ist aufgerufen. Plandokument 7818 im 2. Bezirk. Hier wird der Berichterstatter, Herr GR Valentin, einleiten.

Berichterstatter GR Erich Valentin: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung zu diesem Plandokument.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet. Frau GRin Dipl-Ing Gretner hat sich gemeldet.

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Es geht da um einen Flächenwidmungsplan im 2. Bezirk. Da gibt es eine lange, lange Vorgeschichte dazu, und zwar um einen öffentlichen Durchgang, um einen Fußweg auf den Weiser-Gründen. Wenn man die U-Bahn-Station Roßauer Lände kennt und dann diesen Steg quert und dann eben in den 2. Bezirk kommt, befindet sich dort ein Gebiet, wo in den letzten Jahren doch eine recht starke Wohnbautätigkeit stattgefunden hat, also zwischen Augarten und Donaukanal. Wie gesagt, beispielsweise im Bezirk gab es um diesen Durchgang schon Diskussionen. Ich habe jetzt daraus notiert: Ende November 2002 wurden die Wohnungen bezogen. Damals wurde den BewohnerInnen schon versprochen, dass dieser Durchgang kommt, und dann gab es eben verschiedene Aktivitäten von eigentlich verschiedenen Fraktionen, es gab Anfragen und Verhandlungen, auch mit den Grundstückseigentümern, um diesen öffentlichen Durchgang endlich durchzusetzen. 

Man muss wissen, da geht es also um sehr tiefe Bauplätze, und es würde wirklich für die Bevölkerung erhebliche Vorteile bringen, könnte man hier durch die Areale durchgehen, weil man eben dann direkt zur U-Bahn-Station käme. 

Auch schon vor den Wahlen im Jahr 2005 und 2006 ist öffentlich erklärt worden, dass dieser Durchgang ohnehin in wenigen Monaten eröffnet sein wird. Das ist aber dann leider daran gescheitert, dass sich eben die Grundstückseigentümer da sehr hartnäckig geweigert haben. 

Jetzt vor Kurzem, im Oktober 2009, hat sich der ÖVP-Stadtrat Walter in einem Schreiben an die Bewohner gewandt, worin er schon erklärt, dass jetzt die Öffnung quasi bald stattfinden wird, woraufhin wiederum dann andere Fraktionen reagiert und gesagt haben, das ist gar nicht wahr. Erstaunlich war, dass man, als der Rotdruck dann im Planungsausschuss diskutiert wurde, gesehen hat, dass auf einen öffentlichen Durchgang widmungsmäßig ab einer bestimmten Zeit dann eigentlich verzichtet wurde, weil eben der Grundstückseigentümer sich jahrelang geweigert hat. 

Das ist wiederum etwas, wo ich gesagt habe, da können wir Grünen nicht mit. Wenn wir wirklich die fußläufig gut erschlossene Stadt wollen und eben solche öffentliche Durchgänge widmen, dann kann man nicht, nur weil sich ein Grundeigentümer jahrelang weigert, dann diese Widmung wieder herausnehmen. Denn wenn sich das herumspricht, dann braucht man in ganz Wien nicht mehr zu versuchen, irgendwelche Durchgänge durchzusetzen, denn dann wird sich einfach jeder weigern, weil er genau weiß, dass da nachgegeben wird.

Deswegen habe ich auch einen Beschluss- und Resolutionsantrag für heute vorbereitet, weil es nämlich durchaus die Möglichkeit gäbe, für öffentliche Durchgänge auch Enteignungen durchzuführen seitens des Magistrats. Gott sei Dank gibt es jetzt einen gemeinsamen Antrag, diesen öffentlichen Durchgang wieder in den Plan hineinzunehmen, was ich wirklich sehr vernünftig, wichtig und richtig finde, weil eben das nicht Schule machen darf, dass sich Eigentümer weigern und somit für die Allgemeinheit wirklich Nachteile entstehen, ich möchte aber zur Sicherheit doch diesen Beschluss- und Resolutionsantrag zusätzlich einbringen, damit auch dieser Eigentümer weiß, dass wir es ernst meinen. 

Ich weiß, dass dieser Antrag nicht bei allen Fraktionen auf Gegenliebe stößt, aber trotzdem denke ich, ist es ein wichtiges Signal, diesem Eigentümer zu signalisieren, es gibt diese rechtliche Möglichkeit, und wenn er jetzt nicht mitmacht, dann wird das auch durchgezogen. Wir haben auch eine Frist hineingenommen. Da es den Bewohnern schon 2002 versprochen wurde, habe ich die Frist mit Sommer 2010 festgesetzt. Bis dahin soll dieser öffentliche Durchgang dann endlich zumindest auf Schiene sein, freilich baulich noch nicht durchgeführt, aber doch zumindest soweit geplant, dass es quasi unmittelbar bevorsteht, dass man ihn nutzen kann. Sollten diese Einigung und diese Detailplanung noch nicht vorliegen, sollte eben der Magistrat diese notwendigen Schritte einleiten, um diesen öffentlichen Durchgang dann für die Öffentlichkeit durchzusetzen. 

Eine kleine Anmerkung dazu noch. Es ist leider am Flächenwidmungsplan vom Maßstab her sehr schwierig, hier ganz detailgenau zu arbeiten, aber es gibt auch Fotos vom Gelände. Ich fürchte, die sind jetzt zu klein, als dass Sie das sehen könnten. Es befinden sich dort auf dem Weg, wo das jetzt vorgesehen wäre, ziemlich neu gepflanzte Bäume und auch daneben gleich ein Kinderspielplatz. Die Bewohner haben sich das schon recht gut angeeignet, die Kinder spielen dort Fußball, und unser Vorschlag wäre eigentlich gewesen, diesen Fußweg ein bisschen näher zu diesem Parkhaus zu rücken. Das wäre eigentlich baulich leichter durchführbar und betrifft eben auch das Grundstück dieses Grundstückseigentümers, wo dann der Rest des Fußweges verlaufen wird. Da muss man sicher bei der Realisierung darauf achten, dass das so gemacht wird, dass auch die Bewohner dann gut damit leben können und diese Grünflächen nicht total zerstört werden.

Ich denke aber, da heute diese Einigung stattfindet und es diesen gemeinsamen Antrag gibt, dass das alles gut und wunderbar funktionieren wird. Im besten Fall bis zum nächsten Sommer 2010, und wenn nicht, wie gesagt, bitte ich Sie, diesem Beschlussantrag zuzustimmen, damit man diese öffentlichen Interessen dem Grundstückseigentümer gegenüber durchsetzen kann. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Das Wort hat Herr GR Hora.

GR Karlheinz Hora (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter!

Es wurde ja jetzt einiges über einen Detailplan in der Leopoldstadt gesprochen, ein Detailprojekt, das ich wirklich schon seit meiner Zeit hier im Gemeinderat kenne. Es sollte ursprünglich ein Weg gemacht werden von einer Wohnhausanlage, den so genannten Weiser-Gründen, zur Oberen Donaustraße. Es ist in den Plandokumenten auch nach wie vor ein Durchgang eingezeichnet gewesen im Bereich der Liegenschaft eines Bauträgers in der Oberen Donaustraße, jedoch ist dieser nie realisiert worden. 

Und vielleicht ist da auch der Unterschied. Ich darf ja einen Abänderungsantrag zur Kenntnis bringen, den wir jetzt einbringen, dass in dem Flächenwidmungsplan 7818 der Punkt 4.7 dahin geändert wird, dass dort ein öffentlicher Durchgang in einer Breite von 4 m anzuordnen ist. 

Der Unterschied zu dem, was die Kollegin Gretner gemeint hat, ist, wir brauchen dort keinen Weg zu asphaltieren, wir brauchen dort nichts zu machen außer einen Draht durchzuschneiden, dann wäre nämlich der Weg gegeben. Was Sie noch im Kopf haben, ist ein Plandokument aus früheren Zeiten, wo der Weg nicht der direkte gewesen wäre, sondern rundherum, also um etwa 150 m länger gewesen wäre, rund um ein Parkdeck. Aber das ist grundsätzlich nicht notwendig, denn die innere Erschließung – auch im neuen Plandokument ist nämlich eine zusätzliche Erschließung auch bei der Oberen Donaustraße 15 vorgesehen – des Bauprojektes ist vorhanden, aber auch die Erschließung des Grundstückes in der Oberen Donaustraße 21 bis 23 ist bereits entsprechend realisiert. 

Wie gesagt, um das Ganze überhaupt ins Rollen zu bringen, wäre es nur notwendig, am Ende eines Weges ein Feld auseinanderzuschneiden, dann würde dieser Durchgang entstehen. 

Ich darf mich hier auch – und ich stehe nicht an, das zu tun – beim Kollegen StR Walter bedanken. Seit 2002 haben wir Seite an Seite gekämpft mit den Bauträgern, bei den Grundeigentümern vorstellig zu werden, um das zu realisieren. Es ist uns nicht geglückt. Andere Fraktionen haben sich darauf beschränkt, dass man Forderungen stellt und nicht aktiv einschreitet. 

In diesem Zusammenhang glaube ich, dass man gerade bei Bezirksthemen öfter den direkten Weg und einen gemeinsamen Weg suchen soll und nicht immer nur als Trittbrettfahrer aufscheinen. 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit und ersuche um Zustimmung zu dem Änderungsantrag und auch um Zustimmung zum Plandokument. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Es liegt mir nun keine Wortmeldung mehr vor. Oder doch? Ich habe nichts verzeichnet, aber Sie haben selbstverständlich das Wort, Frau Kollegin.

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Es ist jetzt etwas Ungewöhnliches passiert, muss ich sagen, wie es in dem Haus zumindest mir noch nie passiert ist. 

Wir haben uns geeinigt gehabt, dass wir diesen Antrag gemeinsam einbringen. Ich habe das auch mehrmals in meiner Rede gesagt, und es wurde mir ja auch nicht widersprochen. Ich habe mich ohnehin gewundert, dass ich nichts zum Unterschreiben bekommen habe, aber offensichtlich hat man doch die rot-schwarze Koalition hier wieder einmal darstellen wollen und hat uns – das muss ich wirklich sagen – auf unfeine Art abserviert. 

Deswegen bringe ich jetzt noch den eigenen Antrag ein, der nämlich die Sache ein bisschen genauer festlegt. Es geht auch um diesen öffentlichen Durchgang, es ist nur die Festlegung der Fläche ein bisschen großzügiger. Das heißt, es gäbe dann mehr Möglichkeiten. Es würde natürlich auch reichen, den Zaun durchzuschneiden, Herr Hora, da widerspreche ich Ihnen nicht, es ist nur vielleicht nicht so lustig, ständig durch den Gatsch zu latschen, man wird dort schon ein bisserl was machen müssen. 

Ich bin sehr neugierig, ob Sie sich dann in dieser netten Eintracht auch so für die Realisierung dieses Weges einsetzen werden, und nach dieser Vorgehensweise können Sie sich sicher sein, dass wir Sie so lange sekkieren werden, bis das endlich durchgeführt wird. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN. – GR Dr Herbert Madejski: Können wir den Antrag haben?)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Gibt es jetzt noch Wortmeldungen? – Das ist nicht der Fall. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. 

Berichterstatter GR Erich Valentin: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich wollte eigentlich auf das Schlusswort verzichten, möchte aber, nachdem ich für den reibungslosen Ablauf verantwortlich bin, fragen: Sie haben den Antrag? (GR Dr Herbert Madejski: Ja, wir haben ihn jetzt!) Okay. Gut. Dann bitte ich um den Abstimmungsvorgang.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Dann kommen wir jetzt zur Abstimmung. Ich lasse zunächst die beiden vorliegenden Abänderungsanträge abstimmen. 

Ich beginne mit jenem Abänderungsantrag von SPÖ und ÖVP. Wer für diesen ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Hier stelle ich die Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und SPÖ fest. Der Abänderungsantrag hat die erforderliche Mehrheit gefunden. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Abänderungsantrag der Grünen. - Wer für diesen Abänderungsantrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Hier stelle ich die Zustimmung von der FPÖ und von den Grünen fest. Der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit. 

Ich lasse nun das Geschäftsstück, sohin den Antrag des Berichterstatters abstimmen. - Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Hier gibt es die Zustimmung von ÖVP und SPÖ. (Ruf: Und bei den GRÜNEN.) Und von den Grünen. Pardon! Der Antrag ist mehrstimmig angenommen. 

Es gibt jetzt noch einen Beschluss- und Resolutionsantrag, der abzustimmen ist. Er ist von den Grünen. - Wer für diesen Beschlussantrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. (GR Dr Herbert Madejski: Welcher Antrag ist das jetzt?) Es gibt nur einen Beschlussantrag zu diesem Geschäftsstück betreffend Festsetzung des Flächenwidmungsplanes 7818. Wer für diesen Beschlussantrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Hier gibt es die Zustimmung der Grünen. Der Beschlussantrag hat nicht die erforderliche Mehrheit. 

Wir kommen zur Postnummer 38 der Tagesordnung: Plandokument 7845 KatG Brigittenau. Eine Wortmeldung liegt mir nicht vor. Wir kommen sofort zur Abstimmung. - Wer ist dafür? – Ich stelle die Zustimmung fest von der SPÖ. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen. 

Wir kommen zur Postnummer 40 der Tagesordnung: Plandokument 7882 KatG Leopoldstadt. Auch hierzu liegt mir keine Wortmeldung vor. Wir kommen sofort zur Abstimmung. - Wer ist dafür? – Ich stelle die Zustimmung fest von ÖVP, FPÖ und SPÖ. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen. 

Wir kommen zur Postnummer 5 der Tagesordnung: Änderung der Geschäftsordnung der Bezirksvertretungen. Berichterstatterin ist Frau GRin Yilmaz. Ich bitte sie, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Nurten Yilmaz: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Verehrte Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung zum vorliegenden Poststück.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Das Wort hat Frau GRin Matiasek. 

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wir haben ja im Ausschuss diesem Poststück unsere Zustimmung nicht gegeben, und zwar aus dem Grund, weil wir wirklich der Auffassung waren, dass nach diesem langen Diskussionsprozess, der ja der Änderung der Stadtverfassung, der Erweiterung der Kompetenzen für die Bezirke und der Geschäftsordnung für die Bezirke dienen sollte, für die Bezirke unterm Strich eigentlich, wie diesem Poststück zu entnehmen ist, sehr, sehr wenig herausgekommen ist. 

Wir haben ja – aber nicht nur wir, sondern auch die anderen Parteien – eine Reihe von Wünschen und Änderungsanträgen gehabt, und es ist ja auch diskutiert worden, nur ist die Diskussion darüber wieder eingeschlafen, und man hat sich jetzt sozusagen bei einer Minimallösung oder bei einer Miniminimallösung gefunden. Dabei gäbe es eine ganze Reihe von Dingen, die vor allem für die Bezirke, die aber auch fürs Kontrollrecht insgesamt oder für die direkte Demokratie wichtig wären.

Wir haben heute Früh im Rahmen der Fragestunde vom Herrn Bürgermeister seine Position gehört, und ja, es ist zu entnehmen gewesen, dass er sich offensichtlich für die Zukunft vorstellen kann, dass die direkte Demokratie in Wien ausgebaut wird, dass es mehr Befragung der Bevölkerung geben kann, dass dies möglich sein wird. Aber ich sehe jetzt einmal ab von dem Vorhaben der Volksbefragung, die im Zuge des Wahlkampfs ja mehr oder weniger doch als ein sehr parteipolitisches Instrument zu sehen ist. 

Wir werden heute hier im Gemeinderat dem Poststück unsere Zustimmung geben, so unter dem Motto, ein bisschen ist es besser als gar nichts, aber es kann die Diskussion nicht abgeschlossen sein. 

Gleich vorweg: Von GR Margulies wird eine ganze Reihe von Anträgen eingebracht werden, die sich vielfach auch mit unseren Wünschen decken. Wir werden denen daher heute auch unsere Zustimmung geben. 

Es gibt eine ganze Reihe von Wünschen, vor allem auch in den Bezirken, und ich möchte mich durchaus auch verstärkend etwa mit der Protokollierung der Sitzungen der Bezirkvertretungen befassen. Es muss ja möglich sein, dass man hier die Sitzung in einem Gesamtprotokoll mitverfolgt und es nicht nur – und das ist das Problem, das wir mit den Bezirken haben – der Willkür der Bezirksvorsteher oder Bezirksvorsteherinnen unterliegt, wie weit sozusagen das Büro Details während einer Sitzung mitverfolgt und diese dann auch weitergibt. Die Regelung müsste sein, dass auch eine Sitzung der Bezirksvertretung insgesamt lückenlos nachzuvollziehen ist, und hier wäre natürlich auf jeden Fall ein Tondokument das Beste, das eben über einen bestimmten Zeitraum aufgehoben wird und in Zweifelsfällen – und die gibt es natürlich – herangezogen werden kann. Da ist es vor allem sehr wichtig, dass es nicht sein kann, dass etwa die Stellungnahme eines Mitgliedes der Bezirksvertretung in der Diskussion dann vielleicht im Nachhinein missbräuchlich interpretiert und veröffentlicht werden kann, und die Person hat dann überhaupt keine Möglichkeit mehr, sich dagegen zu wehren. Das ist schon passiert, und ich finde, das darf so nicht sein. 

Es ist schon vor vielen Jahren ja sogar im Rahmen von ÖH-Sitzungen gelungen, ein Tonprotokoll einer Sitzung zu machen, und daher müsste das auch möglich sein. Ich sehe ein, dass es schwierig ist, während einer Bezirksvertretungssitzung auch noch ein stenographisches Protokoll anzufertigen, aber es gibt ja heute Gott sei Dank auch andere technische Möglichkeiten. 

Wir halten es auch für wichtig, dass man eine normierte Vorgangsweise in den Bezirken macht, was zum Beispiel die Beantwortung der Anfragen der einzelnen Klubs betrifft. Auch hier gibt es einmal eine schnell hingesagte mündliche Antwort oder eine ausführliche schriftliche Antwort. Das bleibt alles sozusagen im Ermessen der Bezirksvorsteher, und man tut sich dann sehr schwer. Es kommt zu Unschärfen, vielleicht auch zu wirklichen Missverständnissen, und das sollte nicht sein. Ich glaube, es ist für alle Beteiligten besser, wenn man sich endlich dazu durchringt, hier eine einheitliche Vorgangsweise zu schaffen. 

Es ist nach wie vor nicht geregelt, dass man auch auf Bezirksebene Bürgerversammlungen abhält und diese eben auch einer Norm unterzieht. Es wurde auch das seitens der Opposition schon wiederholt verlangt, und wir sagen damit nichts Neues. 

Es gibt zu wenig Berichte aus den verschiedenen Bereichen, es gibt eben einen riesengroßen Forderungskatalog. Ich will mich jetzt nicht auf alle einzelnen Punkte einlassen, aber ich bitte nur eines, vor allem an die SPÖ gerichtet: Wenn wir heute schon gehört haben, dass hier durchaus der Wille zu einer Erweiterung der direkten Demokratie und einer damit vielleicht auch notwendigen Änderung im Bereich der Stadtverfassung, der Geschäftsordnung gegeben ist, dann ringen Sie sich dazu durch und nehmen Sie vor allem die Diskussionen darüber wieder auf mit den betreffenden Personen aus den Bezirken.

Man hat ja viele Fragebögen ausgesendet, man hat viele Meinungen eingeholt, und es haben sich vor allem auch die Leute in den Bezirken stundenlang hingesetzt, um zu einer Meinung zu kommen. Das, was in dem Paket jetzt drinnen ist, hätte man per Telefonanruf auch erreichen können. 

Ich fordere Sie somit auf oder ich ersuche Sie sehr nachdrücklich: Nehmen Sie die Diskussion wieder auf und nehmen Sie hier vor allem auch die Stellungnahme der Opposition ernst! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Dipl-Ing Margulies. 

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! 

Wahrscheinlich hätte es nicht einmal die Telefonanrufe gebraucht, um eine gender-gerechte Sprache, die wir ausdrücklich begrüßen, in die Geschäftsordnung der Bezirksvertretungen einzufügen. Da hätte man einfach kurz reden müssen. Machen wir. Passt. Erledigt. 

Insofern ist es natürlich traurig, wie auch schon meine Vorrednerin angesprochen hat, dass man einen Prozess startet, länger als ein Jahr in Wirklichkeit unglaublich viele Stunden investiert und ein durchaus begrüßenswertes, aber leider sehr minimales Ergebnis letztendlich herausschaut. 

Da komme ich gleich zu einem Punkt, wo ich die Antwort darauf gebe, warum wir unsere Anträge, die ich jetzt nach und nach einbringen werde, nicht auf Zuweisung gestellt haben. Wir haben über ein Jahr ernsthaft diskutiert. Wir haben gemeinsam das Für und Wider und die verschiedenen Punkte besprochen, wie wir uns aus grüner Sicht vorstellen, dass Bezirksvertretungen funktionieren, und das ist von den anderen Fraktionen auch gekommen. 

Und jetzt am Ende eines Diskussionsprozesses ist es notwendig, Farbe zu bekennen und nicht im Sinne eines endlosen Hamsterrades eine Diskussion von vorne zu beginnen, die eigentlich abgeschlossen ist. Was sich herausgestellt hat und was ich bedauerlich finde, ist, dass die Geschäftsordnungsänderungsvorschläge, insbesondere diejenigen, die seitens der Grünen gemacht wurden, von der Sozialdemokratie, bislang zumindest, zurückgewiesen wurden und nicht in einem gemeinsamen Antrag ihren Niederschlag gefunden haben, nur als Ergebnis dessen interpretiert werden können, dass die SPÖ in den Bezirken bei der Geschäftsordnung einzig und allein Interesse daran hat, eine Geschäftsordnung im Sinne der BezirksvorsteherInnen zu machen und nicht im Sinne der einzelnen Bezirksräte und Bezirksrätinnen. Denn die Rechte und Möglichkeiten der einzelnen Bezirksräte und Bezirksrätinnen – und das sind diejenigen, die wirklich die Kleinarbeit im Bezirk machen –, werden durch die vorliegende Änderung der Geschäftsordnung keinesfalls gestärkt. Keine der vorliegenden Schwächen wird repariert, sondern ganz im Gegenteil. Für die Wiener Sozialdemokratie spielen Bezirksräte und Bezirksrätinnen eigentlich keine Rolle, sondern der Bezirk ist der Bezirksvorsteher, die Bezirksvorsteherin. Und dort, wo man selber keine Mehrheit hat, ist es aus sozialdemokratischer Sicht einfach ein Pech. Aber es gibt ja das Ziel, die Mehrheit überall wieder zu gewinnen. 

Da dem nicht so ist aus unserer Sicht und da wir tatsächlich glauben, dass Bezirksräte und Bezirksrätinnen auch als diejenigen Politiker und Politikerinnen, die am nächsten an der Bevölkerung dran sind, mehr Möglichkeiten innerhalb der Geschäftsordnung bekommen sollen, werden wir verschiedene Anträge einbringen. 

Ich beginne mit der Frage von Ton- und Bildaufnahmen, die ja jetzt einer ausdrücklichen Genehmigung bedürfen, damit die stattfinden können. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Auch im Gemeinderat darf man nicht fotografieren!) Im Gemeinderat, um es auf den Punkt zu bringen, da ist mittlerweile klargestellt, dass die Gemeinderatssitzung live im Internet übertragen wird. Nichts anderes soll auch für Bezirksvertretungssitzungen möglich sein. Und wenn es nicht seitens der öffentlichen Hand organisiert ist, dann soll es möglich sein, dass jemand Tonaufnahmen macht, dann soll es möglich sein, dass jemand Bildaufnahmen macht, ausgenommen, es gibt gute Gründe dafür, die dagegen sprechen.

Deshalb sagen wir ja auch, es soll grundsätzlich zulässig sein, und natürlich kann, wenn es gute Gründe gibt, warum etwas einmal nicht öffentlich gemacht werden soll, gesagt werden, okay, dieser Teil ist nicht öffentlich. Aber alles, was öffentlich ist, soll, insbesondere dann, wenn es darum geht, möglichst viele Menschen an der Politik teilhaben zu lassen, auch öffentlich gemacht werden. 

In diesem Sinne bringen wir den Antrag ein, die Geschäftsordnung der Bezirksvertretungen dahin gehend zu ändern, dass Ton- und Bildaufnahmen ohne Blitz – ohne Blitz deshalb, damit sich Menschen nicht ständig durch einen Blitz im Gesicht gestört fühlen – grundsätzlich zulässig sind, sofern sie den Sitzungsablauf nicht beeinträchtigen. 

Ein weiterer Punkt, der auch schon angesprochen wurde. So viele Rechte haben Bezirksräte und Bezirksrätinnen nicht. Eines ihrer Rechte ist die Möglichkeit, Anfragen zu stellen. Ich kenne es noch aus meiner eigenen Tätigkeit, dass ich mich einerseits manchmal geärgert habe, wenn ich eine Anfrage gestellt habe und sie wurde nicht mündlich beantwortet, sondern innerhalb der nächsten zwei Monate schriftlich, also bis zu nächsten Sitzung, aber dann habe ich wenigstens was in der Hand gehabt. Oft habe ich mich noch viel mehr über die mündliche Beantwortung geärgert. Denn ich stelle eine Frage, das wird heruntergenuschelt, nichts ist protokolliert, erledigt. Das kann nicht sein. 

Wir haben hier eine Selbstverständlichkeit ... (GR Dr Kurt Stürzenbecher: In welchem Bezirk war das?) Im 8., aber es war im 10. nicht besser, Kurti, und es war auch in den anderen Bezirken nicht besser. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Ich frage wegen des Nuschelns!)

Wir reden schon so lange – bei mir ist es jetzt mittlerweile zwölf Jahre her, und im 10. Bezirk ist es meine Erfahrung nach auch so lange; ich weiß gar nicht, ob der Kollege Florianschütz schon in der Bezirksvertretung gesessen ist –, aber seien wir uns ehrlich, die Antworten, die da gegeben wurden, die hätten sich viele Bezirksvorsteher und Bezirksvorsteherinnen nicht getraut, auf Papier zu formulieren. Aber das, was hier unser Recht ist, dass es selbstverständlich ist, dass mündliche Anfragebeantwortungen auch schriftlich dokumentiert werden, nämlich durch das Protokoll, oder aber eben die Beantwortung schriftlich erfolgt, das muss auf Bezirksratsebene unseres Erachtens ebenfalls sichergestellt werden.

In diesem Sinne bringen wir den Antrag ein, die Geschäftsordnung der Bezirksvertretungen dahin gehend zu verändern, dass bei Beantwortung von mehrheitlich einstimmig beschlossenen Anträgen ... 

Ach, ich bin ja beim falschen Antrag. Macht nichts, ich bringe den trotzdem gleich ein, denn es geht natürlich auch um die Anträge, die gestellt und weitergeleitet werden, und darum, dass auch diese Antworten an alle Fraktionen überstellt werden. 

Und jetzt zur Anfragebeantwortung: Dass dem Antragsteller selbstverständlich das Recht eingeräumt wird, auf eine schriftliche Beantwortung von Anfragen zu bestehen und dass in der folgenden Sitzung eine Debatte zur Beantwortung dieser Anfrage möglich ist.

Vierter Antrag: Es gibt, wir wissen das, das politische Spiel, man nimmt Abstimmungsverhalten einzelner Parteien, einzelner Personen, reißt diese aus dem Zusammenhang – es gibt dieses politische Spiel – und erzählt irgendwelche Geschichten, irgendwer hätte irgendwie abgestimmt. 

Jetzt sind wir durchaus, auch auf Grund der bestehenden technischen Möglichkeiten, soweit, dass wir nicht sagen, es ist unbedingt notwendig, alles muss protokolliert werden, muss es gar nicht, aber es wäre in der Bezirksvertretung für jeden einzelnen Mandatar hilfreich, wenn den einzelnen Mitgliedern der Bezirksvertretung die Möglichkeit eingeräumt würde, kurze erläuternde Bemerkungen im Protokoll festhalten zu lassen. Das ist oftmals wichtig, um neben dem Stimmverhalten klarzulegen, warum man so abgestimmt hat. Das wird bislang verwehrt. Wann immer man in Bezirksvertretungssitzungen sagt, ich hätte gern, dass das protokolliert wird, heißt es: Geht nicht. 

Demokratie entsteht auch dann, wenn sie zum Nachlesen ist, wenn man weiß, warum Beschlüsse zustande gekommen sind, und nicht nur sieht, dass sie zustande gekommen sind. Denn oft ist sogar, wenn das Ziel dasselbe ist, der Weg das Entscheidende, und unterschiedliche Wege müssen auch dokumentiert werden können. Nicht auf wortwörtlicher Ebene, aber zumindest sinngemäß, damit einzelne Bezirksräte und Bezirksrätinnen darlegen können, warum sie sich in welcher Sache wie positionierten und entschieden haben.

Ein weiterer Punkt, was Gott sei Dank bei uns im Gemeinderat ausgeschlossen ist, eigentlich eine Selbstverständlichkeit: Wenn von uns jemand einen Antrag stellt, entscheidet er oder sie selber darüber, ob er zugewiesen werden soll oder nicht. In den Bezirken ist das anders. Das habe ich auch oft genug selbst erlebt schon vor 15 Jahren, und das hat sich jetzt auch zugetragen bei meinen Kolleginnen und Kollegen in den Bezirken. Es wird ein Antrag gestellt, er ist unangenehm und soll nicht diskutiert werden. Ein Vertreter, eine Vertreterin der Mehrheitsfraktion stellt den Antrag auf Zuweisung zu einem Ausschuss. Gegen den Willen der Antragstellerin, des Antragstellers. (GR Siegi Lindenmayr: Aber immer noch besser als ablehnen!) Entschuldige! Einen Antrag zuzuweisen gegen den Willen der Antragstellerin oder des Antragstellers, Entschuldigung, das ist absurd. Wir machen das doch auch nicht. (GR Siegi Lindenmayr: Wenn der Antrag einmal gestellt ist, ist er ja öffentlich!) Kollege Lindenmayr, wir machen das da doch auch nicht, und das hat auch einen guten Grund, warum wir es nicht machen. 

Wollen wir, dass in der Bezirksvertretung gestellte Anträge im Sinne des Antragstellers diskutiert werden können, und dann wird von der Mehrheitsfraktion oder von den bestehenden Mehrheiten entschieden, wir stimmen zu oder lehnen wir ab oder wollen wir diese Diskussion nicht haben?

In diesem Sinne stellen wir den Antrag, die Geschäftsordnung der Bezirksvertretungen dahin gehend zu verändern, dass eine Zuweisung von Anträgen an Ausschuss oder Kommission nur mit dem Einverständnis des Antragstellers oder der Antragstellerin möglich ist.

Wir sind hier im Gemeinderat bei der Aktuellen Stunde durchaus auf einem guten Weg, indem es eine Selbstverständlichkeit ist, dass mittels Gebärdendolmetsch übersetzt wird. Gleichzeitig ist es gegenwärtig so, hier zumindest, dass wir alle das Glück haben, der Sprache mächtig zu sein, also sozusagen der Lautsprache mächtig zu sein. In den Bezirken, wo wir mehr als 1 200 Bezirkräte und Bezirksrätinnen haben, ist durchaus anzunehmen, dass es immer wieder politisch interessierte Menschen gibt, die gerne diese Tätigkeit als Bezirksrat oder Bezirksrätin ausüben würden, wenn ihnen, weil sie es benötigen, ein Gebärdendolmetsch, eine Gebärdendolmetscherin zur Verfügung gestellt werden würde.

Das ist etwas, was unseres Erachtens, um Politik barrierefrei zu gestalten, auch auf Bezirksebene umgesetzt werden müsste, und insofern bringe ich den Antrag ein, dass die Geschäftsordnung der Bezirksvertretungen dahin gehend verändert wird, dass SitzungsteilnehmerInnen bei Bedarf ein/eine Gebärdendolmetscher/in zur Verfügung gestellt wird. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Ein letzter Punkt, auch zum Ärgernis des einen oder anderen Bezirksrates, der einen oder anderen Bezirksrätin. Es gibt immer wieder Anträge, die eine Ortsverhandlung, sofern dieser Antrag angenommen wird, zur Folge haben. Dennoch ist es so, dass der- oder diejenige, der/die den Antrag gestellt hat, überhaupt nicht darüber informiert wird, was weitergeht, in welche Richtung sich etwas entwickelt. Wir wollen das ändern und sind daher der Meinung, dass derjenige oder diejenige, der einen Antrag stellt, welcher eine Ortsverhandlung zur Folge hat, jedenfalls zu informieren ist und diesem Bezirksrat, dieser Bezirksrätin die Teilnahme zu ermöglich ist. 

Bitte, nicht falsch verstehen. Da geht es nicht darum, dass dieser Bezirkrat oder dass diese Bezirksrätin im Auftrag des Bezirksvorstehers an der Ortsverhandlung teilnimmt – darum geht es gar nicht –, aber der Antragsteller/die Antragstellerin soll die Möglichkeit haben, informiert zu werden und hinzugehen. Auch dafür beantragen wir die sofortige Abstimmung.

So in etwa hätte ein umfangreiches Geschäftsordnungsänderungspaket für die Geschäftsordnung der Bezirksvertretungen aussehen können. Ich bin überzeugt davon, nicht alle unsere Anträge finden wahrscheinlich die ungeteilte Zustimmung aller anderen Parteien, aber doch der eine oder der andere. Wir werden es dann sehen bei der Abstimmung. Besonders bedauerlich würde ich es allerdings finden, wenn von der Wiener SPÖ mit ihrer Mehrheit alle Anträge, wiewohl ich überzeugt bin, im Namen einer großen Mehrheit der Bezirksräte und Bezirksrätinnen, die für Wien tätig sind, sprechen zu können, in Bausch und Bogen abgelehnt werden würden. – Ich danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Das Wort hat Herr GR Dr Tschirf. 

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wir haben jetzt wieder eine Änderung der Geschäftsordnung der Bezirksvertretung auf der Tagesordnung, und ich glaube, dass es hier doch gelungen ist, einiges zu verbessern. Und das ist gut so. 

Ich selbst habe auch, wie viele hier in diesem Haus, einer Bezirksvertretung etliche Jahre angehört, und ich weiß, dass gerade das jene politische Tätigkeit ist, wo man unheimlich nahe an den Wünschen der Bürgerinnen und Bürger dran ist, daher hat das auch entsprechend gut ausgestaltet zu werden.

Nur zur Erinnerung: Was steht drinnen in dieser Geschäftsordnung? Es geht um eine Erhöhung der Bezirksmittel, um eine Modernisierung der Bezirkshaushaltsgebarung, um eine kleine, aber wichtige Änderung der Stadtverfassung, die die Bezirke betrifft, und um eine Änderung der Geschäftsordnung des Magistrats, die eine bessere Zusammenarbeit und Kommunikation zwischen Bezirken und Magistrat herbeiführen soll.

Keine Frage, das sehr ambitiöse Vorhaben, hier eine Veränderung in der Dezentralisierung herbeizuführen, hat nur einen kleinen ersten Schritt gefunden, ein erster Schritt, dem auch andere Schritte noch folgen müssen. Aus unserer Sicht ist das jetzt kein Ende der Diskussion, sondern ein Beginn, wo man einmal ein paar Punkte gesetzt hat.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Dezentralisierung ist ja ein Vorhaben, das bis ins Jahr 1979 zurückgeht, also 30 Jahre, und es war immer gerade die Wiener Volkspartei, die die Aufwertung der Bezirke als jene Einrichtung, die den Bürgerinnen und Bürgern am nächsten ist, gefordert hat, und das eine oder andere konnte dabei umgesetzt werden, so wie auch diesmal.

Es ist keine Frage, dass die Untersuchung des Kommunalwissenschaftlichen Dokumentationszentrums, die dem zugrunde liegt, einen viel weiteren Wurf ermöglicht hätte, dass aber in einer Situation, wo es nicht notwendig ist, eine Mehrheit zu erringen, weil es eine absolute Mehrheit der SPÖ gibt, nicht mehr drinnen gewesen ist, aber trotzdem ist hier doch ein gewisser Schritt gesetzt. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Ein epochales Werk!) 

Epochal ist es nicht, epochal ist es sicherlich nicht. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Wenn man das glauben würde, wäre man völlig am falschen Dampfer. Ich bin da völlig bei Martin Margulies. Ich sage auch, dass etliche von den Anliegen durchaus überlegenswert wären, die gerade in den Anträgen von Martin Margulies vorgelegt worden sind. (StRin Dr Monika Vana: Dann stimmen Sie zu!) Es ist aber das Problem, dass dann immer irgendein Detail so ist, dass ich sagen muss, da möchte ich doch noch einmal darüber diskutieren, ob das jetzt Aufnahmen sind und Ähnliches, wie formulieren wir das und so weiter. Daher war auch meine Bitte, ob man das nicht zuweisen und noch einmal diskutierten könnte, und zwar in einer relativ kurzen Frist diskutieren könnte, und dann schaut, aus dem ein neues Paket zu machen. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Im Ausschuss wart ihr dagegen!) Ich hätte das begrüßt. Ich glaube, das wäre durchaus eine Möglichkeit gewesen und hätte uns hier auch weitergeholfen.

Der Martin Margulies war vielleicht etwas pessimistischer, wie er an das Ganze herangegangen ist, hat gesagt, bringt ohnedies nichts, wird ohnedies nichts weiter geschehen. Ich glaube trotzdem, wir hätten den Versuch unternehmen sollen, hätten noch einmal in einen Unterausschuss gehen und schauen sollen, dass man hier etwas weiterbringt.

Es ist nicht das letzte Wort gesprochen. Es ist ein erster kleiner Schritt, dem müssen sehr, sehr viele weitere folgen. Wir stellen uns vor, dass die Bezirke eine weitaus größere Rolle spielen sollen und auch, keine Frage, die Bezirksräte. Ich sage es noch einmal, ich war selbst Bezirksrat in einem Minderheitsbezirk, wo es die Möglichkeit gegeben hat, auch die Mehrheitspartei zu überstimmen. Das war immer auch eine gewisse Rute, die man da im Fenster gehabt hat.

Jedenfalls in diesem Sinn das Verlangen auch an die Mehrheitsfraktion hier, dass zu diesem Thema entsprechend weiter vorgegangen wird. Aber eines ist klar: Nach den nächsten Wiener Gemeinderatswahlen wird das Thema Dezentralisierung sicherlich einen weitaus größeren Stellenwert haben, weil es eben leichter sein wird, wenn die SPÖ die absolute Mehrheit verloren haben wird. (Beifall bei der ÖVP. – GR Dipl-Ing Martin Margulies: Da braucht es eine Wahlrechtsänderung!) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Das Wort hat Herr GR Dr Stürzenbecher.

GR Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Werte Kolleginnen und Kollegen!

Also zu Letzterem von Matthias Tschirf: Das ist natürlich Wunschdenken und Traumdenken, denn wir werden auf Grund unserer Politik die klare Mehrheit in diesem Gemeinderat behalten, weil wir einfach gute Politik für die Menschen machen. (Beifall bei der SPÖ. – GR Mag Wolfgang Jung: Das ist ein Irrglauben!) 

Aber dazu werden wir uns noch sehr anstrengen, und wir strengen uns auch an. Also die Anstrengung ist die Grundvoraussetzung dafür, die Kreativität und das demokratische Eingehen auf die Wünsche der Bürgerinnen und Bürger und überhaupt das Eingehen auf die, die es betrifft. 

Wenn Martin Margulies sagt, dass das vorliegende Werk kein großer, epochaler Schritt ist, da stimme ich ihm zu, allerdings muss man auch dazusagen, dass das Ganze in den Bezirken nicht diskutiert worden ist, doch meiner Ansicht nach müsste ein großer Schritt einer Reform der Geschäftsordnung der Bezirksvertretungen primär von den Bezirken ausgehen. (GRin Veronika Matiasek: Machen Sie es doch!) Die müssten das wollen. Ich glaube nicht, dass wir als Gemeinderat hergehen und den Bezirken irgendetwas aufoktroyieren sollten, ihr müsst das so machen, das so machen (Ironische Ah- und Oh-Rufe bei den Freiheitlichen.), sondern es hat den Dialog gegeben in den Bezirken (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Welchen Dialog?), und das ist jetzt einmal das Zwischenergebnis, würde ich sagen. (Ironische Heiterkeit bei GRÜNEN und FPÖ.)
Ich glaube auch, dass nach den nächsten Wahlen bei vermutlich im wesentlichen gleichen Mehrheitsverhältnissen hier doch sehr viele Bezirksräte neu sein werden in allen Fraktionen und dass möglicherweise in höherem Maß als bisher die jetzigen Bezirksräte einen Wunsch haben, dass man die Geschäftsordnung weiterentwickelt. Und wenn das so ist, dann wird es das auch geben. (GRin Veronika Matiasek: Irgendwann! Irgendwo!) Aber derzeit war eben der Wunsch nicht so auf ein ganz großes Ergebnis gerichtet, sondern wir haben ein Zwischenergebnis. 

Insofern, glaube ich, müssen vor allem die Bezirke mit dem leben, was sie wollten. Das war eben im Wesentlichen jetzt das Ergebnis der Bezirke, der Wünsche aus den Bezirken. Das ist demokratisch, und deshalb beschließen wir das heute so. (Beifall bei der SPÖ. – GR Dipl-Ing Martin Margulies: Haben Sie die Stellungnahmen der Bezirke gelesen?)

Ich habe viele Stellungnahmen gelesen, aber ich habe nicht feststellen können, dass es einen klaren Mehrheitswillen in einer Mehrheit von Bezirken gibt, die auf eine grandiose Änderung der Geschäftsordnung der Bezirksvertretungen ausgerichtet wären. Wir haben ja einige Änderungen auch in diesem Aktenstück stehen, durchaus zu Recht. Mit dem gegenständlichen Entwurf erfolgen daher nur einige geringfügige Änderungen beziehungsweise Anpassungen, die auf Grund der bisherigen Erfahrungen in der Anwendung der GO-BV als zweckmäßig und sinnvoll erachtet wurden. Da gehören jetzt – es wurde ohnedies schon erwähnt – durchaus einige Punkte dazu, die die bisherige Praxis verstärken, dass man Anfragen und Anträge auch mittels Fax und E-Mail einbringen kann (GRin Veronika Matiasek: Na, das ist eine großartige Änderung!), sofern das Büro der Bezirksvorsteherin/ des Bezirksvorstehers dazu ausgerichtet ist.

Ich glaube, ein größerer Wurf ist das Gender Mainstreaming, das man jetzt wirklich durchgehend durchgesetzt hat, was auch wirklich in der Sprache zum Ausdruck bringt, dass wir eine Gleichstellung haben. (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.)

Und grundsätzlich würde ich auch die Möglichkeit der Fraktionsvereinbarungen nicht geringschätzen. Also das ist etwas, was durchaus auch gegeben ist.

Zu den einzelnen Anträgen – ich möchte nicht auf alle eingehen: Teilweise ist es natürlich immer ein Abwägen: Bringt ein deutliches Mehr an Bürokratie wirklich ein Mehr an Demokratie? Das ist immer eine Abwägungsfrage, die man im Einzelfall entscheiden muss, und da kann man dann durch Abwägung eben zu einer Meinung kommen, beispielsweise, dass mehrheitlich beschlossene Anträge durch die zuständigen Stellen schriftlich zugestellt werden. Es hat ja jeder die Anträge und kann dann hinschreiben, der ist mehrheitlich beschlossen worden. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Die Antworten sollen zugestellt werden, nicht die Anträge!) Bei den Antworten ist auch immer die Frage, wie sie erfolgen. Manche sind schriftlich, und bei manchen Anträgen ist eine mündliche Beantwortung durchaus auch sinnvoll.

Wo wir nicht am Ende der Fahnenstange sind – das sage ich ganz offen –, ist bei dem Antrag, wo es um Ton- und Bildaufnahmen geht. Ich glaube, dass perspektivisch auch in den Bezirksvertretungen hier mehr als bisher möglich sein wird. Es ist meines Wissens auch derzeit schon so, dass mit Zustimmung des Vorsitzenden Bildaufnahmen möglich sind. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Nein!) Insofern ist das nicht etwas vollkommen Neues. Aber ich glaube, wenn wir in den Bezirken – und mehrheitlich ist das ja durchaus der Fall – eine attraktive Bezirkspolitik machen und es durch eine politische Kultur schaffen, das Interesse der Bezirksbürgerinnen und ‑bürger für die Bezirkspolitik zu steigern, dass dann auch das Interesse steigen wird und dass dann auch, glaube ich, der Druck stärker werden wird, dass zusätzlich mediale Möglichkeiten bestehen.

Aber, wie gesagt, hier sind wir bei einem Zwischenergebnis, und gerade bei dem Antrag bedaure ich, dass Martin Margulies einer Zuweisung nicht zugestimmt hat, weil ich glaube, dass man hier noch hätte weiter verhandeln und diskutieren können.

Wo ich nicht der Meinung bin, dass man zustimmen soll – mit durchaus auch guten Gründen –, ist der Antrag, in dem steht, die Geschäftsordnung soll dahin gehend verändert werden, dass eine Zuweisung von Anträgen an Ausschüsse oder Kommission nur mit dem Einverständnis des Antragstellers möglich ist. Wenn ein Antrag einmal eingebracht ist, dann ist er sozusagen Allgemeingut der Bezirksvertretung. Da verliert der Antragsteller quasi das Verfügungsrecht, und dann kann man das auch zuweisen, wie es die Mehrheit eben für wichtig erachtet. Das ist ein Grundprinzip der Demokratie, dass Anträge ab einem gewissen Zeitpunkt nicht mehr Eigentum und Verfügungsrecht sind, sondern dass sie dann Allgemeingut werden.

Weiters glaube ich, dass es richtig ist, dass der Bezirksrat, der beim Ortsaugenschein ist, derjenige ist, der eben den Bezirksvorsteher oder die Bezirksvorsteherin vertritt und dass der natürlich der Schwerpunkt ist und nicht der, der ursprünglich den Antrag gestellt hat. 

Also man könnte noch viel weiter diskutieren. Es ist bedauerlich, dass nirgends auf Zuweisung gegangen ist. Man wird alle diese Problematiken auch weiter diskutieren. Es ist nicht der erste kleine Schritt, wie Matthias Tschirf gesagt hat, sondern ein weiterer Schritt, aber man wird sicher alle diese Fragen vermutlich in der nächsten Gesetzgebungsperiode weiterbehandeln. Manche Sachen, wie gesagt, wollen die Bezirke ganz dezidiert nicht, und wir wollen sie nicht oktroyieren, andere sind noch unausgereift, aber werden perspektivisch vielleicht umgesetzt. 

In dem Sinn ist es richtig, dass wir heute den ersten Schritt einmal beschließen. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Eine weitere Wortmeldung liegt mir nicht vor. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. – Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort.

Damit kommen wir gleich zur Abstimmung über das Geschäftsstück. - Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung fest bei allen vier Fraktionen. Damit ist das Geschäftsstück einstimmig angenommen.

Ich komme nun zur Abstimmung der sieben Beschluss- und Resolutionsanträge der Grünen. Es ist jeweils die sofortige Abstimmung beantragt.

Ich beginne mit dem Antrag „Aufnahmen während der Sitzungen". Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Es gibt die Zustimmung von FPÖ und Grünen. Der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit.

Antrag „Zustellung von Anfragebeantwortungen". Wer ist hiefür? – Es gibt die Zustimmung von FPÖ und Grünen. Der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit.

Antrag „Anfragebeantwortungen". Wer ist dafür? – Hier gibt es die Zustimmung von FPÖ und Grünen. Der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit.

Antrag „Protokollierung". Wer ist dafür? – Wiederum FPÖ und Grüne. Das ist nicht die erforderliche Mehrheit.

Antrag „Zuweisung von Anträgen". Wer ist dafür? – Wiederum FPÖ und Grüne. Der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit.

Antrag „Beiziehung von GebärdendolmetscherInnen". Wer ist dafür? – ÖVP, FPÖ und Grüne. Der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit.

Antrag „Ortsverhandlungen". Wer ist dafür? – FPÖ und Grüne. Der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit.

Wir kommen zur Postnummer 1 der Tagesordnung: Subvention an den Verein ZARA. Eine Wortmeldung liegt mir nicht vor. Wir kommen sofort zur Abstimmung. Wer ist dafür? – Es gibt die Zustimmung von ÖVP, SPÖ und Grünen. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Postnummer 6 der Tagesordnung: Subvention an den Verein ICE. Berichterstatter ist Herr GR Baxant. Ich bitte ihn, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Petr Baxant: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Dr Aigner. – Bitte schön.

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Abermals eine namhafte Subvention an einen Verein im Nahebereich der Stadt Wien, 612 000 EUR für die Errichtung und den Betrieb einer Gaming Plattform. 

In dem ganzen Akt gibt es nicht eine einzige Darstellung, warum das 612 000 EUR kostet. Das ist das Zweieinhalbfache dessen, was vor vielen Jahren Karl-Heinz Grasser für seine viel gescholtene und viel kritisierte Homepage bekommen hat. Jetzt soll es 600 000 EUR geben, ohne dass es nur einen Ansatz gibt, wie sich dieser hohe Betrag erklären lässt.

Meine Damen und Herren! Allein diese Tatsache reicht eigentlich schon aus, diese gigantische Subvention abzulehnen. Es geht aber auch ums Inhaltliche. Wenn man sich den Subventionstext im Antrag anschaut, dann heißt es eben hier, dass mit dieser Plattform, die mit einem zweiten Betreiber, der Skill3D, errichtet wird – Näheres über die kann man aus dem Google finden, nicht aber aus dem Akt, aber bitte, Gemeinderäte gehen halt auch ins Google –, ein einzigartiges, innovatives und vollkommen neuartiges Gaming-Angebot erstellt werden soll. Das Projekt ist unter „www.gigg.at" im Internet zu finden, und es soll Medienkompetenz, interaktives Gaming, Entertainment sowie Denk-, Simulations- und Strategiespiele vereinen. 

Dieses Gaming-Angebot, so heißt es weiter, ermöglicht durch gemeinsames und moderiertes Spielen ein positives und soziales Spielerlebnis und vor allem gemeinsamen Spaß an internetforcierten Computer- und Konsolenspielen. Ganz wesentlich neben dem Spaß ist auch das medienpädagogische Gaming-Element. 

Soweit, so gut. Hört sich noch recht harmlos an. Wenn man auf „www.gigg.at" geht, wird man dann weitergeleitet zu einem Spiel, das Hedgewars genannt wird. Es wird kategorisiert unter die drei Attribute Taktik, Action und Artillerie. Also Artillerie hört sich schon relativ nach War Game an. Medienpädagogisch wertvoll?

Das Spielprinzip, das dann weiter beschrieben wird, liest sich folgendermaßen: „Ähnlich wie im großen Vorbild" – ich weiß nicht, welches Vorbild da gemeint ist – „besteht das Hauptziel des Spiels darin, alle gegnerischen Spielfiguren auszuschalten, bevor dies dem Gegner gelingt. Hiefür stehen eine Reihe von Waffen zur Auswahl, die neben eher klassischen Vertretern des Genres, beispielsweise Bazooka," –ich weiß nicht, was Bazooka ist; in meiner Jugend war das ein Kaugummi – „Handgranaten und Gewehren, auch absurdere Formen. wie beispielsweise zu Bomben umfunktionierte Wassermelonen oder explodierende Torten, umfassen." – Also so richtig medienpädagogisch wertvoll hört sich das beileibe nicht an. 

„Die einzelnen Gefechte werden rundenbasiert auf einer zweidimensionalen, in der Regel zerstörbaren Karte ausgetragen, die eine Insel oder Höhle repräsentiert und vom Wasser unterspült ist. Ein Spieler hat verloren, sobald alle seine Igel getötet wurden oder ins Wasser gefallen sind." – Also unter Gewaltfreiheit stelle ich mir etwas anderes vor. 

Es gibt dann auch noch Anpassungsmöglichkeiten: „Jeder Spieler kann sich eine eigene angepasste Mannschaft an Igeln zusammenstellen. Neben den für getötete Igel aufgestellten Grabsteinen lassen sich auch deren Stimmen und Namen verändern. Weiterhin kann für jeden Igel ein spezieller Hut gewählt werden, den dieser dann einen Großteil der jeweiligen Partie trägt." Und so weiter und so fort. Jetzt erklärt sich schon, warum das unter der Kategorie Artillerie firmiert. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich neige eigentlich überhaupt nicht zu Aktionismus, aber nachdem heute auf meinem Platz eine Trillerpfeife gelegen hat, auf der steht: „Ich pfeif auf Gewalt", darf ich Ihnen jetzt (Der Redner pfeift kurz auf der Trillerpfeife.) kurz sagen: Wir pfeifen auf Gewalt und lehnen daher diese Subvention ab. (Beifall bei der ÖVP. – GR Mag Wolfgang Jung lässt ebenfalls einen kurzen Pfiff ertönen.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Eine weitere Wortmeldung liegt mir nicht vor. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Petr Baxant: Meine Damen und Herren!

In einer Zeit, wo das Digital Gap zwischen Menschen mit ziemlich viel Einkommen und Familien mit wenig Einkommen immer größer wird, ist jede Initiative, die diesen Digital Gap schließen möchte, auf jeden Fall willkommen. Der Verein ICE macht genau das und versucht, auch Kindern und Jugendlichen aus sozial schwachen und benachteiligten Familien die Möglichkeit zu geben zu spielen und sich mit dem Internet auseinanderzusetzen. Natürlich gehören Spiele zu den Lebenswelten junger Menschen, und umso wichtiger ist es, dass sie an dieses Spielen – unter anderem auch mit Spielen, die uns beiden vielleicht nicht so sehr gefallen, Herr Kollege Aigner, die aber einfach zu den Lebensrealitäten junger Menschen gehören – von Pädagogen und Pädagoginnen herangeführt werden. 

In diesem Sinne bitte ich um Zustimmung zu diesem Projekt. – Danke sehr. 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Wir kommen zur Abstimmung dieses Antrages des Berichterstatters. - Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung fest bei SPÖ und Grünen. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Postnummer 7: Abbruch des Gebäudes im 5. Bezirk, Embelgasse, sowie Grundsatzbeschluss für die Errichtung eines Neubaus für die Berufsschule für Verwaltungsberufe. Berichterstatterin ist Frau GRin Mag Kato. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Mag Sonja Kato: Ich bitte um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Die Debatte ist eröffnet. Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Anger-Koch.

GRin Mag Ines Anger-Koch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin!

Wir lehnen dieses Geschäftsstück deswegen ab, weil die Embelgasse eigentlich eine Geschichte hat seit 2007 und die Vorgehensweise ihresgleichen sucht. Warum muss man jetzt, zwei Jahre danach – 2007 hat das Ganze begonnen –, das Statikgutachten machen, warum kann man das nicht schon vorher machen? Man zerreißt dort eine Klasse, man zerreißt dort eine Schule, eine KMS, bringt die Kinder an drei verschiedenen Schulstandorten unter. Dann sagt man, man versucht jetzt eine Generalsanierung, und dann liegt das Ganze brach und still. Man möchte eine andere Berufsschule dort machen, und jetzt kommt man eigentlich zu dem Punkt, dass man sagt, alles geht nicht, wir müssen jetzt noch mehr Geld dafür investieren. Wir reißen das ab und bauen dort ganz was Neues hin. 

Uns stört diese Vorgehensweise, und darum werden wir dieses Geschäftsstück ablehnen. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Frau Berichterstatterin, bitte.

Berichterstatterin GRin Mag Sonja Kato: Ja, ich höre die Argumente, nur ich verstehe sie bei diesem konkreten Akt insofern nicht, als wir hier etwas beschließen, das sozusagen in der Sache alternativlos ist. Es liegt ein Gutachten vor, das bestätigt, dass der bestehende Bau nicht mehr saniert werden kann und nur mit sehr, sehr großem Aufwand überhaupt erhalten werden könnte. Es ist daher der Beschluss gefasst worden, hier einen Abriss zu machen und die Chance zu nutzen, an diesem wichtigen Standort einen Neubau zu errichten. Sie alle wissen, es besteht auch ein Bedarf von Seiten der Berufsschule für Verwaltungsberufe für rund 600 Schülerinnen und Schüler, die hier unter neuen und guten Bedingungen einfach auch auf ihre Berufstätigkeit vorbereitet werden wollen. 

Ich bitte Sie daher um Zustimmung zu dem vorliegenden Geschäftsstück. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Wer für den Antrag der Frau Berichterstatterin ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung fest bei FPÖ und SPÖ. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Postnummer 58: 9. GR-Subventionsliste 2009 sowie Subvention an den Verein Europaforum Wien. Wir kommen sofort zur Abstimmung, wobei ich getrennt abstimmen lasse. 

Ich lasse zunächst abstimmen die Subvention an den Pensionistenverband Österreichs, Landesorganisation Wien. Wer für diese Subvention ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Hier stelle ich die Zustimmung fest von ÖVP, FPÖ und SPÖ. Der Antrag ist diesbezüglich mehrstimmig angenommen.

Ich lasse nun abstimmen die Subvention an den Republikanischen Club. Wer für diese Subvention ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Hier gibt es die Zustimmung von SPÖ und Grünen. Diesbezüglich ist der Antrag mehrstimmig angenommen.

Ich lasse nun den Rest der Postnummer 58 abstimmen. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Hier gibt es die einstimmige Annahme.

Postnummer 44: Subvention an die Wiener Naturwacht. Mir ist kein Redner gemeldet. Wir kommen sofort zur Abstimmung. Wer für diese Subvention ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Hier gibt es die Zustimmung von allen Fraktionen. Der Antrag ist einstimmig angenommen.

Postnummer 11, Subvention an QWIEN. Auch hier liegt mir keine Wortmeldung vor. Wir kommen sofort zur Abstimmung. Wer ist dafür? – Ich stelle die Zustimmung fest von ÖVP, SPÖ und GRÜNEN. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen. (GR Marco Schreuder: Bei der Naturwacht hat niemand von uns aufgezeigt!)

Also bitte, ich nehme den Einwurf der Grünen zur Kenntnis, dass diese bei der Wiener Naturwacht, Postnummer 44, nicht mitgestimmt haben möchten.

Damit kommen wir zur Postnummer 13, Abschluss einer 3-Jahresvereinbarung mit der Wiener Festwochen GmbH. Berichterstatter ist Herr GR Woller. Ich bitte ihn, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Ernst Woller: Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Das Wort hat Herr GR Mag Gudenus. (Ruf bei der FPÖ: Er ist gestrichen!) Er ist gestrichen. Das hat sich nicht bis zu mir durchgesprochen. Damit ist Frau GRin Mag Ringler am Wort.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich kann es kurz halten. Ich wollte eigentlich auf den Herrn Mag Gudenus auch replizieren, in Erwartung dessen, was er uns wahrscheinlich erzählt hätte. 

Die Festwochen sind ein sehr wichtiger Bestandteil der Wiener Kulturlandschaft. Wir finden sie immer spannend und interessant, ich halte aber fest (In den Reihen der GRÜNEN herrscht Heiterkeit.) – entschuldigen Sie, meine Kollegen lenken mich auf ungebührliche Weise durch Lachen ab –, ich halte fest, es ist nicht lachhaft und auch nicht lächerlich, dass die Wiener Festwochen ein wesentlicher Faktor unserer Stadt sind, sie sind aber auch – ich möchte das hier in aller Kürze ebenfalls festhalten – ein Beispiel für jene Institutionen, die sich immer leichter tun, an Geld zu kommen als viele Kleine. Wir haben das ja schon in der Budgetdebatte diskutiert. 

Wir werden dieses Jahr dieser gegenüber den letzten Jahren erhöhten Subvention zustimmen, aber hoffen sehr, dass die Erhöhungen, die den Wiener Festwochen in den letzten Jahren zugute gekommen sind und die jetzt in dieser Subventionshöhe hier münden, in Zukunft auch kleineren Institutionen dieser Stadt in dieser Weise zugute kommen werden. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Bluma. 

GRin Susanne Bluma (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Mir geht es wie meiner Vorrednerin. Auch ich wollte gerne auf GR Gudenus replizieren. Er nimmt uns hier irgendwie den halben Spaß. (Heiterkeit und Beifall bei den GRÜNEN.) Aber ich habe recherchiert (Neuerliche lebhafte Heiterkeit bei den GRÜNEN.) und darf mich auf die Presseaussendung vom Juni 2009 beziehen, in der Herr GR Gudenus die Wiener Festwochen als Minderheitenprogramm bezeichnet hat. Ich habe mir deswegen vorgenommen, auch weil dies meine erste Rede in diesem Hohen Haus ist, ein bisschen zu diesem Minderheitenprogramm Stellung zu nehmen. (Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.) 

Nun zu den Wiener Festwochen. Die Wiener Festwochen wurden 1951 neu gegründet. Ziel der Stadt Wien war es damals zu beweisen, dass eine Stadt, die von den Nachwehen des Zweiten Weltkrieges geprägt war, zu kulturellen Aktivitäten fähig ist. Kulturelle Identität, das ist etwas, was im Zusammenhang mit Kultur in den letzten zwei Tagen ja sehr oft gefallen ist. 

Was ist das Ziel der Wiener Festwochen heute? Die Wiener Festwochen wollen neue Akzente setzen in einer der großen Kulturmetropolen. Und ich denke, da sind wir alle eins: Wien ist in der Tat eine große Kulturmetropole auf dieser Welt.

Ziel der Wiener Festwochen ist es, höchstes künstlerisches Niveau und gesellschaftsrelevante Inhalte einem möglichst breiten Publikum zugänglich zu machen. Ich wiederhole: einem möglichst breiten Publikum. Die Wiener Festwochen sind nämlich kein Spektakel für irgendwelche Eliten, die Wiener Festwochen verstehen sich als Fest für alle und bemühen sich daher um ein möglichst breites Programmangebot. Dieses umfasst, wie Sie alle sehr gut wissen, Musiktheater, Schauspielaufführungen, Konzerte, Performances, Tanz, Ballet, Ausstellungen, Symposien und Lesungen. In Gastspielbereich werden außergewöhnliche Spitzenproduktionen vorgestellt. 

Die Festwochengemeinschaft und Eigenproduktionen zeigen, dass die Wiener Festwochen nicht nur Einkäufer, sondern auch Anreger und Förderer sind. Die berühmtesten Ensembles aus allen Erdteilen werden präsentiert und auf gleich hohem Qualitätsanspruch basiert auch die Einbeziehung der heimischen Kulturszene. 

Die Wiener Festwochen arbeiten mit den berühmtesten internationalen Regisseuren. 

Die Wiener Festwochen sind Spiegel der Kulturbegeisterung dieser Stadt und gleichzeitig ein Angebot zur Offenheit gegenüber anderen Kulturen. Und ich wiederhole noch einmal in diese Richtung (Die Rednerin blickt in Richtung FPÖ.): ein Angebot zur Offenheit gegenüber anderen Kulturen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Die Wiener Festwochen fördern und präsentieren die Kreativität Wiens. Sie suchen die Auseinandersetzung mit dem künstlerischen Schaffen in anderen Städten Europas und der Welt. Jedes Jahr gibt es zwischen 35 und 45 Schauspiel- und Musikproduktionen mit rund 175 Vorstellungen und 70 Konzerten. Die Eröffnung auf dem Rathausplatz, ein Open Air Event bei freiem Eintritt, wird von zehntausenden Besucherinnen und Besuchern gestürmt. 

Die Wiener Festwochen – und jetzt komme ich wieder zum Minderheitenprogramm – zählen pro Jahr rund 175 000 Besucherinnen und Besucher. 175 000 – ein Minderheitenprogramm! Von den 175 000 Besucherinnen und Besuchern sind 74 Prozent Wienerinnen und Wiener, 14 Prozent kommen aus den Bundesländern und 12 Prozent sind internationale Gäste. 

Was bewirken die Wiener Festwochen? Sie bewirken, dass die Position Wiens als internationale Kulturmetropole gestärkt wird, sie bewirken einen positiven Effekt für Wien als Weltstadt und als Tourismusdestination. 

Die Wiener Festwochen, das Minderheitenprogramm, lösen 3 000 Artikel in den Printmedien aus und 1 500 Artikel in den elektronischen Medien. Das ist eine überwältigende Resonanz auf ein Kulturfestival, auf ein Großstadtfestival. Der damit verbundene Werbewert für Wien und für die Wiener Festwochen liegt bei 20 Millionen EUR, der Imagegewinn ist natürlich als ein viel höherer zu bewerten. 

Die Wiener Festwochen werden auch 2010 alles daransetzen, ihrem Weltruf als eines der führenden europäischen Festivals gerecht zu werden. Das Erfolgsrezept ist, wie bereits in der Vergangenheit erprobt, innovative, mutige Spielgestaltung und eine weltweite Vernetzung mit künstlerischen Kapazitäten. 

Die Wiener Festwochen waren von Beginn an vor allem als Fest für die Bewohnerinnen und Bewohner dieser Stadt konzipiert. Der Bekanntheitsgrad dieses Festivals liegt bei den Wienerinnen und Wienern bei 98 Prozent. Durch das breite Programmangebot sind alle Schichten und alle Altersgruppen angesprochen. Die Kartenpreise, in Preiskategorien gestaffelt, sind bewusst moderat gehalten, und es gibt zahlreiche Ermäßigungen. 

Ich wiederhole das, weil es mir und weil es uns Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten so wichtig ist, denn für uns ist Kunst und Kultur ein Angebot für alle Wienerinnen und Wiener und nicht nur für die, die es sich leisten können (Beifall bei der SPÖ): Die Wiener Festwochen sind keine Festspiele für Eliten. Die Wiener Festwochen sind ein Fest für alle Wienerinnen und Wiener, ein Fest für alle Kulturbegeisterten. – Herzlichen Dank. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Nachgemeldet hat sich Herr GR Mag Ebinger. – Bitte schön. (Scherzhafte Unmutsäußerungen. – GR Heinz Hufnagl: Jetzt kommt die Spätlese!) 

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine Damen und Herren!

Kein Amerlinghaus, nichts dergleichen. Es tut mir echt leid, es hat sich jetzt nicht anders ergeben. Das war eine schöne Erstlingsrede, Sie haben aber hier irgendwie so das tradierte Feindbild wiedergegeben, Sie waren voll eingeschossen auf den nichtredenden Joschi Gudenus. (GR Heinz Hufnagl: Joschi!) Das tut mir echt leid. Ich habe mich auch nicht in Absicht nachgemeldet, sondern nur um dieses Bild, dieses Feindbild ein bisschen zu relativieren. 

Ja, wir haben, wenn man zurückblickt, gewisse traditionelle Vorbehalte gegen den Intendanten Luc Bondy, und wir finden auch, dass zu wenig Produktionen mit Inlandsbezug da sind. Wir sind uns auch nicht sicher, wie das ist, er kriegt ein Gehalt als Intendant und produziert eine Verdi-Oper, ob er da wieder Extragehalt kriegt? 

Aber ich bin selber auch Besucher der Wiener Festwochen (GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Na geh!), und warum sollte man nicht seine Meinung ändern. Und deswegen, damit Sie alle ad absurdum geführt werden und weil es ja doch eine wichtige Sache ist, und damit es nicht immer heißt, die Freiheitlichen, das sind die klassischen Feindbilder, die sind gegen alles, was Kunst und Kultur ist: Wir stimmen den Wiener Festwochen zu. (Heiterkeit und ironische Rufe des Erstaunens.) 

Wenn ich Ihnen das aber vorher gesagt hätte, liebe Kollegin Bluma, dann hätten Sie mit Ihrer Erstlingsrede nicht mehr anfangen können. Deswegen habe ich aus Rücksicht auf Sie verzichtet und habe mich jetzt kurz zu Wort gemeldet. (Beifall bei der FPÖ. – Lebhafte Heiterkeit im gesamten Plenum.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Der Herr Berichterstatter verzichtet auf sein Schlusswort. (GR Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Das kannst du nicht machen!) Den Ausführungen des Herrn Kollegen Mag Ebinger ist offenbar nichts hinzuzufügen. (Heiterkeit. – GR Heinz Hufnagl: Halte eine Brandrede!)

Ich komme sofort zur Abstimmung. Wer für das Geschäftsstück ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung aller vier Fraktionen fest. Der Antrag ist einstimmig angenommen. (Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.) 

Wir kommen zur Postnummer 15: Förderung von diversen Theatergruppen und diversen Einzelpersonen. Eine Wortmeldung liegt mir nicht vor. Wir kommen sofort zur Abstimmung. - Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung fest bei SPÖ und Grünen. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen. 

Postnummer 16: Subvention an die schau Verlags GmbH. Berichterstatterin ist Frau GRin Schinner. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Katharina Schinner: Ich bitte um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Ing Mag Dworak. 

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine Damen und Herren! Ich werde es auch nicht sehr lange machen. 

Das Projekt „schau kunstmagazin" ist sicherlich ein sehr lobenswertes Projekt. Uns macht nur Folgendes Sorge: Es wird von fünf Bundesländern finanziert, es wird vom Bundesministerium für Unterricht und Kunst finanziert, es gibt Partner dazu, die Viennafair, die wir subventionieren, Okto-Community, die wir finanzieren, „departure“ – dieses Projekt wird bekannterweise mit 94 000 Eur finanziert –, Dschungel Wien haben wir vor Kurzem diskutiert und wir werden Dschungel Wien nächste Woche mit 1,1 Millionen subventionieren, die Wiener Büchereien, wienXtra oder der Wiener Stadtschulrat.

Meine Damen und Herren! Das alles sind Institutionen, die von der Stadt Wien durchaus optimal gefördert werden und trotzdem soll man extra von der MA 7 noch einmal mit 20 000 EUR finanzieren. Das ist leider Gottes von unserer Seite einmal zu viel finanziert, besonders weil auch die Herausgeberin generell Produktinserate ablehnt, aber, meine Damen und Herren, ich denke mir, Werbung kann nicht von vornherein pfui sein. Wenn man sinnvolle Werbung nicht akzeptiert, warum soll dann die Stadt Wien einfach zahlen? 

Deswegen lehnen wir diesen Akt ab. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. 

Berichterstatterin GRin Katharina Schinner: Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! 

Auch ich werde mich kurz fassen, denn ich glaube, es gibt eigentlich nur einen Satz dazu zu sagen. Was gibt es Wichtigeres, als sich um die jungen Menschen in unserer Stadt zu kümmern? Und genau das tut dieses Projekt. Es bringt jungen Menschen im Alter zwischen 12 und 16 Jahren zeitgenössische Kunst näher. Es hat eine phantastische Breitenwirkung, es hat eine phantastische Aufgliederung, wie dieses Magazin auf die jungen Menschen zugeht. 

Ich denke, das ist eines der wichtigsten Dinge, denen wir uns immer mit größter Sorgfalt widmen sollten, und deswegen bitte ich wirklich von Herzen um Zustimmung. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Wer für das Geschäftsstück ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung fest bei SPÖ, FPÖ und den Grünen. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen. 

Postnummer 17: Subvention an die KunstHausWien GmbH. Berichterstatter ist Herr GR Woller. Ich bitte ihn, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatter GR Ernst Woller: Ich ersuche um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Das Wort hat Frau GRin Mag Ringler. 

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Vielleicht noch ein Wort zum vorgehenden Akt. Die Ablehnung der ÖVP ist mir auch nicht nachvollziehbar, noch dazu, wo es gut ist, wenn Produkte für Jugendliche keine Werbung enthalten. (Beifall bei den GRÜNEN.) Das finde ich eine sehr sinnvolle Vorgangsweise, und ich verstehe ganz und gar nicht, dass Sie dem nicht zustimmen können. 

Aber ganz kurz zum KunstHausWien. Beim KunstHausWien und dieser Subvention haben wir uns richtiggehend überwinden müssen zu einer Zustimmung heute, weil wir hier durchaus einige Probleme sehen. Der Akt besteht aus drei Seiten. Das ist, sagen wir einmal, für die doch nicht ganz unwesentliche Summe vielleicht etwas kurz gehalten, wenn ich das so formulieren darf. Und so sehr wir auch die Arbeit des KunstHausWien für eine wichtige in dieser Stadt halten, so meinen wir, dass die Gesamtsumme, mit der das KunstHausWien in diesem Jahr finanziert werden wird – das sind, wenn ich das richtig im Kopf habe, 500 000 Eur –, doch eine ziemlich große Summe ist für einen Ausstellungsort, der angetreten ist mit dem Ziel, ohne Subventionen auszukommen und der erst mit der Übernahme in die Wien Holding jetzt Subventionen bekommt. 

Das finden wir nicht unproblematisch. Trotz allem werden wir in dubio zustimmen, allerdings – mein Kollege Marco Schreuder hat gestern einen Antrag eingebracht – erwarten wir uns ein nachvollziehbares Modell von Seiten des Herrn Kulturstadtrates, unter welchen Bedingungen Institutionen in Zukunft aus Krisengründen Subventionen erhalten sollten, denn auch in diesem Fall ist die Argumentation ja die, dass es massive Ausfälle bei den Einnahmen gibt und daher diese Nachsubvention notwendig wird. 

Das mag in manchen Fällen sehr, sehr berechtigt sein. Es ist auch wirklich nicht ganz einfach, eine Struktur anzupassen innerhalb kurzer Zeit, wenn unerwartet Einnahmen entfallen. Aber nichtsdestotrotz meinen wir, dass das viele Institutionen in dieser Stadt trifft und dass es Sinn macht, hier strukturiert und systematisch vorzugehen und nicht den Eindruck von nicht nachvollziehbarer Willkür entstehen zu lassen. 

Deshalb hoffen wir, dass, auch wenn unser Antrag gestern abgelehnt wurde, der Herr Kulturstadtrat ein Modell präsentieren wird, an dem nachvollziehbar wird, nach welchen Kriterien Institutionen in dieser Stadt Zuschüsse bekommen aus Krisengründen. – Vielen Dank. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Herr GR Dr Wolf, bitte. 

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Auch ich kann es kurz machen. Ich bin zwar immer einer Meinung mit Marie Ringler, in dem Fall nicht. Wir werden die zusätzliche Subvention für das KunstHausWien in Höhe von 150 000 EUR ablehnen, und ich will ihnen kurz begründen, warum. 

Das KunstHausWien hat heuer bereits 350 000 Eur Subvention bekommen, also insgesamt 500 000 EUR. Interessant ist das deshalb, weil ganz anderes versprochen wurde. Am 27. April 2007 hat StR Mailath-Pokorny gemeinsam mit Finanzstadträtin Renate Brauner eine Pressekonferenz gegeben, bei der die Übernahme des KunstHausWien ab 1. Juli 2007 angekündigt wurde, und die Frau StRin Brauner hat Folgendes wörtlich gesagt: „Ich gehe davon aus, dass die Wien Holding das KunstHaus ebenso erfolgreich führen wird wie den gesamten Kulturcluster des Konzerns, dem derzeit zum Beispiel die Vereinigten Bühnen Wien, das Mozarthaus oder die Wiener Stadthalle Gruppe angehören." 

In dem Fall hat sie recht gehabt. Tatsächlich führt die Wien Holding die Geschäfte im KunstHaus so erfolgreich wie bei den Vereinigten Bühnen Wien und dem Mozarthaus, beide massive Zuschussbetriebe. 50 Millionen wird der Abgang heuer wohl betragen bei den Vereinigten Bühnen Wien, und auch das Mozarthaus ist, nachdem das PPP-Modell entsorgt wurde, auch auf Subventionen der Stadt Wien angewiesen. 

Und da stellt sich schon die Frage, was diese Holding eigentlich als kommerzielles Unternehmen macht. Es wird mit der Krise argumentiert. Die Krise ist unbestritten, aber wozu braucht man eine Holding, ein kommerzielles Unternehmen, wenn alle Defizite stets dann wieder von der Stadt Wien gezahlt werden? 

Hier stimmt etwas nicht, hier passt etwas nicht, offenbar ist hier eine falsche Geschäftspolitik am Werk. Das hat mit der Krise nur bedingt zu tun, und das ist der Grund, warum wir ablehnen: Weil wir mit dieser Subventionspolitik eines kommerziellen Unternehmens in die falsche Richtung gehen. – Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Frau GRin Schinner. 

GRin Katharina Schinner (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! 

Ich möchte vielleicht zu Beginn zwei Sätze zum KunstHausWien sagen, die man sich, glaube ich, auch immer wieder vor Augen führen muss. Einerseits beruht die Strategie des KunstHausWien auf zwei Säulen, und ich denke, dass die Hundertwasser-Ausstellung, die uns ja jetzt schon über viele Jahre begleitet, gezeigt hat, was das für ein Tourismusmagnet ist, wie stark diese Ausstellung besucht wird und was es auch für uns darstellt, so eine Ausstellung in unserer Stadt zu haben. Ich denke, das ist wichtig. 

Der zweite Punkte, wo sich das KunstHausWien mittlerweile einen sehr starken Namen gemacht hat und einen starken Schwerpunkt hat, ist die Fotografie. Auch hier gibt es wirklich international bekannteste Ausstellungen, die über die Grenzen unserer Stadt hinaus Anerkennung finden. Das sollte man auf jeden Fall auch sehen, denn ich denke, das KunstHausWien ist für uns alle eine Einrichtung, die man sich aus unserer Stadt nicht wegdenken möchte. 

Es ist aber so – und ich erlebe das sozusagen auch in meiner Arbeit im Wirtschaftsverband und in der Wirtschaftskammer –, dass es dann, wenn wirtschaftlich schwierige Zeiten auf uns zukommen – und die sind jetzt im letzten Jahr auf uns zugekommen, die sind sozusagen nach diesem Budget für das KunstHausWien hereingebrochen –, dass es dann einerseits, wie wir es sehr oft sehen bei vielen Betrieben in unserer Stadt, bei vielen kleinen Unternehmen, eben auch so sein kann, dass es auch eine Institution wie das KunstHausWien treffen kann. 

Dort war es zum Beispiel so, dass der Museums-Shop immer ein sehr starker Rückhalt und ein sehr starkes Fundament für das Museum war, aber plötzlich gibt es hier Veränderungen, weil die Touristen einfach sparen, weil es nicht mehr so viele Touristen gibt, die kommen, sodass man das schlussendlich spürt. Das andere ist eben auch, dass es plötzlich weniger Besucher in der Ausstellung gibt. 

Diese Faktoren haben einfach dazu beigetragen, dass eine Entwicklung in Gang gesetzt wurde, die schlussendlich jetzt dazu geführt hat, dass es hier einer zusätzlichen Förderung bedarf. 

Ich glaube, wir sollten die Dinge immer sehr realistisch sehen, denn ich denke, die Kunst in unserer Stadt muss uns wichtig sein, ich denke, das KunstHausWien muss uns wichtig sein. Ich glaube, es zeigt auch von großem Format, wenn man in schwierigen Zeiten dazu steht, denn es werden wieder bessere Zeiten kommen, und es ist jetzt, glaube ich, ein gemeinsamer Schritt, einen Weg des Miteinanders zu gehen. Es sind jetzt sicherlich große Summen im Spiel, die in den nächsten Jahren von der Subvention her wieder heruntergefahren werden. 

Ich denke, dass es hier eine gute Strategie gibt, dass es ein sehr großes Bemühen des Hauses gibt, dass es phantastische Ausstellungen gibt, auf die man blicken kann, und dass wir stolz sein können, dass wir so ein Haus in unserer Stadt haben. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. – Er verzichtet. 

Wir kommen zur sofort Abstimmung. Wer für dieses Geschäftsstück ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung fest bei FPÖ, SPÖ und den Grünen. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Damit ist die öffentliche Sitzung erledigt, und wir kommen zur nichtöffentlichen. Ich ersuche die Gäste auf der Galerie, diese zu verlassen für die nichtöffentliche Sitzung, die jetzt abgehalten wird.

(Schluss um 14.52 Uhr.)

